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Vorwort der neuen Ausgabe, gtltig ab 1. Januar 2009

Die Wegleitung Uber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
wurde auf den 1. Januar 2009 redaktionell Uberarbeitet, was zu ei-

ner Neunummerierung geftihrt hat. Die Struktur wurde ebenfalls an-
gepasst.

Aus materieller Sicht wurde ein Antragsformular fir Entsendungen
aufgenommen. Ein Exemplar ist im Anhang zuganglich und das For-
mular kann ebenfalls von der Site www.ahv-iv.info/ heruntergeladen
werden. Die Situation des Kosovo und von Serbien konnte auch ge-
klart werden. Des Weiteren ist die AHV-Mitteilung Nr. 230 und 235
in die WVP aufgenommen worden. Schliesslich wurden gewisse
Fehler korrigiert und die Anpassungen an die neueste hochstrichter-
liche Rechtsprechung vorgenommen (Urteile bis EVG-Urteile [Aus-
wahl] BSV-Liste - Nr. 17).
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Vorwort zum Nachtrag 1, gultig ab 1. Januar 2010

Mit dem vorliegenden Nachtrag werden die wegen der Ausdehnung
der Personenfreizigigkeit auf Bulgarien und Ruménien sowie die
wegen der Aufhebung von Art. 4 AHVV notwendig gewordenen An-
derungen vorgenommen. Zudem wird die Einkommensermittlung
der EU-ANOBAG prazisiert und die Versicherungsunterstellung von
Hochseeschifferinnen und -schiffern an das EU-Abkommen ange-
passt. Schliesslich enthélt der Nachtrag Korrekturen kleinerer Fehler
sowie Anpassungen, die dem besseren Verstandnis dienen.
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Vorwort zum Nachtrag 2, gultig ab 1. Januar 2011

Der Bundesrat hat im Dezember 2009 beschlossen, die Abkommen,
die im Zeitpunkt der Unabh&ngigkeit Kosovos zwischen der Schweiz
und Serbien in Kraft waren, im Verhaltnis zu Kosovo nicht weiterzu-
fuhren. Von diesem Entscheid sind im Bereich der sozialen Sicher-
heit das mit dem friheren Jugoslawien abgeschlossene Abkommen
uber Sozialversicherung von 1962 und die dazugehorende Verwal-
tungsvereinbarung von 1963 betroffen. Ihre Anwendung im Verhalt-
nis zu Kosovo endete am 31. Méarz 2010 (vgl. Mitteilung an die AHV-
Ausgleichskassen und EL-Durchfihrungsstellen Nr. 265).

Fur die privaten Hausangestellten von Personen mit Privilegien und
Immunitaten wird eine detaillierte Regelung in die WVP aufgenom-
men.

Im Ubrigen wird der EO- und ALV-Beitragssatzerhohung auf den
01. Januar 2011 Rechnung getragen.

Zudem wurde die héchstrichterliche Rechtsprechung nachgefihrt
(Urteile bis ,Rechtsprechung des Bundesgerichts zum AHV-Bei-
tragsrecht, Auswahl des BSV — Nr. 29 www.bsvlive.admin.ch/voll-

Zug).

Schliesslich enthalt der Nachtrag Korrekturen kleinerer Fehler sowie
Anpassungen, die dem besseren Verstandnis dienen.
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Vorwort zum Nachtrag 3, gultig ab 1. Januar 2012

Auf den 1. Januar 2012 tritt die AHV-Revision ,Verbesserung der
Durchfihrung® samt den entsprechenden Durchfuhrungsbestimmun-
gen auf Verordnungsstufe in Kraft.

Nach Art. 1a Abs. 2 Bst. c AHVG und Art. 2 AHVV sind fortan nur die
Selbststandigerwerbenden und die Arbeitnehmenden ohne beitrags-
pflichtige Arbeitgebende (ANOBAG) nicht in der AHV versichert,
wenn die Dauer ihrer Erwerbstétigkeit drei aufeinander folgende Mo-
nate im Kalenderjahr nicht Gberschreitet.

Mit der Revision werden zudem die bisher fir ANOBAG gegeniiber
Arbeitnehmenden geltenden Privilegien aufgehoben:
— Namentlich wird in Art. 6 AHVG und in Art. 16 AHVV der fur

ANOBAG geltende Beitragssatz jenem fur Lohnbeitrdge ange-
glichen.

— In Art. 69 AHVG werden neu Verwaltungskostenbeitrage fir
ANOBAG eingeftihrt.

Anlasslich der Anpassung der Weisungen wurde auch die Regelung
in Bezug auf die sog. ,EU-ANOBAG" Uberarbeitet. Arbeithehmende,
welche mit ihren Arbeitgebenden im EU-/EFTA-Raum gemass Art.
109 Vo 574/72 vereinbarten, dass sie die Beitrage selber mit der Aus-
gleichskasse abrechnen, wurden bisher in der Praxis wie ANOBAG
behandelt, d.h. die flr Selbststandigerwerbende geltenden Regeln
wurden sinngeméass angewandt. Diese Arbeitnehmenden sind jedoch
keine ANOBAG, da ihre Arbeitgebenden aufgrund des Abkommens
mit der EU/EFTA in der Schweiz beitragspflichtig sind (vgl. Art. 12
Abs. 3 AHVG). Dies wird neu in den Weisungen klargestellt. Im Ge-
setz ist keine Ubergangsbestimmungen vorgesehen. Praktisch be-
deutet dies Folgendes: Der neue Beitragssatz findet nach dem Rea-
lisierungsprinzip auf alle nach Inkrafttreten der neuen Regelung ent-
richteten Lohne Anwendung.

Des Weiteren wurden die Weisungen betreffend die Familienangeho-
rigen, welche eine Person ins Ausland begleiten, in dem Sinne ange-
passt, dass die Versicherungsunterstellung der versicherten Person
und der sie begleitenden Familienangehérigen im gleichen Kapitel
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behandelt werden. Einzig die Ubersicht in Kapitel 3.12.3 mit dem Ver-
weis auf die jeweiligen Artikel in den Sozialversicherungsabkommen
wurde beibehalten.

Gemass Art. 4 Abs. 2 AHVG kann der Bundesrat das Einkommen aus
einer im Ausland ausgelbten Tatigkeit von der Beitragsbemessung
ausnehmen. In Art. 6" Bst. a und b AHVV hat der Bundesrat gewisse
Erwerbseinkommen von Inhaberinnen bzw. Inhabern oder Teilhabe-
rinnen bzw. Teilhabern von Betrieben oder von Betriebsstatten in ei-
nem Nichtvertragsstaat, sowie Organe einer juristischen Person in ei-
nem Nichtvertragsstaat von der Beitragserhebung ausgenommen.
Da das im Ausland erwirtschaftete Einkommen jedoch die sozialen
Verhéltnisse des Beitragspflichtigen beeinflusst, ist dieses als Ren-
teneinkommen in die Berechnung der Nichterwerbstatigenbeitrage
miteinzubeziehen. Die WVP wurde diesbezlglich erganzt.

Eine internationale Organisation, ndmlich das Internationale Amt fur
Textilien und Bekleidung (BITH) in Genf, ist endgultig nicht mehr ak-
tiv tatig und hat das Sitzabkommen per Dezember 2012 gekiindigt.
Die betreffende Randziffer wurde angepasst. Zudem wurde klarge-
stellt, dass fir das IKRK (ebenfalls eine internationale Organisation)
die Versicherungsunterstellung anders geregelt ist als bei den ande-
ren internationalen Organisationen.

Das Abkommen mit Indien, welches am 29. Januar 2011 in Kraft ge-
treten ist, wurde in die Weisungen aufgenommen.

Schliesslich wurden zusatzliche Rubriken in den Antrag auf Ausstel-
lung einer Entsendebescheinigung (vgl. Anhang 17) aufgenommen,
weil bei der Unterstellung von ins Ausland entsandten Arbeithehme-
rinnen und Arbeitnehmern unter die schweizerischen Sozialversi-
cherungen Mangel festgestellt wurden. Aus diesem Grund wurde
Ziffer 1 des Antragsformulars fur Entsendungsbescheinigungen an-
gepasst. Drei neue Rubriken geben kiinftig Auskunft Gber die Versi-
cherung der Antragsstellerin oder des Antragsstellers in der obliga-
torischen beruflichen Vorsorge (BVG), der obligatorischen Unfallver-
sicherung (UVG) und der obligatorischen Krankenversicherung
(KVG). Es handelt sich um die gleichen Anpassungen, die bereits im
Antrag auf langfristige Entsendung (Ausnahmevereinbarung) vorge-
nommen worden sind. Es ist wichtig, dass diese Informationen
schon im Rahmen der ersten Entsendung vorliegen.
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Wir erinnern daran, dass die Entsendungsvoraussetzungen nur
dann vollumfanglich erfillt sind, wenn die Person allen Zweigen der
schweizerischen Sozialversicherungen korrekt unterstellt ist.

Die geanderten Formulare kénnen Sie auch auf unserer Website un-
ter www.bsv.admin.ch abrufen.

Schliesslich wurden mit dem Nachtrag Fehler und Mangel korrigiert
Die Anderungen sind mit dem Vermerk 1/12 gekennzeichnet.
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Vorwort zum Nachtrag 4, gultig ab 1. April 2012

Auf den 1. April 2012 treten die neue Verordnung (EG) 883/2004
(Vo 883/2004) und die Durchfihrungsverordnung (EG) Nr. 987/2009
(Vo 987/2009) in Kraft. Sie bringen diverse Anderungen in der Versi-
cherungsunterstellung mit sich:

Insbesondere unterliegt eine Person neu immer nur den Rechtsvor-
schriften eines einzigen Mitgliedstaates oder der Schweiz. Bei
gleichzeitiger selbstandiger und unselbstandiger Erwerbstatigkeit
gelten die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates oder der Schweiz,
in dem die unselbstandige Erwerbstatigkeit ausgetbt wird.

Arbeitet eine Person fur einen Arbeitgeber in mehreren Mitgliedstaa-
ten und/oder der Schweiz, unterliegt sie den Rechtsvorschriften des
Wohnsitzstaates, wenn sie dort einen wesentlichen Teil der Tatigkeit
ausubt. Ist dies nicht der Fall, so untersteht die arbeitnehmende Per-
son den Rechtsvorschriften am Sitz des Arbeitgebenden.

Die Unterstellung von Arbeitnehmenden in internationalen Trans-
portbetrieben bestimmt sich nach den allgemeinen Koordinationsre-
geln (siehe vorherigen Abschnitt).

Selbststandigerwerbende, die in mehreren Mitgliedstaaten und/oder
der Schweiz arbeiten, sind den Rechtsvorschriften des Wohnsitz-
staates unterstellt, wenn sie dort einen wesentlichen Teil ihrer Tatig-
keit ausliben. Ist dies nicht der Fall, so unterstehen sie den Rechts-
vorschriften des Staates, in dem sich der Mittelpunkt der Tatigkeit
befindet. Die Entsendedauer wird von 12 auf 24 Monate verlangert.
Fur eine weitere Verlangerung muss beim BSV ein Antrag gemass
Art. 16 Abs. 1 Vo 883/2004 gestellt werden.

Ein Selbststandigerwerbender kann sich nur entsenden, wenn er im
Empfangsstaat eine &hnliche Tatigkeit ausiibt wie im Entsendestaat.

Zum Zweck der Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften
wird davon ausgegangen, dass bei Bezug von Geldleistungen, die
aufgrund einer Erwerbstatigkeit gewéahrt werden wie bspw. beim Be-
zug von Taggeldern nach UVG, die Erwerbstatigkeit nach wie vor
ausgeubt wird.
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Die anwendbaren Rechtsvorschriften werden mittels Bescheinigung
Al bestatigt. Die Formulare E 001 und E 101 kdnnen vortberge-
hend weiterhin verwendet werden.

Fur Sachverhalte, die sich vor dem 1. April 2012 ereignet haben, gilt
die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Vo 1408/71) hinsichtlich der
Unterstellung weiter, bis sich der Sachverhalt andert, hdchstens
aber wahrend 10 Jahren. Die Versicherten kénnen jedoch die An-
wendung der neuen Verordnung beantragen.

Innerhalb der EFTA sind weiterhin die Vo 1408/71 und 574/72 an-
wendbar. Im Anhang finden sich nur noch Tabellen, welche die EU
betreffen. Fur Sachverhalte betreffend die EFTA kdnnen voriberge-
hend die alten Tabellen (Stand 1.1.2012) verwendet werden.

Die neuen Verordnungen sind noch nicht in der Systematischen
Sammlung publiziert. Die Verlinkung der neuen Bestimmungen er-
folgt deshalb erst nach der amtlichen Publikation.

Eine Zusammenfassung der Neuerungen in Bezug auf sie EU findet
sich in der Mitteilung an die Ausgleichskassen und EL-Durchfih-
rungsstellen Nr. 301.

Per 1. Méarz 2012 ist das Sozialversicherungsabkommen mit Japan
in Kraft getreten. Den mit Japan neu geltenden Regelungen wurde
mit vorliegendem Nachtrag Rechnung getragen. Eine Zusammen-
fassung in Bezug auf dieses Abkommen findet sich in der Mitteilung
an die Ausgleichskassen und EL-Durchfihrungsstellen Nr. 300.

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
Giltig ab 01.01.2009 Stand; 01.01.2017 318.102.01d



10 von 184

Vorwort zum Nachtrag 5, gultig ab 1. Januar 2013

Nach Ersetzen der Vo 1408/71 durch die Vo 883/2004 in der syste-
matischen Sammlung des Bundesrechts ist die Vo 1408/71 nur noch
auf der Website der BSV unter nachfolgendem Link zu finden:
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherun-
gen/int/grundlagen-und-abkommen.html.

Auf Grund der sich hdufenden Anfragen zur Rheinschifffahrt und der
Sondervereinbarung gemass Art. 16 Vo 883/04 zwischen Deutsch-
land, Belgien, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden und der
Schweiz zur Weiterfilhrung der Regelungen des Rheinschifferiibe-
reinkommens, werden die wichtigsten Eckpunkte der Regelung in
die WVP Ubernommen.

Schliesslich enthalt der Nachtrag Korrekturen kleiner Fehler sowie
Anpassungen, die dem besseren Verstandnis dienen.
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Vorwort zum Nachtrag 6, gultig ab 1. Januar 2014

Im vorliegenden Nachtrag wird ein Kapitel (3.13) flr die Beamten in
den Spezialbestimmungen von Kapitel 3 geschaffen. Die Regelun-
gen in den allgemeinen Bestimmungen von Kapitel 2 werden in das
neue Kapitel 3.13 tberfuhrt.

Des Weiteren wurde die Liste der Mitarbeiter von Hilfsorganisatio-
nen (Kapitel 3.11) den aktuellen Verhaltnissen angepasst und eine
Ubergangsbestimmung fir Personen geschaffen, die fiir eine Hilfs-
organisation arbeiten, welche nicht mehr unter den Geltungsbereich
von Art. 1a AHVV fallt.

Gewisse Sozialversicherungsabkommen sehen eine Weiterversi-
cherung von Familienangehdorigen vor, welche eine in der AHV ver-
sicherte Person ins Ausland begleiten. Trotz der obligatorischen
Weiterversicherung mussen sich die Ehepartner/innen bei der Aus-
gleichskasse melden, damit die Weiterversicherung im IK vermerkt
werden kann.

In Kapitel 13.4 wurde eine Ubersicht Uber die Staaten erstellt, mit
denen die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlos-
sen hat (nicht aufgelistet werden die friiheren Abkommen mit den
heutigen EU-/EFTA-Staaten).

Zudem wird darauf aufmerksam gemacht, dass bei einer Mehrfach-
tatigkeit in der EU und der Schweiz die zustandige ausléandische Be-
horde am auslandischen Wohnsitz einer Person die Mdglichkeit hat,
die Versicherungsunterstellung dieser Person vorlaufig in der
Schweiz festzulegen.

Schliesslich erhalt der Nachtrag Préazisierungen zur Entsendung,
Korrekturen kleiner Fehler sowie Anpassungen, die dem besseren
Verstandnis dienen.

Die Anderungen sind mit dem Vermerk 1/14 gekennzeichnet.
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Vorwort zum Nachtrag 7, gultig ab 1. Januar 2015

Mit diesem Nachtrag werden namentlich den Neuerungen, die sich
aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung (EU) Nr. 465/2012 und
der Revision des Sozialversicherungsabkommens mit den USA er-
geben, Rechnung getragen.

Die Vo 465/2012 tritt per 01.01.2015 in Kraft. Mittels Vo 465/2012
werden die Vo 883/2004 sowie die Vo 987/2009 teilweise abgean-
dert. Die Vo 465/2012 gelangt jedoch nicht als eigenstandige Ver-
ordnung zur Anwendung, sondern fuhrt zu Modifizierungen der bis-
herigen Vo 883/2004 und Vo 987/2009. Zu beachten sind nament-
lich die folgenden Neuerungen:

Neu ist fur die Versicherungsunterstellung am Wohnsitz bei wesent-
licher Erwerbstatigkeit (25%) nicht mehr von Bedeutung, ob die ver-
sicherte Person einen oder mehrere Arbeitgeber hat.

Die Heimatbasis gilt beim Flug- und Kabinenpersonal neu als Krite-
rium far die Bestimmung des anwendbaren Rechts (Homebaseprin-

zip).

Unbedeutende Téatigkeiten werden fir die Bestimmung der anwend-
baren Rechtsvorschriften nach Art. 13 Vo 883/2004 nicht mehr be-
ricksichtigt.

Der Begriff ,Sitz“ wird neu definiert (Art. 14 Abs. 5a Vo 987/2009).
Damit ist der Ort gemeint, an welchem die wesentlichen Entschei-
dungen getroffen und die zentralen Verwaltungshandlungen vorge-
nommen werden.

Die neue Verordnung ist noch nicht in der Systematischen Samm-
lung publiziert. Die neuen Bestimmungen werden somit erst nach
der amtlichen Publikation verlinkt werden.

Das Sozialversicherungsabkommen zwischen der Schweiz und den
USA von 1979 wurde ein zweites Mal Gberarbeitet und ist am 1. Au-
gust 2014 in Kraft getreten. Bei der Versicherungsunterstellung sind
namentlich die folgenden Anpassungen zu beachten:

Erstmals wird die Versicherungsunterstellung des Personals von
Luftverkehrsunternehmen und von Seeleuten geregelt.
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Ferner wird das Schlussprotokoll aufgehoben respektive dessen
Bestimmungen in den Abkommenstext integriert.

Des Weiteren wird das Formular ,Antrag auf Entsendungsverlange-
rung (Ausnahmevereinbarung)“ durch das neue Formular ,Antrag
auf Entsendung, Entsendungsverlangerung oder langfristige Entsen-
dung® ersetzt, welches dem elektronischen Formular in ALPS ent-
spricht. Fir Antrdge auf Entsendungsverlangerungen und langfris-
tige Entsendungen in die EU, EFTA und die Vertragsstaaten ist ein-
zig das neue Formular zu verwenden. Fur Antrage auf kurzfristige
Entsendungen kann weiterhin das von den AHV-Ausgleichskassen
zur Verfigung gestellte Formular benutzt, aber auch bereits das
neue Formular verwendet werden.

Schliesslich erhalt dieser Nachtrag Prazisierungen zur Entsendung,
Korrekturen kleiner Fehler sowie Anpassungen, die dem besseren
Verstandnis dienen.

Die Anderungen sind mit dem Vermerk 1/15 gekennzeichnet.
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Vorwort zum Nachtrag 8, gultig ab 1. Januar 2016

Ab dem 1. Januar 2016 gelten die Vo 883/2004 und Vo 987/2009
(unter Beriicksichtigung der Anderungen durch die Vo 465/2012)
ebenfalls im Verhaltnis zur EFTA. Die bisherige Vo 1408/71 und

Vo 574/72 kommen somit fur neue Falle nicht mehr zur Anwendung.
Somit gelten — wie vor dem 1. April 2012 — fir die EU und die EFTA
wieder dieselben EU-Verordnungen. Die WVP wurde entsprechend
angepasst.

Fur Sachverhalte, die sich vor dem 1. Januar 2016 ereignet haben,
gilt die Verordnung Vo 1408/71 hinsichtlich der Unterstellung weiter,
bis sich der Sachverhalt andert, héchstens aber wahrend zehn Jah-
ren. Die Versicherten kénnen jedoch die Anwendung der neuen Ver-
ordnung beantragen.

Es wurden ferner die beiden neuen Sozialversicherungsabkommen,
welche die Schweiz im 2015 abgeschlossen hat, in die Weisungen
aufgenommen. Es handelt sich zum einen um das bilaterale Sozial-
versicherungsabkommen mit Uruguay, das am 1. April 2015 in Kraft
getreten ist (vgl. AHV-Mitteilung Nr. 358/362); zum anderen um das
bilaterale Sozialversicherungsabkommen mit Stidkorea, in Kraft seit
1. Juni 2015. Dieses ist — wie das Abkommen mit Indien — ein sog.
Entsendeabkommen, in welchem nur die anwendbaren Rechtsvor-
schriften geregelt sind. Es sieht keinen Export von Rentenleistun-
gen, sondern nur die Beitragsrtickerstattung vor (vgl. AHV-Mitteilung
Nr. 362).

Neu gibt es flr Entsendungen in Vertragsstaaten nur noch eine ein-
zige Entsendebescheinigung (vgl. Anhang 13.1).

Des Weiteren wird der Herabsetzung des EO-Beitragssatzes auf
0.45% und der Erhéhung des ALV-Grenzbetrages auf Fr. 148 200.—
beides tritt auf den 1. Januar 2016 in Kraft — Rechnung getragen.

Das Kapitel 3.4 betreffend das Personal mit Vorrechten und Immuni-
taten wurde mit vorliegendem Nachtrag namentlich in formeller Hin-
sicht Uberarbeitet und aktualisiert.
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Schliesslich erhalt dieser Nachtrag gewisse Uberarbeitungen, Kor-
rekturen kleiner Fehler sowie Anpassungen, die dem besseren Ver-
standnis dienen.

Die Anderungen sind mit dem Vermerk 1/16 gekennzeichnet.
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Vorwort zum Nachtrag 9, gultig ab 1. Januar 2017

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung von grenziberschreitenden
Tatigkeiten ist von den Ausgleichskassen bei der Erfassung von
neuen Mitarbeitenden und von Selbststandigerwerbenden beson-
ders sorgfaltig abzuklaren, ob diese in der Schweiz versichert sind.
Denn nur so kdnnen Falschunterstellung und allenfalls auch Ruck-
abwicklungen verhindert werden. Vor diesem Hintergrund werden
die Rz 2022, 2042 und 2065 angepasst. Deren Umsetzung bedingt,
dass die Ausgleichskassen von den Arbeitgebern und Selbststandi-
gerwerbenden die fur die Unterstellungsabklarung erforderlichen An-
gaben verlangen.

Des Weiteren wird das Formular ,Antrag auf Entsendung, Entsen-
dungsverlangerung oder langfristige Entsendung® durch das Formu-
lar "Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen Sozialversiche-
rungsrechts wahrend einer voriibergehenden Tatigkeit im Ausland”
ersetzt, welches dem adaptierten elektronischen Formular in ALPS
entspricht. Mit dem angepassten Formular kann neu auch ein An-
trag auf eine freiwillige Weiterfiihrung der Versicherung nach inner-
staatlichem Recht gestellt werden.

Bei der Teilzeiterwerbstatigkeit wurde prazisiert, dass das Kriterium
des wesentlichen Teils der Beschaftigung (25%) im Verhaltnis zum
Gesamtpensum umzurechnen ist (Rz. 2020.3).

Ferner wurde die Liste mit den internationalen Organisationen (Rz
3055) um eine neue Organisation, das Sekretariat des Waffenhan-
delsvertrags (ATT) erganzt. Die Auflistung mit den Hilfsorganisatio-
nen (Rz 3096) wurde ebenfalls erweitert und die Biovision-Stiftung
fur 6kologische Entwicklung aufgenommen.

Es wurde prazisiert, dass die Grundséatze, die im Verhaltnis zu EU-
/IEFTA-Staaten bei Falschunterstellungen zur Anwendung gelangen,
auch fur die Vertragsstaaten gelten (Rz 2098).

Im Anhang 14, Ausweise des EDA, wurde der neue Ausweis R mit
grauem Rand aufgenommen.
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Schliesslich erhalt dieser Nachtrag gewisse Uberarbeitungen, Kor-
rekturen kleiner Fehler sowie Anpassungen, die dem besseren Ver-
standnis dienen. Ebenso wurde die Rechtsprechung des hochsten
Gerichts auf den neusten Stand gebracht.

Die Anderungen sind mit dem Vermerk 1/17 gekennzeichnet.
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Vorwort zum Nachtrag 9°'s, glltig ab 1. Januar 2017

Gemass Bundesratsbeschluss vom 16. Dezember 2016 wird das
Freizugigkeitsabkommen mit der EU auf den 1. Januar 2017 auf
Kroatien ausgedehnt (vgl. AHV/EL Mitteilungen Nr. 387). Da der
Nachtrag per 2017 bereits publiziert worden ist, gibt es aufgrund der
vorgenannten kurzfristigen Anpassung des Freizigigkeitsabkom-
mens einen zweiten Nachtrag per 1. Januar 2017, mit welchem den
Anderungen betr. den Staat Kroatien, der bisher ein Vertragsstaat
war (bilaterales Abkommen), Rechnung getragen wird. Die entspre-
chenden Anpassungen sind mit dem Vermerk 1/17 versehen.
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mit der EU
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AHVG

AHV/IV/IEO
und ALV

AHV/IV/IEO/
(ALV)
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ALV

ATSG

AuG

Bescheinigung
Al

Abkommen vom 21. Juni 1999 mit der Européi-
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedern tber
die Freizigigkeit (SR 0.142.112.681)

AHI-Praxis, Zeitschrift fir die AHV-Ausgleichskas-
sen (die Zahlen bedeuten Jahrgang und Seite),
herausgegeben vom Bundesamt flr Sozialversi-
cherungen (von 1993 bis 2004)

Alters- und Hinterlassenenversicherung

Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 (ber die
Alters- und Hinterlassenenversicherung
(SR 831.10)

Alters- und Hinterlassenenversicherung, Invali-
denversicherung, Erwerbsersatzordnung und Ar-
beitslosenversicherung

Alters- und Hinterlassenenversicherung, Invali-
denversicherung, Erwerbsersatzordnung. Arbeits-
losenversicherung je nach Statut

Verordnung vom 31. Oktober 1947 Uber die Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung
(SR 831.101)

Obligatorische Arbeitslosenversicherung

Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 tber den All-
gemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
(SR 830.1)

Bundesgesetz lber die Auslanderinnen und Aus-
lander (Auslandergesetz; SR 142.20)

Bescheinigung uUber die Rechtsvorschriften der
sozialen Sicherheit, die auf den/die Inhaber/in an-
zuwenden sind
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BGE

BSV
EFTA

EFTA-
Ubereinkommen

EO

EOG

EU

EU-Staat

EVG

EVGE

v

IVG

Nichtvertrags-
staat

Entscheide des Bundesgerichtes, Amtliche
Sammlung

Bundesamt flr Sozialversicherungen
Europaische Freihandelsassoziation

Ubereinkommen vom 4. Januar 1960 zur Errich-
tung der Européaischen Freihandelsassoziation
(EFTA), konsolidierte Fassung des Vaduzer Ab-
kommens vom 21. Juni 2001, Anhang K — Anlage
2 (SR 0.632.31)

Erwerbsersatzordnung ftir Dienstleistende und bei
Mutterschaft

Bundesgesetz vom 25. September 1952 liber den
Erwerbsersatz fir Dienstleistende und bei Mutter-
schaft (SR 834.1)

Européaische Union / Européische Gemeinschaft

EU-Staat, fur welchen das Abkommen zwischen
der Schweiz und der EU gilt

Eidg. Versicherungsgericht (bedeutet in den Fuss-
noten Urteil des EVG vom ...), bis 31. Dezember
2006

Amtliche Sammlung der Entscheide des Eidge-
ndssischen Versicherungsgerichtes (die Zahlen
bedeuten Jahrgang und Seite). Seit 1970 erschei-
nen die Urteile des EVG im Teil V der Amtlichen
Sammlung der Bundesgerichtsentscheide (BGE).

Invalidenversicherung

Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 iber die Invali-
denversicherung (SR 831.20)

Staat, mit welchem die Schweiz kein Sozialversi-
cherungsabkommen abgeschlossen hat
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PHV

Rz

Sitzabkommen

SP
SR

V-GSG

Vo 1408/71

Vo 574/72

Vo 883/2004

Verordnung uber die Einreise-, Aufenthalts- und
Arbeitsbedingungen der privaten Hausangestell-
ten von Personen, die Vorrechte, Immunitaten
und Erleichterungen geniessen (Verordnung tber
die privaten Hausangestellten; SR 192.126)

Randziffer

Vom Bundesrat mit einer internationalen Organi-
sation abgeschlossenes Abkommen Uber deren
rechtliche Stellung

Schlussprotokaoll
Systematische Sammlung des Bundesrechts

Verordnung vom 7. Dezember 2007 zum Bundes-
gesetz Uber die von der Schweiz als Gaststaat
gewdahrten Vorrechte, Immunitaten und Erleichte-
rungen sowie finanziellen Beitrdge (Gaststaatver-
ordnung, SR 192.121)

Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbst-
standige sowie deren Familienangehorige, die in-
nerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern

Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom

21. Mérz 1972 tber die Durchfiuihrung der Verord-
nung (EWG) Nr. 1408/71 lber die Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer
und Selbststandige sowie deren Familienangeho-
rige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab-
wandern

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher-
heit (SR 0.831.109.268.1)
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Vo 987/2009

Vo 988/2009

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europdaischen
Parlaments und des Rates vom 16. September
2009 zur Festlegung der Modalitaten fur die
Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
Uber die Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit (SR 0.831.109.268.11)

Verordnung (EG) Nr. 988/2009 des Europdaischen
Parlaments und des Rates vom 16. September
2009 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 zur Koordinierung der Systeme der so-
zialen Sicherheit und zur Festlegung des Inhalts
ihrer Anhange

Vo 465/2012 Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 der
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher-
heit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur
Festlegung der Modalitaten fur die Durchflihrung
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004

Vertragsstaat Staat, mit welchem die Schweiz ein bilaterales
Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen
hat

WBB Wegleitung Uber den Bezug der Beitrage

WKB Wegleitung Uber die Kassenzugehorigkeit der Bei-
tragspflichtigen

WFV Wegleitung zur freiwilligen Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenversicherung

WL VA/IK Wegleitung Uber Versicherungsausweis und indi-
viduelles Konto

WML Wegleitung Uber den massgebenden Lohn

WSN Wegleitung Uber die Beitrdge der Selbststandiger-
werbenden und Nichterwerbstatigen
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ZAK Zeitschrift fur die AHV-Ausgleichskassen (die
Zahlen bedeuten Jahrgang und Seite), herausge-
geben vom Bundesamt flr Sozialversicherungen
(bis 1992)

ZAS Zentrale Ausgleichsstelle

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezem-
ber 1907 (SR 210)

ZPO Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilpro-
zessordnung; SR 272)

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)

Giltig ab 01.01.2009

Stand; 01.01.2017 318.102.01 d


http://www.admin.ch/ch/d/sr/c210.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20061121/index.html

30 von 184

1. Allgemeines
1.1 Relevante Normen

1001 Die Unterstellung unter die AHV/IV/EO/(ALV) hangt vom an-
wendbaren Recht ab:
— dem AHVG;
— dem Abkommen mit der EU;
— dem EFTA-Ubereinkommen oder
— den Sozialversicherungsabkommen.

1002 Die Versicherungsunterstellung ergibt sich aufgrund der an-
wendbaren Bestimmungen, insbesondere aus den personli-
chen Verhaltnissen wie Nationalitat (s. Rz 1015 und 1016),
Wohnsitz (s. Rz 1017 ff.) und Arbeitsort (s. Rz 1034 ff.). Die
Art der Tatigkeit und der Sitz der Arbeitgebenden kénnen
ebenfalls mitbestimmend sein.

1003 Die Unterstellung unter die AHV/IV/EO/(ALV) kann obligato-
risch (s. Kapitel 2 und 3) oder freiwillig sein (s. Kapitel 4).

1004 In besonderen Fallen konnen die versicherten Personen auch
von der AHV/IV/EO/(ALV) befreit sein (s. Kapitel 5).

1.2 Anwendbare Bestimmungen

1005 aufgehoben
1/14

1006 Das Abkommen mit der EU ist nur zwischen den Mitglied-

1/16 staaten der EU und der Schweiz anwendbar (vgl. zur EU-Ge-
bietszugehorigkeit Anhang 15), das EFTA-Ubereinkommen
gilt zwischen den Mitgliedstaaten der EFTA (vgl. zur EFTA-
Gebietszugehorigkeit Anhang 15). Eine Ubergreifende Koor-
dination fehlt'. Das EFTA-Ubereinkommen lbernimmt in Be-
zug auf die Unterstellung die Regeln der EU (Ausnahme Mit-
versicherung des Ehegatten in der EFTA vgl. Rz 3104.2).
Beide Abkommen basieren auf den Bestimmungen der

1 16. April 2010 8C_994/2009 BGE 136 V 244

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
Giltig ab 01.01.2009 Stand; 01.01.2017 318.102.01d



31 von 184

Vo 883/2004 (zuletzt angepasst durch die Vo 465/2012) so-
wie der Durchfuhrungsverordnung 987/2009 und beschran-
ken sich einzig auf die Koordination der Sozialversicherungs-
systeme der jeweils beteiligten Mitgliedstaaten.

1007 Massgebend fur die Unterstellung sind in erster Linie die Be-
1/16 stimmungen des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-
Ubereinkommens, wenn eine natiirliche Person das Burger-
recht der Schweiz oder eines EU- bzw. EFTA-Staates besitzt
und
— in einem EU- bzw. EFTA-Staat oder in der Schweiz wohnt
— zumindest teilweise im EU- bzw. EFTA-Gebiet arbeitet
oder
— in der Schweiz fur eine Arbeitgeberin oder einen Arbeitge-
ber in der EU bzw. EFTA arbeitet oder
— in der EU bzw. EFTA flr eine Arbeitgeberin oder einen Ar-
beitgeber in der Schweiz arbeitet.

1008 Die Bestimmungen des entsprechenden Sozialversiche-
1/16 rungsabkommens sind fir die Unterstellung massgebend,
wenn eine naturliche Person
— das Birgerrecht der Schweiz oder eines Vertragsstaates
besitzt oder eines Drittstaats in den unter Rz 2036, 2070,
2084, 3006, 3008, 3016 und 3104 aufgezahlten Fallen;
— zumindest teilweise im Gebiet des Vertragsstaates arbeitet;
— in der Schweiz fur eine Arbeitgeberin oder einen Arbeitge-
ber eines Vertragsstaates arbeitet oder im Vertragsstaat fur
eine Arbeitgeberin oder einen Arbeitgeber in der Schweiz;
— ihren Wohnsitz in einem Vertragsstaat hat.

1009 In allen tbrigen Fallen bestimmt sich die Unterstellung nach
dem AHVG. Das Landesrecht ist auch anwendbar, wenn we-
der das Sozialversicherungsabkommen noch das Abkommen
mit der EU bzw. das EFTA-Ubereinkommen anwendbare
Bestimmungen fir den Einzelfall enthalten.

1010 Um zu bestimmen, ob eine natirliche Person versichert ist,
siehe «die Versicherungsunterstellung im Allgemeinen» in
Kapitel 2. Fur die nachfolgenden Personengruppen ist Kapi-
tel 3 zu konsultieren:
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— Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von internationalen
Transportunternehmen (Eisenbahn-, Strassen- und Luft-
fahrt);

— Hochsee- und Rheinschifferinnen und -schiffer;

— Personal mit diplomatischen Vorrechten und Immunitaten;

— Internationale Beamtinnen und Beamte;

— Personen, die ein Unternehmen mit Sitz in der Schweiz lei-
ten;

— Personal von Betrieben im Grenzgebiet;

— Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Schutzbe-
durftige ohne Aufenthaltsbewilligung;

— Flichtlinge und Staatenlose;

— Nichterwerbstatige Personen;

— Familienangehdrige, die eine erwerbstatige Person beglei-
ten;

— Personal von Hilfsorganisationen und des IKRK.

1.3 Personliches Erfillen der Versicherungsvorausset-
zungen

1011 Die Frage der Versicherteneigenschaft ist unabhangig von je-
ner der Beitragspflicht (Art. 3 AHVG). Eine Person kann in
der Schweiz versichert sein, ohne beitragspflichtig zu wer-
den. Dies ist der Fall bei gewissen nichterwerbstatigen ver-
heirateten oder in eingetragener Partnerschaft lebenden Per-
sonen (s. die WSN). Sie ist ebenfalls unabhéngig von einem
allfalligen Anspruch auf Leistungen. So ist z.B. unerheblich,
dass die Beitrdge, welche von einer erwerbstatigen und im
ordentlichen AHV-Rentenalter stehenden Person geleistet
werden, nicht mehr rentenbildend sind?.

1012 Die Versicherteneigenschaft kommt jeder natlrlichen Person
zu, welche selber eine der Voraussetzungen des Landes-
rechts, des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-Uberein-
kommens oder eines Sozialversicherungsabkommens erftillt.

2 26. Marz 1980 ZAK 1980 S. 491 -
4. November 1982 ZAK 1984 S. 166 -
31. Mai 1985 ZAK 1985 S. 523 -
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Sie kommt ebenfalls Personen zu, welche freiwillig der obli-
gatorischen Versicherung beitreten (s. Kapitel 3) oder sich
der freiwilligen Versicherung anschliessen (s. Kapitel 4).

1013 Um in der AHV/IV/EO versichert zu sein gentgt es fir eine

1/12 verheiratete oder in eingetragener Partnerschatft lebende Per-
son nicht, dass ihre Ehegattin oder ihr Ehegatte bzw. ihre ein-
getragene Partnerin oder ihr eingetragener Partner obligato-
risch versichert ist. Sie muss in der Regel selber die Versi-
cherungsvoraussetzungen erftllen. Auch Kinder sind nicht
automatisch in der AHV/IV/EO versichert, nur weil ein Eltern-
teil in der obligatorischen oder freiwilligen AHV/IV versichert
Ist. Auch sie mussen die Versicherungsvoraussetzungen per-
sonlich erfillen (vgl. Rz 1012). Erflllen die obgenannten Per-
sonen nicht selbst die Voraussetzungen des Landesrechts,
des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-Ubereinkom-
mens oder eines Sozialversicherungsabkommens, missen
sie — soweit moglich — freiwillig der obligatorischen Versiche-
rung beitreten oder sich der freiwilligen Versicherung an-
schliessen, um weiterhin in der AHV/IV versichert zu sein.

1014 Gewisse Sozialversicherungsabkommen weiten die Versi-

1/12 cherteneigenschaft einer im Ausland tatigen Person auch auf
nichterwerbstatige Familienangehorige aus, welche den Ver-
sicherten ins Ausland begleiten und selbst keiner Erwerbsta-
tigkeit nachgehen. Sie bleiben dadurch in der AHV/IV/EO ver-
sichert, ohne weitere Versicherungsvoraussetzungen erftillen
zu mussen (siehe dazu die jeweiligen Kapitel Uber die Ent-
sendung und tber das anwendbare Recht flr gewisse Spezi-
alkategorien, welche die Sozialversicherungsabkommen be-
handeln, sowie Kapitel 3.12.3 betreffend Familienmitglieder,
die eine erwerbstatige Person begleiten).

1.4 Nationalitat

1015 Dort, wo die Versicherungsunterstellung von der Nationalitat
abhangig ist (z.B. Art. 1a Abs. 1 Bst. c AHVG, Abkommen mit
der EU, EFTA oder Sozialversicherungsabkommen), gilt fir
Doppelbirgerinnen und -burger folgende Regel: Falls die ver-
sicherte Person mehrere Nationalitdten besitzt, darunter die
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schweizerische, diejenige eines EU- bzw. EFTA-Staates oder
diejenige eines Vertragsstaates, ist stets die schweizerische
Staatsangehorigkeit und subsidiar jene des EU- bzw. EFTA-
Staates oder des Vertragsstaates ausschlaggebend.

1016 Beispiel 1: Ein franzdsisch-marokkanischer Doppelbirger
wohnt in der Schweiz und arbeitet auf unbestimmte Zeit in
Frankreich. Die franzésische Staatsangehdrigkeit bestimmt
seine Versicherungsunterstellung.

Beispiel 2: Ein Staatsangehoriger von Norwegen und Weiss-
russland wohnt in Norwegen und arbeitet in der Schweiz. Die
norwegische Staatsangehdrigkeit bestimmt seine Versiche-
rungsunterstellung.

1016. Sofern ein Sozialversicherungsabkommen (EU, EFTA, Ver-
1 tragsstaaten) nicht auch auf Drittstaatsangehérige anwend-
1/16 bar ist (vgl. Rz 2084), fallt die Person nicht in den personli-
chen Geltungsbereich des Abkommens, womit das Abkom-
men fur sie nicht gilt. Diese Person ist deshalb als Nichtver-
tragsstaatsangehdorige zu behandeln.

Die bedeutet:

— fur EU/EFTA-Staatsangehorige gelten "Vertragsstaaten®
als ,Nichtvertragsstaaten®;

— fUr Staatsangehdrige eines Vertragsstaates gelten
,EU/EFTA-Staaten” und ,Vertragsstaaten" (deren Staats-
angehorigkeit sie nicht besitzen) als ,Nichtvertragsstaaten®;

— fur Staatsangehorige von Nichtvertragsstaaten gelten
~,EU/EFTA-Staaten® und ,Vertragsstaaten® als ,Nichtver-
tragsstaaten®.

1016. Beispiel 1: Fur eine Deutsche, die in der Schweiz und in der
2 Turkei erwerbstatig ist, ist die Turkei ein Nichtvertragsstaat.
1/16 Beispiel 2: Fur einen Turken mit Wohnsitz in der Schweiz, der
in Israel erwerbstatig ist, stellt Israel ein Nichtvertragsstaat

dar.

Beispiel 3: Fur eine Stdafrikanerin, die sowohl in der
Schweiz als auch in Mazedonien erwerbstatig, ist Mazedo-
nien ein Nichtvertragsstaat.
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1017

1018

1019

1020
1/16

1021

1.5 Zivilrechtlicher Wohnsitz

Ob ein zivilrechtlicher Wohnsitz in der Schweiz gegeben ist,
wird unabhangig von der Staatszugehorigkeit der betroffenen
Person nach schweizerischem Recht beurteilt.

Vorbehalten bleiben anderslautende zwischenstaatliche Ver-
einbarungen, welche den Wohnsitzbegriff gelegentlich durch
jenen des ,gewohnlichen Aufenthaltes” ersetzen. Ihren ge-
wohnlichen Aufenthalt hat eine Person an dem Ort, an dem
sie wahrend langerer Zeit lebt, selbst wenn diese Zeit von
vornherein befristet ist (Art. 13 Abs. 2 ATSG).

Die Sozialversicherungen kennen keinen eigenen Wohnsitz-
begriff. Die Frage des Wohnsitzes in der Schweiz ist daher
nach den Bestimmungen von Art. 23—26 ZGB zu prifen®
(Art. 13 Abs. 1 ATSG).

Als zivilrechtlicher Wohnsitz gilt der Ort, an dem sich eine
Person mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhalt

(Art. 23 Abs. 1 ZGB). Vorausgesetzt wird dazu einerseits der
Wille, an diesem Ort dauernd zu verbleiben (subjektives Er-
fordernis), und anderseits der tatséchliche Aufenthalt an die-
sem Ort (objektives Erfordernis). Nach der Rechtsprechung
kommt es nicht auf den inneren Willen, sondern darauf an,
welche Absicht objektiv erkennbar ist*. Beide Erfordernisse
mussen gleichzeitig erfillt sein.

Unabh&ngig vom Zivilstand ist die Wohnsitzbegrindung fir
jede Person individuell zu prifen. Solange sich jedoch ein
Ehepaar oder in eingetragener Partnerschaft lebende Perso-
nen eine Wohnung teilt bzw. teilen, kann gemeinsamer
Wohnsitz vermutet werden.

3 3. Juni 1949 ZAK 1949 S. 402 EVGE 1949 S. 28
12. Mai 1955 ZAK 1955 S. 284 EVGE 1955 S. 90
4 25. Januar 2011 1C_420/2010 BGE 137 Il 122
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1022
1/17

1023

1024

1025

1026
1/17

Bei der Bestimmung des Wohnsitzes (Feststellen der Absicht
des dauernden Verbleibens) ist auf die ftr Dritte erkennbaren
Tatsachen abzustellen®. Bei auslandischen Staatsangehori-
gen, welche einen Ausweis B (Aufenthaltsbewilligung) oder C
(Niederlassungsbewilligung) besitzen, wird der Wohnsitz in
der Schweiz vermutet.

Nach ununterbrochener sechsmonatiger Landesabwesenheit
erloéscht die Aufenthaltsbewilligung (Art. 61 Abs. 2 AuG),
womit auch der Schweizer Wohnsitz dahin fallt 6.

Es ist nicht erforderlich, dass eine Person gewillt ist, langere
Zeit am gleichen Ort zu bleiben. Auch ein kurzer Aufenthalt
kann zur Begriindung eines Wohnsitzes gentigen’. ,Dauernd”
ist im Sinne von ,nicht vorubergehend® zu verstehen. Es ge-
nigt die erkennbare Absicht, einen bestimmten Ort zum Mit-
telpunkt der Lebensverhaltnisse, der personlichen, wirtschaft-
lichen, familiaren und beruflichen Beziehungen zu machen?.

So begrinden Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und
Schutzbedirftige ohne Aufenthaltsbewilligung Wohnsitz in
der Schweiz, selbst wenn sie die Absicht zur Rickkehr in die
Heimat haben, sobald es die Verhaltnisse erlauben (s. auch
Rz 3093).

Besteht der Aufenthalt aufgrund eines Sonderzwecks, so wird
auch bei langerer Dauer kein Wohnsitz begriindet:

Die Unterbringung einer Person in einer Erziehungsanstalt,
einer Pflegeeinrichtung, einem Spital oder einer Strafanstalt
begriindet keinen Wohnsitz (Art. 23 ZGB)°®.

5 5. September 1977 ZAK 1978 S. 57 -
28. August 1981 ZAK 1982 S. 179 -
6 12. Mai 2016 9C_747/2015 -
7 3. Juli 1952 ZAK 1952 S. 404 -
28. August 1981 ZAK 1982 S. 179 -
8 22. Dezember 1959 ZAK 1960 S. 308 EVGE 1960 S. 181
5. September 1977 ZAK 1978 S. 57 -
28. August 1981 ZAK 1982 S. 179 -
9 28. April 1952 ZAK 1952 S. 228 EVGE 1952 S. 134
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1027
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1028

1029

1030
1/11

1031

Keinen Wohnsitz begrinden insbesondere Personen, die
sich ausschliesslich zu Besuchs-, Kur-, Ferien-, Studien- oder
sonstigen Ausbildungszwecken in der Schweiz aufhalten,
ohne eine Erwerbstatigkeit auszutiben.

Niemand kann an mehreren Orten zugleich Wohnsitz haben
(Art. 23 Abs. 2 ZGB). Halt sich eine Person abwechslungs-
weise an verschiedenen Orten auf, so gilt als Wohnsitz der
Ort, zu dem die engsten Beziehungen bestehen?®. Dies ist
I.d.R. der Ort, an dem sich die Familie aufhalt. Der Wochen-
aufenthaltsort kann grundséatzlich nicht als Wohnsitz gelten®?.

Behalt ein Ehepaar seine oder behalten in eingetragener
Partnerschaft lebende Personen ihre Wohnung in der
Schweiz bei, obwohl der eine Teil im Ausland arbeitet, so ist
fur beide Teile schweizerischer Wohnsitz anzunehmen, so-
fern die Wohnung durch den andern Teil (und allenfalls durch
die Kinder) bewohnt wird und der gemeinsame Haushalt nicht
aufgehoben wurde (Art. 275 ZPO und Art. 175 f. ZGB).

Der einmal begriindete Wohnsitz einer Person bleibt bis zum
Erwerb eines neuen bestehen (Art. 24 Abs. 1 ZGB). Dies gilt
ebenfalls, wenn sich die Person bei ihrer Gemeinde abgemel-
det hat. In dieser Weise fiihrt selbst eine langer dauernde
Landesabwesenheit nicht ohne weiteres zu einem Wohnsitz-
wechsel, l&sst aber die Aufgabe des schweizerischen Wohn-
sitzes vermuten. Dies gilt insbesondere dann, wenn aus den
gesamten Umstanden auf eine Verlegung des Schwerpunk-
tes der Lebensbeziehungen ins Ausland zu schliessen ist*?.

Weltenbummlerinnen und -bummler beispielsweise haben
nicht die Absicht des dauernden Verbleibens am Aufenthalts-
ort. Sie begrtinden somit keinen neuen Wohnsitz. Das glei-
che gilt i.d.R. fur Studierende, die im Ausland einen Teil ihrer
Studien absolvieren.

10 22. Dezember 1959 ZAK 1960 S. 308 EVGE 1960 S. 181
5. September 1977 ZAK 1978 S. 57 -
28. August 1981 ZAK 1982 S. 179 -
1 17. Mai 1968 ZAK 1968 S. 548 -
2 1. Februar 1990 ZAK 1990 S. 247 -
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1032 Fdir Flichtlinge und Staatenlose im Sinne der Abkommen
vom 28. Juli 1951 Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge
(SR 0.142.30) und vom 28. September 1954 Uber die Rechts-
stellung der Staatenlosen (SR 0.142.40) gilt der Aufenthalts-
ort als Wohnsitz.

1033 Tatsachen wie z.B.:
— die bedingungslose Unterstellung unter die Steuerhoheit;
— die Ausiibung politischer Rechte;
— der Abschluss eines Wohnmietvertrages oder
— das Hinterlegen der Schriften
konnen eine Wohnsitzbegriindung nicht beweisen. Sie stellen
Hinweise dar und mussen jeweils im Zusammenhang mit
dem Ubrigen Sachverhalt gewirdigt werden'. Insbesondere
ist die Besteuerung einer Person aufgrund ihres steuerrechtli-
chen Domizils in der Schweiz fur die Frage der Wohnsitzbe-
grindung allein nicht entscheidend, weil gemass Steuerrecht
der Aufenthaltsort als Steuerdomizil gelten kann, auch wenn
daneben ein zivilrechtlicher Wohnsitz im Ausland besteht.

1.6 Erwerbsort

1034 Ob eine Erwerbstétigkeit in der Schweiz ausgetbt wird oder
nicht, ist aufgrund der Vorschriften des AHV-Rechts zu be-
stimmen?4.

1035 Erwerbseinkommen in der Schweiz erzielt, wer hier in un-
selbststandiger oder in selbststandiger Stellung (z.B. als In-
haberin bzw. Inhaber einer Einzelfirma oder als Teilhaberin
bzw. Teilhaber einer Personengesellschaft) in Industrie, Han-
del, Handwerk, Landwirtschaft oder in freien Berufen tatig

ist!s.
13 28. August 1981 ZAK 1982 S. 179 -
4 17. Mai 1963 ZAK 1963 S. 491 EVGE 1963 S. 99
27. November 1980 ZAK 1981 S. 517 -
25. April 1986 ZAK 1986 S. 459 -
15 27. November 1980 ZAK 1981 S. 517 -
15. Mérz 1985 ZAK 1985 S. 316 -
31. Mai 1985 ZAK 1985 S. 523 -
25. April 1986 ZAK 1986 S. 459 -
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1036
1/16

1037
4/12

1038

1038.

1/12

Ist das Abkommen mit der EU- bzw. das EFTA-Ubereinkom-
men anwendbar, wird der Bezug einer Geldleistung (z.B Tag-
gelder gemass UVG) der Ausibung einer Erwerbstatigkeit
gleichgestellt (Art. 11 Abs. 2 Vo 883/2004). Nicht als Geld-
leistung im Sinne der Vo 883/2004 qilt jedoch der Bezug von
Alters-, Invaliditats-

oder Hinterbliebenenrenten, Renten bei Arbeitsunfallen oder
Berufskrankheiten oder Geldleistungen bei Krankheit, die
eine Behandlung von unbegrenzter Dauer decken. Auch der
Bezug von Krankentaggeldern nach VVG entspricht nicht ei-
ner Geldleistung im Sinne der Vo 883/2004.

Unerheblich ist, ob die Erwerbstatigkeit aus ideellen Beweg-
grinden oder mit Erwerbsabsicht, aufgrund vertraglicher Ver-
pflichtung oder freiwillig, im Haupt- oder im Nebenberuf aus-
getbt wird und selbst, ob sie eventuell gar widerrechtlich o-
der unsittlich erfolgt. Von Bedeutung ist einzig der Zusam-
menhang zwischen Einkommen und der dem Einkommen zu-
grunde liegenden Tatigkeit?®.

1.7 Beitragsstatut in der AHV

Die Frage, ob eine in der Schweiz ausgetibte resp. dem
schweizerischen Recht unterstellte Erwerbstatigkeit als
selbststandige oder unselbststandige gilt, beurteilt sich nach
den schweizerischen Rechtsvorschriften (s. fir die Abgren-
zungskriterien die WML).

In der Schweiz wohnhafte Inhaber bzw. Inhaberinnen oder
Teilhaber bzw. Teilhaberinnen von Betrieben oder von Be-
triebsstatten in einem Nichtvertragsstaat sowie Organe von
juristischen Personen in einem Nichtvertragsstaat haben auf
dem im Ausland erzielten Erwerbseinkommen nach inner-
staatlichem Recht keine Beitrédge zu bezahlen (Art. 6" Bst. a
und b AHVV). Sie gelten daher als Nichterwerbstatige. Das
im Ausland erzielte Erwerbseinkommen ist jedoch als mass-
gebendes Renteneinkommen fiir die Beitragsbemessung zu

16 30. Marz 1978 ZAK 1978 S. 458 -
28. Dezember 1981 ZAK 1982 S. 366 BGE 107 V 193
26. Mai 1987 ZAK 1987 S. 420 -
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1039

1040

1041
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bericksichtigen. Wird zuséatzlich in der Schweiz ein Erwerbs-
einkommen erzielt, gilt eine solche Person als in der Schweiz
nicht dauernd voll erwerbstatig und es ist eine Vergleichs-
rechnung vorzunehmen (Art. 28”s AHVV, vgl. dazu Rz 2033
ff. WSN).

Personen, welche in Anwendung von Art. 14 DBG nach dem
Aufwand besteuert werden, haben auf ihrem im Ausland er-
zielten Erwerbseinkommen nach innerstaatlichem Recht
keine Beitrage zu bezahlen (Art. 6*" Bst. c AHVYV). Sie gelten
daher als Nichterwerbstatige. Der fir die Besteuerung veran-
lagte Aufwand ist als massgebendes Renteneinkommen fur
die Beitragsbemessung zu bertcksichtigen (Art. 29 Abs. 5
AHVV).

Personen, welche in einem oder mehreren Vertragsstaaten
ausserhalb der EU/EFTA eine Erwerbstatigkeit ausiben, sind
unabhangig davon, ob sie in der Schweiz pauschalbesteuert
werden, in der Regel in der AHV/IV/EO nicht versichert (zur
Unterstellung am Erwerbsort vgl. Rz 2071). Drittstaatsange-
horige, fir welche das Erwerbsortsprinzip nicht gilt (vgl.

Rz 2084 e contrario), bezahlen Beitrage gemass Rz 1039.

Personen, welche in einem oder mehreren EU- oder EFTA-
Staaten erwerbstatig sind, sind unabhangig davon, ob sie in
der Schweiz pauschalbesteuert werden, in der Regel in der
AHV/IV/EO nicht versichert (vgl. Rz 2016 ff.), sondern im
Staat der Erwerbstatigkeit oder am Sitz des Arbeitgebers.

Abweichend von diesem Grundsatz sind Pauschalbesteuerte
in der Schweiz jedoch versichert und haben auf ihrem in der
EU/EFTA erzielten Erwerbseinkommen Beitrage zu bezah-
len, wenn auf den Wohnsitz verwiesen wird (ergibt sich aus
Art. 13 Abs. 5 Vo 883/2004). Dies ist in folgenden Konstellati-
onen der Fall:

— Personen, welche gewo6hnlich im Gebiet von zwei oder
mehreren EU-/EFTA-Staaten unselbststandige Erwerbsta-
tigkeiten fir mehrere Unternehmen oder Arbeitgebende
ausiben, die ihren Sitz oder Wohnsitz im Gebiet verschie-
dener Mitgliedstaaten haben (Art. 13 Abs. 1 Bst. b iv
Vo 883/2004);
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— Personen, welche gleichzeitig unselbststandige und selbst-
standige Erwerbstatigkeiten in mehreren EU-/EFTA-Staa-
ten ausiben, sofern die unselbststandigen Erwerbstatigkei-
ten in mehreren EU-/EFTA-Staaten fur Unternehmen oder
Arbeitgebende verrichtet werden, die ihren Sitz oder Wohn-
sitz im Gebiet verschiedener Mitgliedstaaten haben (Art. 13
Abs. 3 Vo 883/2004;

— Personen, welche gewohnlich im Gebiet von zwei oder
mehreren EU- bzw. EFTA-Staaten unselbststandige Er-
werbstatigkeiten fir einen Arbeitgeber mit Sitz ausserhalb
der EU resp. EFTA ausiiben (Art. 14 Abs. 11 Vo
987/2009).

1042 Personen, welche zusatzlich zu ihrer Erwerbstatigkeit in der
EU/EFTA oder in Vertragsstaaten auch in Nichtvertragsstaa-
ten arbeiten, haben Beitrdge gemass Rz 1039 zu bezahlen.
Bezahlen diese Personen jedoch bereits AHV/IV/EO-Beitrage
auf ihrem Erwerbseinkommen, ist eine zuséatzliche Erfassung
als Nichterwerbstatige nicht moglich.

2. Die Versicherungsunterstellung im Allgemeinen
2.1 Allgemeines

2001 Die Bestimmungen von Kapitel 2 finden Anwendung auf alle
1/14 erwerbstatigen natirlichen Personen, die nicht unter eine der
nachstehend erwdhnten Kategorien fallen:
— Angestellte von internationalen Schienen-, Strassen- oder
Lufttransportunternehmen;
— Seeleute von Hochsee- oder Rheinschiffen;
— Personal mit diplomatischen Vorrechten und Immunitaten;
— Internationale Beamtinnen und Beamte;
— Personen, die ein Unternehmen mit Sitz in der Schweiz lei-
ten;
— Personal von Grenzbetrieben;
— Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Schutzbe-
darftige ohne Aufenthaltsbewilligung;
— Personal von Hilfsorganisationen und des IKRK;
— Beamtinnen und Beamte.
Fir diese Personenkategorien siehe Kapitel 3.
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Nichterwerbstatige Familienangehorige, deren Versi-
cherteneigenschatft sich von derjenigen der erwerbstatigen
nattrlichen Person ableitet, werden ebenfalls im Kapitel 2 be-
handelt, zusammen mit der erwerbstéatigen natirlichen Per-
son.

2002 aufgehoben
1/14

2003 Zur einfachen Bestimmung, ob eine natlrliche Person in der
1/16 AHV/IVIEO/(ALV) versichert ist oder nicht, kbnnen sich die
Ausgleichskassen auf die folgenden synoptischen Tabellen
stutzen:
— fur Schweizer Birgerinnen und Birger auf die Anhédnge 1
und 2,
— fur Angehdrige der EU auf die Anhange 3 und 4,
— fur Angehdrige von Nichtvertragsstaaten auf die Anhange 5
und 6,
— fir Angehdrige von Vertragsstaaten, die weder zur EU
noch zur EFTA gehéren, auf die Anhédnge 7 und 8.

2.2 Bestimmungen des AHVG

2004 Gestutzt auf das AHVG sind obligatorisch versichert:
— die nattrlichen Personen mit Wohnsitz in der Schweiz
(Art. 1a Abs. 1 Bst. a AVHG:; zur Definition des Wohnsitzes
s. Rz 1017 ff.);

2005 - die natlrlichen Personen, die in der Schweiz eine Erwerbs-
tatigkeit ausuiben (Art. 1a Abs. 1 Bst. b AHVG; zur Defini-
tion der Erwerbstétigkeit s. Rz 1034 ff., fur die leitenden Or-
gane Rz 3082 ff.);

2006 — Schweizer Birgerinnen und Burger, die in einem Nichtver-
tragsstaat im Dienste der Eidgenossenschatft tatig sind
(Art. 1a Abs. 1 Bst. c Ziff. 1 AHVG,; fur die Einzelheiten
s. Kapitel 3);
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2007 — Schweizer Burgerinnen und Birger, die in einem Nichtver-

1/10 tragsstaat flr das Internationale Komitee vom Roten Kreuz
und vom Roten Halbmond tatig sind (Art. 1a Abs. 1 Bst. ¢
Ziff. 2 AHVG; Art. 1 AHVV; s. Rz 3096);

2008 - Schweizer Burgerinnen und Birger, die in einem Nichtver-
tragsstaat fur eine private Hilfsorganisation tatig sind, die
vom Bund namhaft subventioniert wird (Art. 1a Abs. 1
Bst. c Ziff. 3 AHVG; Art. 1a AHVV; s. Rz 3096).

2.3 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkommen

2009 Fdr die Versicherungsunterstellung von Personen, die im
1/16 Gebiet der EU und der Schweiz arbeiten und die Staatsange-
horige der Schweiz oder eines EU- Staates sind, ist das Ab-
kommen mit der EU anwendbar.
Fur die Versicherungsunterstellung von Personen, die im Ge-
biet der EFTA und der Schweiz arbeiten und die Staatsange-
horige der Schweiz oder eines EFTA-Staates sind, ist das
EFTA-Ubereikommen anwendbar.
Dasselbe gilt fur Fltchtlinge und Staatenlose mit Wohnsitz in
der Schweiz oder der EU bzw. der EFTA.
Fur die Versicherungsunterstellung von allen anderen Staats-
angehdrigen gilt entweder das bilaterale Sozialversicherungs-
abkommen mit dem betreffenden EU-Staat bzw. das Sozial-
versicherungsabkommen mit Liechtenstein oder Norwegen o-
der das AHVG.

2009. Seit 1. April 2012 gelten im Verhaltnis Schweiz — EU die
1 Vo 883/2004 und 987/2009. Seit 1. Januar 2016 gelten diese
1/16 Verordnungen (inkl. die Anpassungen gesttitzt auf die
Vo 465/2012) ebenfalls fir die EFTA.
Personen, die nach den Bestimmungen der Vo 883/2004 den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates unterliegen
als nach Titel Il der Vo 1408/71, bleiben wahrend maximal
zehn Jahren (EU bis 31. Méarz 2022; EFTA bis 31. Dezember
2025) weiterhin den Rechtsvorschriften gemass Vo 1408/71
unterstellt, solange sich der zugrunde liegende Sachverhalt
nicht &ndert (Art. 87 Abs. 8 Vo 883/2004). Dasselbe gilt —im
Verhaltnis zur EU — fiir die Anderungen gemass der am
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20009.

1/15

2010

1/16

2011
1/17

1. Januar 2015 in Kraft getretenen Vo 465/2012 (Art. 87a
Abs. 1 Vo 883/2004), welche ebenfalls eine Ubergangsfrist
von zehn Jahren vorsieht (bis 31. Dezember 2024).

Eine Person, die nach bisherigem Recht unterstellt ist, kann
beantragen, dass auf sie das neue Recht angewendet wird.
Wird der Antrag innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten
gestellt, gilt das neue Recht ab Inkrafttreten. Wird der Antrag
nach Ablauf der 3 Monate gestellt, gilt das neue Recht ab
dem ersten Tag des darauf folgenden Monats.

Die Vo 883/2004 und 987/2009 finden jedoch keine An-
wendung auf Sachverhalte, die gleichzeitig einen Schweiz-/
EU-/EFTA-Bezug aufweisen, da es an einem "Dachtberein-
kommen" fehlt.

Beispiel: Ein in der Schweiz erwerbstatiger Liechtensteiner
wird von seinem Schweizer Arbeitgeber nach Deutschland
entsandt. Die Vo 883/2004 ist nicht anwendbar, sondern das
bilaterale Sozialversicherungsabkommen Schweiz - Deutsch-
land.

Das Abkommen mit der EU gilt fur folgende Staaten:
— Belgien,

— Bulgarien,

— Danemark,

— Deutschland,

— Estland,

— Finnland,

— Frankreich,

— Griechenland,

— Grossbritannien,
— Irland,

— [talien,

— Kroatien,

— Lettland,

— Litauen,

— Luxemburg,

— Malta,

— die Niederlande,
— Osterreich,

— Polen,
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2012

2013
1/10

2014
1/10

— Portugal,

— Rumanien,

— Schweden,

— die Slowakei,

— Slowenien,

— Spanien,

— die Tschechische Republik,

— Ungarn,

— Zypern.

Anhang 15 zahlt die Gebiete, auf welche das Abkommen mit
der EU anwendbar ist, im Einzelnen auf.

Das EFTA-Ubereinkommen gilt neben der Schweiz fir fol-
gende Staaten (vgl. Anhang 15):

— Island

— Liechtenstein

— Norwegen.

Die Versicherungsunterstellung von Personen, die in mehre-
ren Staaten arbeiten, hangt davon ab, ob sie unselbststandig
oder selbststandig erwerbstatig sind. Das Beitragsstatut (Ar-
beithehmende oder Selbststandigerwerbende) wird aufgrund
des nationalen Rechts desjenigen Staates bestimmt!’, in wel-
chem die jeweilige Erwerbstatigkeit ausgetibt wird. Fir die
beitragsrechtliche Qualifikation bei Unterstellung unter die
schweizerischen Rechtsvorschriften siehe fiir die Abgren-
zungskriterien die WML.

Bei einer in Frankreich und in der Schweiz erwerbstétigen
Person beispielsweise ist flur die in Frankreich ausgetbte Ta-
tigkeit gemass dem franzdsischen Recht und ftr die in der
Schweiz ausgeibte Tatigkeit nach dem AHVG zu bestimmen,
ob es sich um eine selbststandige oder eine unselbststandige
Erwerbstatigkeit handelt.

2015 aufgehoben

4/12

17 27. Mai 2013 9C_62/2013
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2016
1/16

2016.

1/17

2017
1/16

2018
4/12

2.3.1 Grundsatz: Unterstellung in einem einzigen Staat

Das Abkommen mit der EU bzw. das EFTA-Ubereinkommen
sieht die Unterstellung unter die Gesetzgebung eines einzi-
gen Staates vor (Art. 11 Abs. 1 Vo 883/2004).

Diese Regel gilt nicht fir Erwerbstatige, die weder Staatsan-
gehorige der EU bzw. der EFTA noch der Schweiz sind. Fur
sie sind die Sozialversicherungsabkommen oder das AHVG
massgebend.

Fur die Bestimmung der Versicherungsunterstellung bei der
Ausubung von Erwerbstatigkeiten in zwei oder mehr Staaten
werden marginale Tatigkeiten nicht berlcksichtigt. Diese Be-
stimmung bezweckt zu verhindern, dass sich die Versiche-
rungsunterstellung aufgrund kleiner Tatigkeiten &ndert und
will zudem Missbrauch verhindern. Als marginal gelten Tétig-
keiten, die aufgrund ihrer Eigenart unbedeutend sind. Ein In-
dikator fur eine marginale Tatigkeit kann eine regulare Ar-
beitszeit und/oder eine Entldhnung von je weniger als 5% pro
Staat sein (mehrere Erwerbstatigkeiten flir verschiedene Ar-
beitgeber werden zusammengezahlt; Art. 14 Abs. 5b

Vo 987/2009; betr. die Leitung eines Unternehmens, vgl.

Rz 3082 ff.). Hingegen sind Entschadigungen flr marginale
Tatigkeiten im zustandigen Staat beitragsrechtlich abzurech-
nen.

2.3.1.1 Unselbststandige Erwerbstéatigkeit

— Unselbststandige Erwerbstatigkeit in einem einzigen
Staat

Staatsangehorige der EU bzw. der EFTA oder der Schweiz,
die nur in der Schweiz arbeiten, sind in der AHV/IV/EO und
ALV versichert (Art. 11 Abs. 3 Bst. a Vo 883/2004), es sei
denn, sie waren Entsandte (s. Rz 2024) oder Mitglied einer
Spezialkategorie (s. Kapitel 3).

Staatsangehorige der EU oder der Schweiz, die nur in einem
EU-Staat arbeiten, sind in der AHV/IV/EO und ALV nicht ver-
sichert (Art. 11 Abs. 3 Bst. a Vo 883/2004), es sei denn, sie
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2019
1/17

1/16

2020
1/16

2020.

1/16

2020.

1/15

2020.

3
1/17

waren Entsandte (s. Rz 2024) oder Mitglieder einer Spezial-
kategorie (siehe Kapitel 3). Dasselbe gilt fir Staatsangeh6-
rige der EFTA, die nur in Island, Liechtenstein oder Norwe-
gen arbeiten.

aufgehoben

— Unselbststandige Erwerbstatigkeit in zwei oder mehre-
ren Staaten der EU bzw. der EFTA und/oder der
Schweiz

Als gewohnlich in zwei oder mehreren Staaten erwerbstatig
gilt, wer flr einen oder mehrere Arbeitgeber gleichzeitig oder
abwechselnd eine oder mehrere gesonderte unselbststan-
dige Erwerbstatigkeiten austbt (Art. 14 Abs. 5 Vo 987/2009).
Staatsangehorige der Schweiz oder der EU bzw. EFTA, die
gewohnlich in zwei oder mehreren Staaten eine unselbststan-
dige Erwerbstatigkeit austiben, unterliegen den Rechtsvor-
schriften ihres Wohnsitzstaats, sofern sie einen wesentlichen
Teil ihrer Erwerbstétigkeit in diesem austben (Art. 13 Abs. 1
Bst. a Vo 883/2004).

Befindet sich der Sitz des Arbeitgebers ausserhalb der EU,
bzw. der EFTA unterliegen Staatsangehdrige der Schweiz
der der EU bzw. EFTA ebenfalls den Rechtsvorschriften ihres
Wohnsitzstaats, auch wenn sie in diesem keine wesentliche
Tatigkeit austiben (Art. 14 Abs. 11 Vo 987/2009).

Von einem wesentlichen Teil der Beschaftigung im Wohn-
sitzstaat kann ausgegangen werden, wenn dort ein quantita-
tiv erheblicher Teil der Tatigkeit ausgeubt wird. Ein Anzei-
chen fur das Vorliegen eines wesentlichen Teils kann die Ar-
beitszeit und/oder das Arbeitsentgelt sein, wenn diese Krite-
rien mindestens 25% der Gesamttatigkeit ausmachen (Art. 14
Abs. 8 Vo 987/2009).

Bei einer Teilzeiterwerbstatigkeit ist das Kriterium des we-
sentlichen Teils der Beschaftigung (25%) im Verhaltnis zum
Gesamtpensum umzurechnen.
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2021
1/15

2021.

1/15

2021.

1/15

2021.

1/15

2021.

1/15

2022
1/17

Beispiel: Eine Person ist in der Schweiz zu 50% und in
Frankreich zu 30%, d.h. insgesamt zu 80% unselbstandig er-
werbstatig. Der wesentliche Teil der Erwerbstatigkeit ent-
spricht im Verhaltnis zum Gesamtpensum 20% (25 x 80 /
100).

Arbeiten Arbeitnehmende fir den gleichen Arbeitgeber resp.
fur die gleiche Arbeitgeberin nicht oder nur zu einem unwe-
sentlichen Teil in ihrem Wohnsitzstaat, sind sie grundsatzlich
im Staat versichert, in dem die Arbeitgeberin oder der Arbeit-
geber den Sitz hat (Art. 13 Abs. 1 Bst. b i Vo 883/2004).

Dasselbe gilt flr Arbeitnehmende, die flir mehrere Arbeitge-
bende arbeiten, die ihren Sitz im gleichen Staat haben

(Art. 13 Abs. 1 Bst. b ii Vo 883/2004). Diese sind ebenfalls im
Staat versichert, in welchem die Arbeitgebenden ihren Sitz
haben.

Als Sitz gilt der statutarische Sitz oder die Niederlassung, an
dem resp. der die wesentlichen Entscheidungen der Arbeit-
geberin oder des Arbeitgebers getroffen sowie die zentralen
Verwaltungshandlungen vorgenommen werden (Art. 14
Abs. 5a Vo 987/2009).

Arbeiten sie fir mehrere Arbeitgebende, die ihre Sitze in zwei
Staaten haben, von denen einer der Wohnsitzstaat ist, sind
sie im anderen Staat (nicht Wohnsitzstaat) versichert (Art. 13
Abs. 1 Bst. b iii Vo 883/2004).

Arbeiten sie flr mehrere Arbeitgebende, von denen mindes-
tens zwei ihre Sitze in verschiedenen Staaten ausserhalb des
Wohnsitzstaates haben, sind sie hingegen im Wohnsitzstaat
versichert, auch wenn sie dort keine wesentliche Tatigkeit
ausiben (Art. 13 Abs. 1 Bst. b iv Vo 883/2004).

Die Ausgleichskasse unternimmt die notwendigen Vorkehrun-
gen, damit ihr die Arbeitgeber Arbeitnehmende mit Ausland-
bezug, der sich auf die Unterstellung in der Schweiz auswir-
ken konnte, melden. Dies ist namentlich bei Mehrfacher-
werbstatigkeit der Fall. Die Ausgleichskasse ist dabei auf die
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2022.

1/17

2023
1/16

1/16

2023.

1-
2023.
4
1/16

Mitwirkung der Arbeitgeber angewiesen (Art. 28 Abs. 1
ATSG).

Zur Abklarung, ob Tatigkeiten in mehreren EU-/EFTA-
Staaten und der Schweiz zu einer Versicherungsunterstel-
lung in der Schweiz fuhren, stellt das BSV ein Hilfsformular
zur Verfugung (s. Anhang 10).

Beispiel 1: Ein Liechtensteiner lebt in der Schweiz und arbei-
tet als Arbeitnehmer fiir den gleichen Arbeitgeber in der
Schweiz und in Norwegen. Einen wesentlichen Teil seiner Er-
werbstatigkeit tbt er in der Schweiz aus: Er ist fir sein ge-
samtes Einkommen in der AHV/IV/EO und ALV versichert
(Art. 13 Abs. 1 Bst. a Vo 883/2004).

Beispiel 2: Ein Franzose lebt in Belgien und arbeitet flr einen
Schweizer Arbeitgeber in Frankreich und in Luxemburg: Er ist
fur sein gesamtes Einkommen in der AHV/IV/EO und ALV
versichert (Art. 13 Abs. 1 Bst. b i Vo 883/2004).

Beispiel 3: Ein Italiener lebt in der Schweiz und arbeitet als
Arbeitnehmer fir zwei verschiedene Arbeitgeber (Sitz CH

und FR) zu einem unwesentlichen Teil in der Schweiz und zu
einem wesentlichen Teil in Frankreich. Er ist nicht in der
AHV/IVIEO und ALV, sondern in Frankreich versichert

(Art. 13 Abs. 1 Bst. b iii Vo 883/2004).

Beispiel 4: Eine Italienerin lebt in der Schweiz und arbeitet als
Arbeitnehmerin fr zwei verschiedene Arbeitgeber (Sitz D
und FR) zu einem unwesentlichen Teil in der Schweiz und zu
einem wesentlichen Teil in Frankreich. Sie ist fur ihr gesam-
tes Einkommen in der AHV/IV/EO und ALV versichert (Art. 13
Abs. 1 Bst. b iv Vo 883/2004).

— aufgehoben

aufgehoben
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1/16 - Entsendung von Arbeitnehmenden (Staatsangehdrige
der EU, EFTA oder der Schweiz)

2024 Arbeitnehmende, die von der Schweiz vorubergehend in

1/17 einen EU-Staat (Staatsangehdrige der Schweiz oder der EU)
bzw. in einen EFTA-Staat (Staatsangehdrige der Schweiz
oder der anderen EFTA-Staaten) entsandt werden, bleiben in

der AHV/IV/EO und ALV versichert (Art. 12 Abs. 1

Vo 883/2004), wenn

— sie unmittelbar vor ihrer Abreise in der Schweiz gestutzt
auf den Schweizer Wohnsitz oder eine Erwerbstatigkeit in
der Schweiz versichert waren!®; davon wird bei einer Vor-
versicherungsdauer von einem Monat grundsatzlich ausge-
gangen;

— vorgesehen ist, dass sie nach Ablauf der Entsendedauer
wieder in der Schweiz und grundsatzlich von denselben Ar-
beitgebenden beschaftigt werden;

— der entsendende Arbeitgeber im Ursprungsland bereits seit
einer gewissen Zeit nennenswerte wirtschaftliche Aktivita-
ten ausubt;

— zwischen dem entsendenden Arbeitgeber und seinem Ar-
beithehmer wéhrend der ganzen Entsendedauer nachweis-
bar eine direkte arbeitsrechtliche Bindung besteht.

2025 aufgehoben
1/17

2026 Einzelheiten finden sich im Merkblatt ,Soziale Sicherheit fur
4/12 Entsandte CH-EU".

2027 Die Entsendedauer betragt 24 Monate.
4/12

2028 Arbeitgebende, die Arbeitnehmende von der Schweiz aus in

1/17 einen EU- bzw. EFTA-Staat entsenden, beantragen vor Be-
ginn der vorubergehenden Tatigkeit des Arbeitnehmenden in
einem EU- bzw. EFTA-Staat von ihrer Ausgleichskasse eine
Entsendungsbescheinigung (Bescheinigung Al). Die Aus-

8 4. August 2008 U 50/07 BGE 134 V 428
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2029
1/15

2029.

1/17

2030
1/17

gleichskasse kann von der Arbeitgeberin bzw. vom Arbeitge-
ber verlangen, einen Antrag zur Weitergeltung des schweize-
rischen Sozialversicherungsrechts wéhrend einer vortiberge-
henden Tatigkeit im Ausland auszufillen (s. Anhang 17). Die
Ausgleichskasse handigt den Arbeitgebenden eine Beschei-
nigung Al aus. Bei einer Entsendung nach Osterreich, Bel-
gien, Bulgarien, Finnland, Frankreich, Deutschland, Grie-
chenland, Ungarn, Lettland, Portugal, Ruménien, Schweden,
Niederlande sowie in das Vereinigte Konigreich und bei Ent-
sendungen nach Norwegen und Island muss die Ausgleichs-
kasse dem zustandigen auslandischen Trager eine Kopie der
Bescheinigung Al senden. Die Ausgleichskasse kann jedoch
die entsandten Arbeitnehmenden mit dieser Aufgabe beauf-
tragen. Bei einer Entsendung in die lbrigen Lander hat die
entsandte Person die Entsendungsbescheinigung (Bescheini-
qung Al) auf Anfrage (z.B. anlasslich von Arbeitgeberkontrol-
len) im Ausland vorzuweisen. Ausnahmsweise kann die Be-
scheinigung auch wahrend oder sogar nach Ablauf der Ent-
sendung noch ausgestellt werden und dann riickwirkend gel-
ten.

Die Bescheinigung Al ist fir maximal 24 Monate giltig und
kann innerhalb dieser Dauer wiederholt durch die Ausgleichs-
kasse verlangert werden.

Nach Ablauf der 24 Monate kann bei der Ausgleichskasse
erst nach einer Karenzfrist von 2 Monaten ein erneutes Ge-
such um Entsendung gestellt werden. In allen anderen Fallen
ist beim BSV ein Antrag zur Weitergeltung des schweizeri-
schen Sozialversicherungsrechts wahrend einer voriberge-
henden Tatigkeit im Ausland (siehe Rz 2030) zu stellen.

Auf Antrag hin kann das BSV mit Zustimmung der auslandi-
schen Behorde die Entsendung im Interesse der Arbeitneh-
menden bis maximal 6 Jahre verlangern. Hierzu muss der
Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen Sozialversi-
cherungsrechts wahrend einer vortibergehenden Téatigkeit im
Ausland (s. Anhang 17) eingereicht werden. Beim BSV kann
innerhalb der Dauer von sechs Jahren wiederholt ein Antrag
auf eine Ausnahmevereinbarung gestellt werden. Nach Ab-
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2031
1/17

2031.

lauf der 6 Jahre ist eine neue Entsendung derselben Arbeit-
nehmerin resp. desselben Arbeitnehmers in denselben Staat
erst nach Ablauf einer Karenzfrist von einem Jahr wieder
maoglich.

Ist bereits zu Beginn der Entsendung damit zu rechnen, dass
die Frist von 24 Monaten nicht ausreichen wird, so kann im
Interesse der Arbeitnehmenden gemass Art. 16 Vo 883/2004
beim BSV direkt ein Antrag zur Weitergeltung des schweizeri-
schen Sozialversicherungsrechts wéahrend einer voruberge-
henden Tatigkeit im Ausland (s. Anhang 17) gestellt werden.

Sind die Voraussetzungen fir die Entsendung bzw. fir die

1 Ausnahmevereinbarung nicht mehr erfullt, ist die Bescheini-

1/15

2032
4/12

1/16

2032.
1-

2032.
8

1/16

gung zurlckzuziehen und die zustandige auslandische Be-
horde zu informieren

Von einem EU-Staat vorubergehend in die Schweiz entsand-
te Arbeitnehmende sind in der AHV/IV/EO und ALV nicht ver-
sichert. Die auslandische Behotrde handigt die Bescheinigung
Al den Arbeitnehmenden aus, die diese dann der zustandi-
gen Ausgleichskasse Ubergeben. Fiur weitergehende Verlan-
gerungen ist das BSV zustandig. Wird um eine weiterge-
hende Verlangerung nachgesucht und diese erteilt, orientiert
das BSV die Ausgleichskasse und schickt ihr eine Kopie des
Schriftenwechsels mit der auslandischen Behorde.

Die AHV-Ausgleichskasse ist grundsatzlich an die Angaben
in der Bescheinigung Al gebunden, solange dieses nicht zu-
riickgezogen und fur ungiiltig erklart wird. Sie kann jedoch
begriindete Zweifel an der Richtigkeit des Sachverhalts, wel-
cher der Bescheinigung zugrunde liegt, bei der zustandigen
auslandischen Behdorde geltend machen.

— aufgehoben

aufgehoben
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1/16

2033-
2035
1/14

2036

2037
1/16

1/17

2037.

1/17

2037.

2.
2039
1/16

— aufgehoben

aufgehoben

— Entsendung von Drittstaatsangehdrigen

Fur die Entsendung von Drittstaatsangehorigen von der
Schweiz in einen EU- bzw. EFTA-Staat oder umgekehrt siehe
Rz 2070 ff. und Anhang 13.3.

— Arbeitnehmende, die fir Arbeitgebende ohne Betriebs-
statte in der Schweiz arbeiten

Arbeitgebende mit Sitz in einem EU-/EFTA-Staat und ohne
Betriebsstatte in der Schweiz, deren Arbeitnehmende auf-
grund des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-Uberein-
kommen in der Schweiz versichert sind, sind in der Schweiz
beitragspflichtig (Art. 21 Abs. 1 Vo 987/2009; s. auch

Rz 2062 ff.).

— Arbeitslose

Staatsangehorige der EU bzw. der EFTA oder der Schweiz,
die nach den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaates
bei Arbeitslosigkeit Leistungen erhalten (gemass Art. 65

Vo 883/2004) unterliegen dessen Rechtsvorschriften (Art. 11
Abs. 3 Bst. ¢ Vo 883/2004).

aufgehoben
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2040
1/16

2041

1/16

1/16

2042
1/17

2042.

1/17

2042.

1/17

2.3.1.2 Selbststandige Erwerbstatigkeit

— Selbststandige Erwerbstatigkeit in einem einzigen
Staat

Staatsangehorige der Schweiz oder der EU bzw. EFTA, die
als Selbststandigerwerbende in einem EU- bzw. EFTA-Staat
arbeiten, sind in der AHV/IV/EO nicht versichert (Art. 11

Abs. 3 Bst. a Vo 883/2004), es sei denn, sie waren Entsandte
(s. Rz 2044).

Staatsangehoérige der Schweiz oder der EU bzw. der EFTA,
die nur in der Schweiz arbeiten, sind in der AHV/IV/EO versi-
chert (Art. 11 Abs. 3 Bst. a Vo 883/2004, es sei denn, sie wa-
ren Entsandte (s. Rz 2044).

— Selbststandige Erwerbstatigkeit in zwei oder mehreren
Staaten der EU bzw. der EFTA und/oder der Schweiz

Die Ausgleichskasse hat namentlich bei der Anmeldung
neuer Selbststandigerwerbender zu prifen, ob diese noch in
anderen Staaten erwerbstatig sind.

Staatsangehoérige der Schweiz oder der EU, die gleichzeitig
in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten der EU oder in der
Schweiz und der EU eine selbststéandige Erwerbstatigkeit
ausiben, sind in ihrem Wohnsitzstaat versichert, sofern sie
einen wesentlichen Teil ihrer Erwerbstatigkeit (vgl. Rz 2020)
dort austiben. Arbeiten sie nicht zu einem wesentlichen Teil
in ihrem Wohnsitzstaat, sind sie im Staat versichert, in dem
sich der Mittelpunkt inrer Tatigkeit befindet (Art. 13 Abs. 2
Bst. b Vo 883/2004). Dasselbe qilt flr Staatsangehdrige der
EFTA, die gleichzeitig in zwei oder mehreren Staaten der
EFTA eine selbststandige Erwerbstatigkeit austben.

Der Mittelpunkt der Tatigkeit wird anhand samtlicher Merk-
male bestimmt, welche die berufliche Tatigkeit des Selbst-
standigen kennzeichnen. Hierzu gehoren der Ort der standi-
gen Niederlassung, von dem aus die Person ihre Tatigkeiten
austbt, die gewohnliche Art oder die Dauer der Tatigkeiten
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2043

1/16

2043.

1/16

1/16

2044
1/16

2045
4/12

2046
1/16

sowie die Anzahl erbrachter Dienstleistungen (Art. 14 Abs. 9
Vo 987/2009).

Beispiel: Ein Spanier lebt in Frankreich. Er tbt seine selbst-
standige Erwerbstatigkeit zum gréssten Teil in der Schweiz
aus. In Italien hat er einen selbststandigen Nebenerwerb. Er
ist fUr sein gesamtes Einkommen aus selbststandiger Er-
werbstatigkeit in der AHV/IV/EO versichert.

— aufgehoben

aufgehoben

— Entsendung von Selbststandigerwerbenden

Staatsangehorige der Schweiz oder der EU, die als Selbst-
standigerwerbende ihre Tatigkeit normalerweise in der
Schweiz austiben, aber voribergehend einer ahnlichen Tatig-
keit in einem EU-Staat nachgehen, bleiben der AHV/IV/EO
unterstellt (Art. 12 Abs. 2 Vo 883/2004). Dabei kommt es
nicht darauf an, ob der EU-Staat, in dem die ahnliche Tatig-
keit ausgetbt wird, diese als selbstandige oder unselbstan-
dige Erwerbstatigkeit qualifiziert (Art. 14 Abs. 4 Vo 987/2009).
Dasselbe gilt flr Staatsagehorige der EFTA, die vortberge-
hend in Island, Liechtenstein oder Norwegen als Selbststan-
digerwerbende tatig sind.

Die Entsendedauer betragt 24 Monate.

Selbststandigerwerbende beantragen bei ihrer Ausgleichs-
kasse eine Entsendungsbescheinigung. Diese handigt die
Bescheinigung Al der Antrag stellenden Person aus. Bei ei-
ner Entsendung nach Osterreich, Belgien, Bulgarien, Finn-
land, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Ungarn, Lett-
land, Portugal, Rumanien, Schweden, Niederlande sowie in
das Vereinigte Konigreich und bei Entsendungen nach Nor-
wegen und Island muss die Ausgleichskasse eine Kopie der
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2047
4/12

2048
1/17

2049
1/17

2050
1/16

2050.

1/16

Bescheinigung Al dem zustandigen auslandischen Trager
senden. Die Ausgleichskasse kann jedoch die Antrag stel-
lende Person damit beauftragen, die Ausfertigung der Be-
scheinigung der auslandischen Behotrde zu tbergeben. Bei
einer Entsendung in die Ubrigen Lander hat die entsandte
Person die Entsendungsbescheinigung (Bescheinigung Al)
anlasslich von Kontrollen der auslandischen Behdrde vorzu-
weisen; damit kann eine doppelte Unterstellung vermieden
werden.

Die Bescheinigung Al ist flir maximal 24 Monate guiltig.

Auf Antrag (Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen
Sozialversicherungsrechts wéhrend einer voribergehenden
Tatigkeit im Ausland; s. Anhang 17) hin kann das BSV mit
Zustimmung der auslandischen Behorde die Entsendung dar-
Uber hinaus verlangern.

Ist bereits zu Beginn der Entsendung damit zu rechnen, dass
die Frist von 24 Monaten nicht ausreichen wird, so kann beim
BSV direkt ein Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen
Sozialversicherungsrechts wahrend einer vorubergehenden
Tatigkeit im Ausland (s. Anhang 17) gestellt werden.

aufgehoben

Staatsangehorige der Schweiz oder der EU, die als Selbst-
standigerwerbende ihre Tatigkeit gewdhnlich in der EU
ausiben, aber vortibergehend einer ahnlichen Tatigkeit in der
Schweiz nachgehen, sind den Rechtsvorschriften des EU-
Staates, in dem sie ansassig sind, unterstellt (Art. 12 Abs. 2
Vo 883/2004). Dies auch dann, wenn die Ausgleichskassen
diese Tatigkeit als unselbstandige Erwerbstatigkeit qualifizie-
ren (Art. 14 Abs. 4 Vo 987/2009).
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1/16
2050.
2.
2050.

8
1/16

1/16

2051
1/16

1/16

2052-
2053
1/16

1/16

2054

— aufgehoben

aufgehoben

2.3.1.3 Gewohnliche Austibung einer selbststandigen
und einer unselbststandigen Erwerbstatigkeit in
mehreren Staaten

Ubt eine Person mit Staatsangehdorigkeit der Schweiz oder
der EU in einem EU-Staat und in der Schweiz gewdhnlich
eine selbststandige und eine unselbststandige Erwerbstatig-
keit aus, so unterliegt sie den Rechtsvorschriften des Staates
in welchem die unselbststandige Tatigkeit ausgeubt wird

(Art. 13 Abs. 3 Vo 883/2004). Wird die unselbstandige Er-
werbstatigkeit in mehreren Staaten ausgetibt, so ist zunachst
gemass Rz 2020 ff. zu bestimmen, welchen Rechtsvorschrif-
ten die unselbststandige Tatigkeit unterliegt. Dasselbe gilt fir
Staatsangehorige der Schweiz oder eines anderen EFTA-
Staates, die in mehreren EFTA-Staaten zugleich eine selbst-
standige und eine unselbstandige Erwerbstatigkeit austben.

2.3.1.4 aufgehoben

aufgehoben

2.3.2 Vorgehen fur Personen, die gewdhnlich in mehre-
ren Staaten arbeiten

Wer gewohnlich auf dem Gebiet von zwei oder mehreren
Staaten eine Erwerbstétigkeit ausiibt, hat die zustandige Be-
horde seines Wohnsitzstaates dartiber zu informieren. In der
Schweiz ist dies in erster Linie diejenige Ausgleichskasse, mit
welcher die zu unterstellenden Arbeithnehmenden oder
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2055
1/14

2055.

1/14

2056
1/14

2056.

1/15

Selbststandigen bereits tber eine Erwerbstatigkeit verbunden
sind (s. die WKB).

Hat die erwerbstétige Person ihren Wohnsitz in der Schweiz,
pruft die Ausgleichskasse, ob sie aufgrund der Bestimmun-
gen des Abkommens mit der EU in der AHV/IV/EO/(ALV) ver-
sichert ist. Sind die Voraussetzungen dafur erfllt, stellt die
zustandige Ausgleichskasse eine Bescheinigung aus, dass
die betreffende Person der schweizerischen Gesetzgebung
unterstellt ist (Bescheinigung Al) und Ubermittelt eine Kopie
dieser Bescheinigung dem Trager bzw. den Tragern, der
bzw. die von der zustandigen Behorde jedes anderen Mit-
gliedstaates bezeichnet wurde(n). Die Adressen finden sich
auf der Vollzugsseite des BSV, Rubrik International, Ver-
zeichnisse. Sie kann hierfur die erwerbstatige Person beauf-
tragen, das von der Ausgleichskasse erstellte Formular der
(den) zustandigen Behotrde(n) der anderen Staaten vorzuwei-
sen, auf deren Gebiet sie tatig ist.

Hat die erwerbstatige Person ihren Wohnsitz in einem EU-
Staat, pruft die zustadndige auslandische Behotrde des Wohn-
sitzstaates, ob die Person aufgrund der Bestimmungen des
Abkommens mit der EU im Wohnsitzstaat zu versichern ist.
Sind die Voraussetzungen erflllt, stellt sie eine Bescheini-

gung Al aus.

Um zu Uberprifen, ob eine in der Schweiz und der EU er-
werbstatige Person tatsachlich in einem EU-Staat versichert
und damit nicht der AHV/IV/EO/(ALV) unterstellt ist, verlangt
die Ausgleichskasse von ihr die von der zustandigen auslan-
dischen Behorde vorschriftsgemass ausgefullte Bescheini-

gung Al.

Die Bescheinigung Al sowie weitere Schriftstiicke kbnnen
nicht deshalb zurtickgewiesen werden, weil sie nicht in einer
der schweizerischen Amtssprachen abgefasst sind (Art. 76
Abs. 7 Vo 883/2004). Hingegen sind die Ausgleichskassen
nicht verpflichtet, in einer Amtssprache der EU zu kommuni-
zieren bzw. zu antworten. Sie sind berechtigt, eine schweize-
rische Amtssprache zu verwenden.
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Weist die betreffende Person die Dokumente nicht vor, er-
kundigt sich die Ausgleichskasse bei der auslandischen Be-
horde.

Kommt die zustandige auslandische Behtérde am Wohnsitz
zum Schluss, dass eine Person nicht den Rechtsvorschriften
des Wohnsitzstaates unterstellt ist, hat sie die Mdglichkeit,
die Versicherungsunterstellung dieser Person vorlaufig fest-
zustellen. In der Regel teilt die auslandische Behdorde ihre
Feststellung dem BSV mit, welches diese an die zustandige
Ausgleichskasse weiterleitet.

Die Feststellung der auslandischen Behorde wird nach Ablauf
von zwei Monaten endguiltig, ausser die Ausgleichskasse
setzt diese vor Ablauf der Zweimonatsfrist davon in Kenntnis,
dass sie die Feststellung noch nicht akzeptieren kann oder
diesbezlglich eine andere Auffassung vertritt (Art. 16 Abs. 3
Vo 987/2009). Ist die Ausgleichskasse mit der Unterstellung
unter das schweizersiche Recht einverstanden, bestétigt sie
dies, indem sie eine Bescheinigung Al ausstellt.

Andert sich die Situation einer Person, die gewshnlich in
mehreren Staaten arbeitet, muss die Ausgleichskasse die be-
troffenen zustandigen auslandischen Stellen dartber infor-
mieren, dass die Person nicht mehr dem schweizerischen
Recht unterstellt ist (Rickzug der Bescheinigung Al).

Die Ausgleichskasse kann die Arbeitnehmenden damit beauf-
tragen, die zustandigen auslandischen Stellen der Lander zu
informieren, in denen sie arbeiten, dass das von der Aus-
gleichskasse ausgestellte Formular nicht mehr gultig ist.

Ubt eine Person eine selbststandige Erwerbstatigkeit auf dem
Gebiet von mehreren Staaten aus ohne dort zu wohnen, hat
sich die Ausgleichskasse des Kantons, auf dessen Gebiet die
Erwerbstétigkeit ausgeubt wird, mit den zustandigen Behor-
den der betroffenen Staaten dariber zu verstandigen, wo
sich der Mittelpunkt ihrer Tatigkeit befindet.
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2060.

1
1/16

aufgehoben

1/16 2.3.3.1 Beitragspflicht in der Schweiz

2061

2062
1/16

2063
1/16

Von Arbeitnehmenden und Selbststandigerwerbenden, die
aufgrund des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-Uber-
einkommen in der AHV/IV/EO/(ALV) versichert sind, werden
die Beitrage nach den Bestimmungen der AHV erhoben.

Arbeitgebende mit Sitz in einem EU-/EFTA-Staat und ohne
Betriebsstatte in der Schweiz sind in der Schweiz beitrags-
pflichtig, wenn sie in der Schweiz versicherte Arbeitneh-
mende beschéftigen. Falls keine Vereinbarung nach Art. 21
Abs. 2 Vo 987/2009 abgeschlossen werden kann, mussen
die auslandischen Arbeitgebenden mit der zustandigen
schweizerischen Ausgleichskasse die gesamten paritatischen
Beitrage abrechnen (s. auch Rz 2037 ff.).

Haben Arbeitgebende ohne Betriebsstatte in der Schweiz
und ihre in der Schweiz versicherten Arbeitnehmenden eine
Vereinbarung gemass_Art. 21 Abs. 2 Vo 987/2009 abge-
schlossen (Mustervereinbarung s. Anhang 16; siehe auch
WKB), so rechnen die Arbeitnehmenden die AHV/IV/EO/ALV-
Beitrage selber mit der Ausgleichskasse ab. Sie sind jedoch
keine Arbeitnehmende ohne beitragspflichtige Arbeitgebende
im Sinne von Art. 6 Abs. 1 AHVG.

Die Arbeitgebenden haben den Arbeitnehmenden zusatzlich
zum Lohn ihren Arbeitgeberanteil sowie die Verwaltungskos-
tenbeitrdge auszuzahlen. Fur die AHV betréagt der Arbeitge-
beranteil 4.2%, fr die IV 0.7% und die EO 0.225% (insge-
samt somit 5.125%). Fur die ALV betragt der Arbeitgeberan-
teil bis zum Hochstbetrag des versicherten Jahresverdienstes
von Fr. 148 200 1.1% und auf diesen Betrag tbersteigenden
Lohnteilen 0.5%. Die Ausgleichskassen sttitzen sich fur die
Beitragsfestsetzung in der Regel auf die Lohnbescheinigung
der Arbeitgebenden im Ausland (s. WBB).
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2065
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2066
1/16
1/16

2067
1/16

Grundsatzlich missen die auslandischen Arbeitgebenden der
Ausgleichskasse mitteilen, dass sie mit der Arbeitnehmerin
bzw. dem Arbeitnehmer vereinbart haben, dass diese bzw.
dieser die Beitrage selber entrichtet. Melden sich Arbeitneh-
mende aufgrund einer Vereinbarung gemass Art. 21 Abs. 2
Vo 987/2009 von sich aus, kdnnen sie die Ausgleichskassen
dessen ungeachtet erfassen (vgl. WKB).

Falls keine Vereinbarung nach Art. 21 Abs. 2 Vo 987/2009
abgeschlossen werden kann oder die Arbeitnehmenden
der Vereinbarung nicht nachkommen, missen die auslandi-
schen Arbeitgebenden die gesamten paritatischen Beitrage
mit der zustandigen schweizerischen Ausgleichskasse ab-
rechnen.

Die beitragspflichtigen Personen haben den Ausgleichs-
kassen samtliche erforderlichen Unterlagen und Angaben zur
Festsetzung der Beitrdge auf den in der Schweiz und in der
EU bzw. den EFTA-Staaten erzielten Einkommen zu liefern.
Dies gilt insbesondere fir in einem EU-/EFTA-Staat erzielte
Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit.

aufgehoben

2.3.3.2 Beitragspflicht in der EU/EFTA

Die Beitrdge der Arbeitnehmenden und Selbststandigerwer-
benden, die aufgrund des Abkommens mit der EU in einem
EU-Staat bzw. aufgrund des EFTA-Ubereinkommens in ei-
nem anderen EFTA-Staat versichert sind, werden gestitzt
auf die Bestimmungen des betreffenden Staates erhoben.
Zwischen den schweizerischen Arbeitgebenden, die keine
Betriebsstatte in der EU bzw. einem anderen EFTA-Staat ha-
ben, und den Arbeithehmenden kann eine Vereinbarung ge-
mass Art. 21 Abs. 2 Vo 987/2009 abgeschlossen werden. In
diesem Fall schulden die Arbeitnehmenden die Beitrage sel-
ber. Die Arbeitgebenden haben den Arbeitnehmenden jedoch
zusatzlich zum Lohn ihren Arbeitgeberanteil auszuzahlen.
Die Ausgleichskassen machen die ihnen angeschlossenen
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Mitglieder in diesen Fallen darauf aufmerksam, dass sie —
falls sie nicht direkt und nach den Bestimmungen abrechnen
wollen, die im betreffenden Staat gelten, in welchem die Ar-
beitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer arbeiten — der zustandi-
gen auslandischen Behorde mitzuteilen haben, sie hatten
sich mit der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeithehmer geeinigt,
dass diese bzw. dieser ihre bzw. seine Beitréage selber be-
zahlt.

2.3.3.3 Umrechnungskurs

Fur die Umrechnung der Einkommen im Rahmen der An-
wendung der Vo 1408/71 und Vo 574/72 (altrechtliche Falle)
verwenden die Ausgleichskassen die im Amtsblatt der EU
veroffentlichten Umrechnungskurse. Sie finden sich im Inter-
net unter: www.bsvlive.admin.ch/vollzug Rubrik International,
Mitteilungen.

Fur die Umrechnung der Einkommen im Rahmen der Anwen-
dung der Vo 883/2004 und Vo 987/2009 ist der jeweilige Ta-
geskurs der Européischen Zentralbank (www.ecb.europa.eu)
massgebend.

2.4 Bestimmungen der Sozialversicherungsabkommen

Die Schweiz hat mit den folgenden Staaten bilaterale Sozial-
versicherungsabkommen abgeschlossen (vgl. Abkom-
menstexte):

— Australien

— Chile

— Indien (vgl. Rz. 2069.1)

— Israel

— Japan

— Kanada/Québec

— Mazedonien

— Philippinen

— Republik San Marino

— Sudkorea (vgl. Rz. 2069.1)

— Turkei

— Uruguay
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— USA.
Fur Bosnien und Herzegowina, Montenegro und Serbien gilt
vorderhand das Abkommen mit Jugoslawien.

Beim Abkommen mit Indien und Siidkorea handelt es sich
um ein Entsendeabkommen. Dieses regelt nur die anwend-
baren Rechtsvorschriften und sieht grundsétzlich keinen Ex-
port von Rentenleistungen, sondern die Beitragsriuckerstat-
tung vor.

Die Schweiz hat auch mit den meisten EU-Staaten (alle aus-
ser Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen und Rumanien)
sowie mit Liechtenstein und Norwegen Sozialversicherungs-
abkommen abgeschlossen. Diese bleiben anwendbar auf die
Féalle, die nicht durch das Abkommen mit der EU bzw. das
EFTA-Ubereinkommen abgedeckt werden wie
— auf Nicht-EU- bzw. Nicht-EFTA-Staatsangehdorige, die von
der Schweiz in die EU bzw. EFTA entsandt werden oder
umgekehrt, siehe Anhang 13.3;
— auf Nicht-EU- bzw. Nicht-EFTA-Staatsangehdrige, die in ei-
nem internationalen Strassen- (Rz 3006), Schienen-
(Rz 3006), Luft- (Rz 3008) oder Schifffahrtunternehmen
(Rz 3011, 3016) arbeiten.

2.4.1 Grundsatz: Unterstellung am Erwerbsort

Samtliche Abkommen sehen in der Regel die Unterstellung
am Erwerbsort vor. Dies gilt immer flr Unselbststandigerwer-
bende, die die Staatsangehdrigkeit einer der beiden Vertrags-
staaten besitzen (s. in Bezug auf die Ausnahmen

Rz. 2072 ff).

Beispiel 1: Eine Turkin wohnt in der Turkei und arbeitet in der
Schweiz: sie ist in der AHV/IV/EO/(ALV) versichert.

Beispiel 2: Eine Schweizerin wohnt in der Schweiz und arbei-
tet in Mazedonien und in der Schweiz: sie ist in der AHV/IV/
EO/(ALV) fur die in der Schweiz ausgeubte Erwerbstatigkeit
versichert und in Mazedonien fur das dort erworbene Ein-
kommen.

Beispiel 3: Ein Chilene wohnt in der Schweiz und arbeitet in
San Marino: das Sozialversicherungsabkommen CH/SM ist
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2073
1/16

2074
1/17

auf ihn nicht anwendbar, weil er weder die Staatsangehorig-
keit des einen noch des anderen Vertragsstaats besitzt. Da
er seinen Wohnsitz in der Schweiz hat, ist er indessen nach
Massgabe von Art. 1a Abs. 1 Bst. a AHVG versichert.

2.4.2 Ausnahme: Entsendung

Alle Abkommen sehen vor, dass auf bestimmte Zeit in einen
Vertragsstaat entsandte Arbeithnehmende der AHV/IV/EO und
ALV unterstellt bleiben:

— wenn sie von einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz
vorubergehend zur Arbeitsleistung in das Gebiet des Ver-
tragsstaates entsandt werden,

— wenn sie unmittelbar vor der Entsendung versichert waren
und

— wenn vorgesehen ist, dass sie nach Ablauf der Entsende-
dauer wieder in der Schweiz und grundséatzlich von densel-
ben Arbeitgebenden beschatftigt werden.

Die in den Sozialversicherungsabkommen vorgesehenen

Entsendungsbestimmungen betreffen nur Unselbststandiger-

werbende.

Eine Entsendung liegt im Allgemeinen nur dann vor, wenn die
betreffende Person ausschliesslich im Empfangsstaat be-
schaftigt ist. Ist sie hingegen gleichzeitig in der Schweiz und
Im Vertragsstaat erwerbstéatig, ist sie grundséatzlich der Ge-
setzgebung beider Staaten unterstellt. Jeder Staat erhebt die
Sozialversicherungsbeitrage aber nur auf dem in seinem Ge-
biet erzielten Erwerbseinkommen. Es kommt somit zu keiner
doppelten Erfassung desselben Einkommens.

Die Staatsangehdrigkeit der entsandten Arbeithehmenden
ist nicht massgebend. Ausserdem spielt es keine Rolle, wo
und von welchen Arbeitgebenden sie ihr Einkommen bezie-
hen.

Als bestimmte Zeit (Entsendefrist) gelten:

— 12 Monate fur San Marino;

— 24 Monate fiur die Turkei, , Israel, Mazedonien, die Philippi-
nen und Uruguay;
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— 36 Monate ftr Chile, Bosnien und Herzegowina, Mon-
tenegro, Serbien;

— 60 Monate fur die USA, Japan, Kanada/Québec und Aust-
ralien;

— 72 Monate fur Indien und Siudkorea.

2075 Arbeitgebende, die Arbeitnehmende in einen Vertragsstaat

1/16 entsenden, missen bei ihrer Ausgleichskasse eine Entsen-
dungsbescheinigung verlangen (vgl. Anhang 13.1). Die Aus-
gleichskasse kann von der Arbeitgeberin bzw. vom Arbeitge-
ber verlangen, einen Antrag auf Entsendung auszuftillen
(Formulare der Kassen oder Anhang 17). Die Arbeitnehmen-
den weisen die Bescheinigung den zustandigen Behodrden
des auslandischen Staates vor, um eine doppelte Unterstel-
lung zu vermeiden.

2075. aufgehoben
1/16

2076 Auf Antrag beim BSV hin kann die Entsendung in der Regel
1/16 bis zu einer Gesamtdauer von maximal sechs Jahren verlan-
gert werden (s. Anhang 13.3).

2076. Nichterwerbstatige Familienangehorige, welche Arbeitneh-
1 mende, die nach Australien, Bulgarien*, Chile, Da&nemark*,

1/17 Indien, Irland*, Island**, Japan, Kanada/Quebec, Kroatien*,
Liechtenstein, Mazedonien, Norwegen, Osterreich*, auf die
Philippinen, nach Portugal*, in die Slowakei*, nach Slowe-
nien*, Stidkorea, in die Tschechische Republik*, nach Un-
garn*, Uruguay, in die USA oder nach Zypern* entsandt wer-
den, begleiten, bleiben ebenfalls der AHV/IV/EO unterstellt
(*: betrifft nur Familienangehdrige von Staatsangehdrigen von
Nicht-EU/EFTA-Mitgliedstaaten; **: betrifft nur Familienange-
horige von Staatsangehdrigen der EFTA-Staaten).

2076. Nichterwerbstatige Familienangehorige, welche Selbststan-
2 digerwerbende, die sich nach Indien, Japan oder Stdkorea
1/16 entsenden, begleiten, bleiben ebenfalls der AHV/IV/EO unter-
stellt.
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Die auf bestimmte Zeit von einem Vertragsstaat in die
Schweiz entsandten Arbeitnehmenden (resp. Selbststandi-
gerwerbende bei Entsendungen aus Indien, Japan oder Sud-
korea) sind in der AHV/IV/ EO und ALV nicht versichert. Sie
mussen bei der zustandigen Ausgleichskasse die Entsen-
dungsbescheinigung vorweisen, die ihnen vom auslandi-
schen Trager ausgestellt worden ist.

Beispiel 1: Eine Amerikanerin wird von den USA flr 4 Jahre
in die Schweiz entsandt: wenn sie eine Entsendungsbeschei-
nigung vorweist, ist sie in der AHV/IV/EO und ALV nicht ver-
sichert.

Beispiel 2: Ein Franzose wird von der Schweiz fir 2 Jahre
nach Mazedonien entsandt: er bleibt in der AHV/IV/EO und
ALV versichert, denn in diesem Fall ist das Sozialversiche-
rungsabkommen CH/MK auf die Angehdrigen eines anderen
Landes anwendbar.

Beispiel 3: Ein Schweizer wird fir 10 Jahre nach Isreal ge-
schickt: er ist in der AHV/IV/EO und ALV nicht versichert (Un-
terstellung am Erwerbsort).

Nichterwerbstéatige Familienangehorige, welche Arbeitneh-
mende, die von, Bulgarien*, Chile, Danemark*, Indien, Ir-
land*, Island**, Japan, Kanada/Quebec, Kroatien*, Liechten-
stein, Mazedonien, Norwegen, Osterreich*, von den Philippi-
nen, von Portugal*, von der Slowakei*, von Slowenien*, von
der Tschechischen Republik*,von Ungarn*,von den USA oder
von Zypern* in die Schweiz entsandt werden, begleiten, sind
von der AHV/IV/IEO ausgenommen (*: betrifft nur Familienan-
gehdrige von Staatsangehdrigen von Nicht-EU/EFTA-Mit-
gliedstaaten; **: betrifft nur Familienangehdérige von Staatsan-
gehdrigen der EFTA-Staaten).

Nichterwerbstatige Familienangehoérige, welche Selbststan-

digerwerbende, die sich aus Indien, Japan oder Sudkorea in
die Schweiz entsenden, begleiten, sind von der AHV/IV/IEO

ausgenommen.

aufgehoben
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2083
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2084
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2.4.3 Weitere Ausnahmen

Die Abkommen mit Indien, Kanada/Quebec, den Philippinen,
Sudkorea und den USA sehen eine Ausnahme von der Un-
terstellung am Erwerbsort im Fall einer selbststandigen Er-
werbstatigkeit in einem oder beiden Staaten vor: Der Wohn-
sitzstaat ist zustandig. Das Abkommen mit Japan sieht die
Unterstellung im Wohnsitzstaat nur vor, wenn die selbststan-
dige Erwerbstatigkeit vortibergehend ausschliesslich im an-
deren Vertragsstaat ausgeibt wird. Wird eine selbststandige
Erwerbstatigkeit in beiden Staaten ausgeilibt, so ist das Er-
werbsortprinzip massgebend (vgl. Art. 6 des Abkommens mit

Japan).

Wenn Indien oder die USA resp. die Schweiz eine Tatigkeit
nicht gleich qualifizieren (selbststandig oder unselbststandig),
ist die Qualifikation der Gesetzgebung des Wohnsitzstaates
ausschlaggebend.

Beispiel: W ist Verwaltungsréatin in den USA und hat dort
auch ihren Wohnsitz. Zudem (bt sie in der Schweiz eine Ver-
waltungsratstatigkeit aus. Verwaltungsratinnen und Verwal-
tungsrate gelten nach schweizerischem Recht als Arbeitneh-
mende — in den USA werden sie hingegen als selbststandig
erwerbend angesehen. W ist fir alle Einkommen in den USA
(ihrem Wohnsitzstaat) versichert.

Sofern eine Person in der AHV/IV/EO versichert ist, bestimmt
sich das Beitragsstatut nach den gewdhnlichen Regeln des
schweizerischen Rechts (siehe die WML und die WSN).

aufgehoben

Im Verhaltnis zu den nachfolgenden Staaten gilt das Er-

werbsortprinzip unabhangig von der Staatsangehdrigkeit:

— Australien (nur flr Unselbststandigerwerbende; sofern Ein-
wohner, vgl. Art. 3 Bst. b Abkommen)

— Dé&nemark

— Deutschland

— Indien
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— Irland

— Japan (sofern Bewilligung flr standigen Aufenthalt, vgl.
Art. 3 Bst. a Abkommen)

— Kanada/Quebec

— Sudkorea

— Liechtenstein

— Schweden

— Philippinen

— Slowakel

— USA

Beispiel: Ein Iraner, der in der Schweiz wohnt und in Stdko-

rea arbeitet, ist in Stidkorea versichert.

2.5 Auslbung einer Erwerbstéatigkeit in einem EU-Staat
bzw. einem EFTA-Staat und einem Vertragsstaat

Fur Schweizerinnen und Schweizer sowie Angehorige von
EU-Staaten bestimmt sich die Unterstellung nach dem Ab-
kommen mit der EU fir die in der EU ausgeubte Erwerbsta-
tigkeit und nach den Sozialversicherungsabkommen fir die in
einem Vertragsstaat ausgeubte Erwerbstatigkeit (s. dazu
auch die Anhange 1 bis 4). Dieselben Regeln gelten ftr
Staatsangehorige der EFTA-Staaten.

Fur die Angehoérigen anderer Staaten ist fur die in der EU
bzw. EFTA ausgetibte Tatigkeit das mit dem betreffenden
EU- bzw. EFTA-Staat abgeschlossene Sozialversicherungs-
abkommen massgebend und fur die Erwerbstatigkeit im Ver-
tragsstaat das Abkommen mit diesem Staat.

Beispiel 1: Eine Schweizerin wohnt in der Schweiz. Sie bt in
Osterreich eine unselbststandige und in der Turkei eine
selbststandige Erwerbstatigkeit aus. Fur die unselbststandige
Erwerbstatigkeit ist sie in Osterreich aufgrund des Abkom-
mens mit der EU unterstellt und fir die selbststandige Er-
werbstatigkeit in der Turkei nach Massgabe des mit diesem
Staat abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommens.
Beispiel 2: Ein norwegischer Staatsangehoriger wohnt in der
Schweiz und bt in Norwegen und in Mazedonien eine un-
selbststandige Erwerbstatigkeit aus. Fir die in Norwegen
ausgeulbte Erwerbstatigkeit ist er in Norwegen unterstellt
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(Art. 11 Abs. 3 Bst. a Vo 883/2004). Fur die in Mazedonien
ausgelbte Tatigkeit ist er in der Schweiz unterstellt. Obwonhl
er in Mazedonien arbeitet, ist das Sozialversicherungsabkom-
men wegen seiner Staatsangehdrigkeit nicht anwendbar. Da
er seinen Wohnsitz in der Schweiz hat, ist er nach Art. 1a
Abs. 1 Bst. a AHVG versichert.

Beispiel 3: Ein Marokkaner mit Wohnsitz in der Schweiz ar-
beitet als Unselbststandigerwerbender in Deutschland und in
Liechtenstein. Nach den Abkommen mit Deutschland und
Liechtenstein ist das Erwerbsortprinzip auch auf Drittstaats-
angehdrige anwendbar. Somit ist die betreffende Person in
der Schweiz nicht versichert.

2.6 Ausubung einer Erwerbstatigkeit in einem Vertrags-
staat und einem Nichtvertragsstaat

Die Unterstellung bestimmt sich nach dem Sozialversiche-
rungsabkommen flr die im Vertragsstaat ausgeubte Erwerbs-
tatigkeit und nach Schweizer Recht fir die im Nichtvertrags-
staat ausgetibte Erwerbstatigkeit (s. dazu auch die Uber-
sichtstabellen in den Anhangen 1 bis 8).

Beispiel: Eine Schweizerin wohnt in der Schweiz, Ubt aber
eine unselbststandige Erwerbstétigkeit in der Turkei und in
Syrien. Sie ist in der AHV/IV/IEO/(ALV) nur fur das aus ihrer
Erwerbstétigkeit in Syrien stammende Einkommen versichert.

2.7 Auslibung einer Erwerbstéatigkeit in einem oder meh-
reren EU-Staaten bzw. EFTA-Staaten und einem
Nichtvertragsstaat

Fur Schweizerinnen und Schweizer sowie EU-Staatsangeho-
rige bestimmt sich die Unterstellung fir die in der EU ausge-
Ubte Erwerbstétigkeit nach dem Abkommen mit der EU und
nach Schweizer Recht flur die in einem Nichtvertragsstaat
ausgeubte Erwerbstatigkeit (s. dazu auch die Anhéange 1 bis
8). Entsprechende Regeln gelten fiir Staatsangehdrige der
EFTA-Staaten.
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Fur die Angehorigen anderer Staaten ist fur die in der EU
bzw. EFTA ausgetibte Tatigkeit das mit dem betreffenden
EU- bzw. EFTA-Staat abgeschlossene Sozialversicherungs-
abkommen massgebend und nach Schweizer Recht flr die in
einem Nichtvertragsstaat ausgetibte Erwerbstéatigkeit (s. dazu
auch die Anhange 1 bis 8).

Beispiel 1: Ein Schweizer wohnt in Deutschland. Er Gbt in
Deutschland, Osterreich und in der Ukraine eine selbststan-
dige Erwerbstatigkeit aus. Einen erheblichen Telil seines Ein-
kommens verdient er dabei in Deutschland. Fir die in
Deutschland und Osterreich ausgetibte Erwerbstatigkeit ist er
in Deutschland unterstellt (Art. 13 Abs. 2 Bst. a Vo 883/2004).
Die Erwerbstatigkeit in der Ukraine wird in einem Nichtver-
tragsstaat ausgeibt. Weil er nicht in der Schweiz wohnt, ist er
auch fur diese Tatigkeit nicht in der AHV/IV/EO und ALV ver-
sichert.

Beispiel 2: Eine Schweizerin wohnt in der Schweiz. Sie arbei-
tet fir einen italienischen Arbeitgeber in Italien, Griechenland
und in Albanien. Fir ihre in Italien und Griechenland ausge-
Ubte Erwerbstétigkeit ist sie in Italien unterstellt (Art. 13

Abs. 1 Bst. b i Vo 883/2004). Aufgrund ihres schweizerischen
Wohnsitzes ist sie fur die in Albanien ausgelbte Tatigkeit in
der Schweiz in der AHV/IV/EO und ALV versichert (Art. 1a
Abs. 1 Bst. a AHVG).

Beispiel 3: Ein Marokkaner wohnt in der Schweiz. Er arbeitet
fur eine italienische Arbeitgeberin in Deutschland, Griechen-
land und in Albanien. Sowohl das Abkommen mit der EU als
auch dasjenige mit Griechenland ist auf Drittstaatsangehdrige
nicht anwendbar, dasjenige mit Deutschland hingegen schon
(vgl. Rz 2084). Fir die in Deutschland ausgetibte Tatigkeit ist
er gemass dem Abkommen mit Deutschland in Deutschland
versichert. Fur die in Griechenland und Albanien ausgetibte
Erwerbstatigkeit ist er hingegen aufgrund seines Wohnsitzes
nach Art. 1a Abs. 1 Bst. a AHVG in der Schweiz versichert.
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2.8 Auslibung einer Erwerbstéatigkeit, die zeitlich nicht
auf die verschiedenen Staaten aufgeteilt werden kann

2091 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Tatigkeit zeitlich
nicht ohne Willktir auf die einzelnen Lander aufteilbar ist,
uben ihre Erwerbstatigkeit insgesamt in der Schweiz aus,
wenn
— ein wirtschaftlicher Sachverhalt vorliegt, der seinen Mittel-

punkt in der Schweiz hat;

— sie zu einem wesentlichen Teil fur die Bearbeitung in der
Schweiz herangezogen werden;

— die in- und auslandischen Arbeitsleistungen derart mitein-
ander verflochten sind, dass eine Aufteilung nach dem
blossen Zeitaufwand als willklrlich erscheint;

— sie durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber in der
Schweiz voll entléhnt werden?®,

Innerhalb der EU bzw. EFTA gilt diese Bestimmung nicht.

2.9 Falsche Versicherungsunterstellung im Verhaltnis
zur EU

2.9.1 Grundsatz: Richtigstellung pro futuro

2092 Ist eine Person falschlicherweise in der Schweiz versichert,

4/12 meldet dies die Ausgleichskasse der zustandigen auslandi-
schen Stelle. Die Ausgleichskasse bittet diese, der betroffe-
nen Person die Bescheinigung Al auszustellen und sie in ih-
rem Land zu versichern. Sie legt der auslandischen Stelle
nahe, auf eine rickwirkende Unterstellung zu verzichten, d.h.
die Bescheinigung A1 nur mit Wirkung fur die Zukunft auszu-
stellen.

2093 Ist eine Person falschlicherweise in einem EU-Staat versi-

1/16 chert, obwohl sie in der Schweiz versichert ware, nimmt sie
die Ausgleichskasse ab diesem Zeitpunkt in die AHV auf und
stellt ihr die Bescheinigung Al aus.

19 23. September 1968 ZAK 1969 S. 181 EVGE 1968 S. 193
4. Juni 1998 AHI 1999 S. 18 -
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2.9.2 Ausnahme: Rickabwicklung

Eine Rickabwicklung kann angezeigt sein, wenn:

— die Falschunterstellung nur von kurzer Dauer war oder

— noch keine Leistungen (Familienzulagen, Leistungen der
Kranken- oder Unfallversicherung usw.) ausgerichtet wor-
den sind.

Ruckabwicklungen sind in jedem Fall nur zurtickhaltend und

stets im Einvernehmen mit der zustandigen auslandischen

Stelle vorzunehmen. Die Ausgleichskasse hat die Auswirkun-

gen auf samtliche Sozialversicherungszweige zu berlcksich-

tigen.

Soll eine Person rickwirkend dem schweizerischen Recht
unterstellt werden, so stellen die Ausgleichskassen eine Be-
scheinigung Al mit riickwirkender Geltung aus und senden
es an die zustandige auslandische Stelle.

Soll eine Person ruckwirkend dem Recht eines anderen Staa-
tes unterstellt werden, so bitten die Ausgleichskassen die zu-
standige auslandische Stelle, eine Bescheinigung A1 mit Gel-
tung ab dem entsprechenden Zeitpunkt auszustellen.

Der Entscheid Uber die riickwirkende Anderung der Versiche-
rungsunterstellung ist allen im Inland betroffenen Sozialversi-
cherungszweigen mitzuteilen.

2.10 Falsche Versicherungsunterstellung im Verhaltnis
zu Vertragsstaaten

Die Grundsatze, die im Verhéaltnis zu EU-/EFTA-Staaten
gelten (vgl. Rz 2092 — 2097), gelangen auch in Bezug auf die
Vertragsstaaten zur Anwendung.

EDI BSV

Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)

Giltig ab 01.01.2009 Stand; 01.01.2017 318.102.01 d


https://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.
https://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.
https://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.

73 von 184

3001

3002
1/16

3003
4/12

3004
1/16

1/16

3005.-

3005.
3
1/16

3. Anwendbares Recht fur gewisse Spezialkategorien

3.1 Die Arbeitnehmenden von internationalen Schienen-
und Strassentransportunternehmen

3.1.1 Allgemeines

Die Unterstellung von Arbeitnehmenden eines internationalen
Schienen- oder Strassentransportunternehmens unter die
AHV/IV/EO und ALV kann sich aus dem Abkommen mit der
EU, dem EFTA-Ubereinkommen, aus einem Sozialversiche-
rungsabkommen oder auch aus dem AHVG ergeben.

3.1.2 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkommen
3.1.2.1 Abkommen mit der EU

Die Unterstellung bestimmt sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Abkommens mit der EU resp. EFTA (vgl.
Rz 2020 ff.).

Beispiel: Eine Franz6sin mit Wohnsitz in Frankreich, die zum
fahrenden Personal eines Unternehmens mit Sitz in der
Schweiz gehdrt und internationale Transporte von Personen
oder Gitern im Schienen- oder Strassenverkehr durchfihrt,
ist in der Schweiz versichert, sofern sie nicht einen wesentli-
chen Teil ihrer Tatigkeit im Wohnsitzstaat ausibt (Art. 13
Abs. 1 Bst. b i Vo 883/2004).

aufgehoben

3.1.2.2 aufgehoben

aufgehoben
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3.1.3 Sozialversicherungsabkommen

3006 Besondere Bestimmungen betreffend das Personal von inter-
1/17 nationalen Schienen- und Strassentransportunternehmen fin-
den sich in den folgenden Sozialversicherungsabkommen. In
den mit einem * bezeichneten Staaten sind die Abkommens-

bestimmungen nur auf Drittstaatsangehorige anwendbar.

Belgien* Art. 7 Bst. b Montenegro vorderhand gilt
SP zZiff. 6 + 8 das Abkommen
mit Jugoslawien
Art. 5 Bst. b
SP Ziff. 6
Bulgarien* Art. 7 Abs. 2 Niederlande* | Art. 7 Abs. 1
Bst. b + Abs. 2
Bosnien und vorderhand Norwegen* Art. 8 Abs. 1
Herzegowina gilt das Ab- Bst. b + Abs. 2
kommen mit
Jugoslawien
Art. 5Bst. b
SP Ziff. 6
Danemark* Art. 4 Bst. ¢ Osterreich* Art. 7 Abs. 3
Art. 8 Abs. 2
Deutsch- Art. 6 Abs. 3 Portugal* Art. 5Bst.b+d
land*
Finnland* Art. 7 Abs. 2 + | San Marino wie ltalien
6
Frankreich* Art. 8 Abs. 1 Schweden* Art. 3 Abs. 2
Bst. b Art. 7 Abs. 2
Griechen- Art. 6 Bst. b Serbien vorderhand gilt
land* das Abkommen
mit Jugoslawien
Art. 5Bst. b
SP Ziff. 6
Irland* Art. 3 Abs. 3 Slowakei* Art. 3Bst. c
Art. 6 Abs. 2 Art. 7 Abs. 2
Israel Art. 6 Abs. Slowenien* Art. 3Bst. c
2+7 Art. 7 Abs. 2
Italien* Art. 5 Bst. b Spanien* Art. 4 Bst. b
SP Ziff. 4 SP Ziff. 5
Kroatien* Art. 3Bst. ¢ Tschechische | Art. 3 Bst. ¢
Art. 7 Abs. 2 Republik* Art. 7 Abs. 2
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Liechten- Art. 3 Abs. 3 Turkei Art. 5 Abs. 2
stein* Art. 6 Abs. 5 Bst. b+d, SP
Ziff. 4
Luxemburg* Art. 6 Ziff. 2 Ungarn* Art. 3 Bst. c
SP Ziff. 5 Art. 7 Abs. 2
Mazedonien Art. 3 Bst. ¢
Art. 7 Abs. 2

Gleiches gilt fur die nichterwerbstatigen Familienangehdrigen
von Arbeitnehmenden, die flr eine international tatige Trans-
portfirma im Schienen- oder Strassenverkehr in Bulgarien*,
Danemark*, Irland*, Kroatien*, Liechtenstein, Mazedonien,
Osterreich*, Portugal*, der Slowakei*, Slowenien* der Tsche-
chischen Republik* oder Ungarn* tatig sind (*: betrifft nur Fa-
milienangehdrige von Staatsangehdrigen von Nicht-
EU/EFTA-Mitgliedstaaten).

3.2 Internationale Lufttransportunternehmen
3.2.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkommen
3.2.1.1 Abkommen mit der EU

Staatsangehorige der Schweiz oder der EU resp. EFTA, wel-
che als Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglieder eine Tatig-
keit im Zusammenhang mit Fluggasten oder Luftfracht ausu-
ben, gelten als in dem Staat erwerbstétig, in dem sich die
.Heimatbasis“ (Homebase) befindet (Art. 11 Abs. 5 Vo 883/
2004, Art. 14 Abs. 5a in fine Vo 987/2009).

Als ,Heimatbasis“ (Homebase) gilt der Ort, wo das Besat-
zungsmitglied normalerweise eine Dienstzeit oder eine Ab-
folge von Dienstzeiten beginnt und beendet und wo der Luft-
fahrtunternehmer normalerweise nicht fur die Unterbringung
des betreffenden Besatzungsmitgliedes verantwortlich ist (Er-
wagungen 18b vor Art. 1 Vo 883/2004).
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aufgehoben

aufgehoben

3.2.2 Bestimmungen der Sozialversicherungsabkommen
betreffend internationale Lufttransportunternehmen

3008
1/17

Besondere Bestimmungen betreffend das Personal von Luft-
transportunternehmen finden sich in den folgenden Sozialver-

sicherungsabkommen. In den mit einem * bezeichneten Staa-
ten finden die Abkommensbestimmungen nur auf Drittstaats-

angehdrige Anwendung.

Australien Art. 9 Abs. 1 Luxemburg* | Art. 6 Ziff. 2
SP Ziff. 5

Belgien* Art. 7 Bst. Mazedonien | Art. 3 Bst. c

SP Ziff. 8 Art. 7 Abs. 3
Bulgarien* Art. 7 Abs. 2 Niederlande* | Art. 7 Abs. 1 Bst. ¢

+ Abs. 2, SP Ziff. 5

Chile Art. 3 Bst. c Norwegen* Art. 8 Abs. 1 Bst. ¢

Art. 7 Abs. 2 + Abs. 2, SP Ziff. 8
Danemark* | SP Ziff. 6 Osterreich* Art. 7 Abs. 4
Deutsch- Art. 3 Abs. 2 Philippinen Art. 9 Abs. 1
land* Art. 6 Abs. 4
Finnland* Art. 7 Abs. 3+ 6 | Slowenien* Art. 3 Bst. c

SP Ziff. 6 Art. 7 Abs. 3
Frankreich* | Art. 8 Abs. 1 Bst. ¢] Studkorea Art. 8 Abs. 2

SP Ziff. 4
Gross- Art. 5 Abs.5+6 | Ungarn* Art. 3 Bst. c
britannien* Art. 7 Abs. 3
Indien Art. 8 Abs. 1 -3 Uruguay Art. 7 Abs. 3
Israel Art. 6 Abs. 3 +7 USA Art. 9
Kroatien* Art. 3 Bst. ¢ Zypern* Art. 7 Abs. 3

Art. 7 Abs. 3

3008. Gleiches gilt fur die nichterwerbstatigen Familienangehdrigen
1 von Arbeitnehmenden, die fir ein Transportunternehmen im

EDI BSV
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Luftverkehr in Bulgarien*, Chile, Danemark*, Indien, Irland*,
Kroatien*, Liechtenstein, Mazedonien, Osterreich*, auf den
Philippinen, in Portugal*, der Slowakei*, Slowenien*, Studko-
rea, Ungarn*, Uruguay, USA oder auf Zypern* tatig sind (*:
betrifft nur Familienangehdrige von Staatsangehdrigen von
Nicht-EU/EFTA-Mitgliedstaaten).

3.3 Internationale Schifffahrt
3.3.1 Binnenschifffahrt

3.3.1.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkom-
men

Die Rz 3002 bis 3005.3 sind anwendbar.

3.3.1.2 Sozialversicherungsabkommen

Die Rz 3006 betreffend die Transportunternehmen gilt auch
fur die Arbeitnehmenden im zwischenstaatlichen Binnen-
schifffahrtsverkehr.

3.3.2 Rheinschifferinnen und -schiffer

Im Verhéltnis zu Deutschland, Belgien, Frankreich, Luxem-
burg und den Niederlanden gehen die Regelungen der Ver-
einbarung tber die Bestimmung der anzuwendenden Rechts-
vorschriften fur Rheinschiffer gemass Art. 16 Abs. 1 Vo
883/2004 in Bezug auf Unterstellungsfragen den Bestimmun-
gen des Abkommens mit der EU (Vo 883/2004) vor. Fur Dritt-
staatsangehdrige (d.h. nicht EU- oder Schweizer Staatsange-
hdrige) bleibt das Rheinschifferabkommen (SR 0.831.107)
anwendbar.

Fur samtliche anderen, oben nicht genannten EU-Staaten
kommen die Unterstellungsregeln gemass EU-Vo 883/2004
zur Anwendung.

Diese Rheinschifffahrtsbestimmungen finden nur Anwendung

1 auf Rheinschifferinnen und —schiffer eines Schiffes, das Uber
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die Rheinschifffahrts-Zugehdrigkeitsurkunde gemass revidier-
ter Rheinschifffahrtsakte verfugt (RS 0.747.224.101). Die
Ausgleichskasse prift beim Arbeitgeber, ob das Schiff Gber
eine solche Urkunde verfigt.

Ist der Arbeitgeber nicht Eigentimer des auf der Rheinschiff-
fahrts-Zugehorigkeitsurkunde eingetragenen Schiffs, muss
die Ausgleichskasse uberprifen, ob er liber eine von den
Schweizerischen Rheinhafen herausgegebene Ausristerbe-
scheinigung verfugt.

Als Rheinschifferinnen und -schiffer gelten Arbeitnehmende
und Selbststandigerwerbende, die ihre Berufstatigkeit als fah-
rendes Personal an Bord eines Rheinschiffes austben. Bei
der Meldung neuer Arbeitnehmender muss sich die Aus-
gleichskasse beim Arbeitgeber absichern, ob sie zumindest
zu einem Teil auf dem Rhein unterwegs sind.

Ihnen gleichgestellt werden Personen, die auf bestimmte Zeit
angeheuert werden, um die Besatzung zu vervollstadndigen o-
der zu verstarken. Auf Hilfskrafte, welche nicht zur Besatzung
gehoéren und z.B. nur fir gewisse schwierige Streckenab-
schnitte oder zur Ausflihrung von Schiffsmandvern in den Ha-
fen die Besatzung ergénzen oder verstarken, sind die Rhein-
schifffahrtsbestimmungen nicht anwendbar.

Die Rheinschifferinnen und Rheinschiffer unterstehen den
Rechtsvorschriften von nur einem der in Rz 3011 genannten
Staaten, namlich demjenigen des Unternehmens, zu dem das
Schiff gehort.

Unter ,Unternehmen® versteht man die Unternehmen oder
Gesellschaften, welche das betreffende Schiff betreiben. Irre-
levant ist, ob sie dessen Eigentiimerinnen oder Eigenttimer
sind oder nicht. Wird das Schiff von mehreren Unternehmen
betrieben, ist dasjenige massgebend, dem die tats&chliche
Entscheidungsbefugnis fur das wirtschaftliche und kommerzi-
elle Management zusteht.
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3.3.3 Hochseeschifferinnen und -schiffer

3.3.3.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkom-
men

Schweizerinnen und Schweizer sowie EU- und EFTA-Staats-
angehdrige, die an Bord eines Schiffes mit Schweizer Flagge
als Arbeitnehmende oder Selbststandigerwerbende arbeiten,
sind aufgrund ihrer Erwerbstatigkeit in der Schweiz versi-
chert.

aufgehoben

Staatsangehorige der Schweiz oder der EU resp. EFTA, die
auf einem Schiff mit der Flagge eines EU- resp. EFTA-Staa-
tes eine unselbststandige Erwerbstatigkeit austiben und daftr
von einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz entlohnt
werden, sind in der Schweiz versichert, wenn sie in der
Schweiz wohnen; das Unternehmen oder die Person, das
resp. die den Lohn ausrichtet, wird fur die Anwendung dieser
Rechtsvorschriften als Arbeitgeberin betrachtet (Art. 11

Abs. 4 Vo 883/2004).

3.3.3.2 Sozialversicherungsabkommen

Besondere Bestimmungen betreffend Hochseeschifferinnen
und -schiffer finden sich in den nachfolgenden Abkommen.
Diese Bestimmungen sind in der Regel jeweils nur auf die
Staatsangehorigen der Schweiz und des jeweiligen Vertrags-
staates anwendbar (Ausnahme Australien, Indien, Japan,
Uruguay und USA, die fir alle offen sind; die Abkommen mit
Bulgarien, Italien, Deutschland und Norwegen gelten nur fur
Drittstaatsangehorige [*]).
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rung nach Flag-
genrecht (Aus-
nahme Abs.2:
Geschaftsnieder-
lassung im Ver-
tragsstaat)

Australien Art. 9 Abs. 2 Kroatien Art. 7 Abs. 5
Versicherung
nach Flaggen-
recht

Bulgarien* Art. 7 Abs. 4 Mazedonien Art. 7 Abs. 5

Versicherung Versicherung
nach Flaggen- nach Flaggen-
recht recht

Chile Art. 7 Abs. 4 Norwegen* Art. 10 Abs. 1

Versicherung Unterstellung
nach Flaggen- nach Flaggen-
recht recht

Deutschland* | Art. 3 Abs. 2 Philippinen Art. 9 Abs. 4

Art. 7 SP Ziff. 8a

Unterstellung

nach Flaggen-

recht

Indien Art. 8 Abs. 4 Republik San | Entsprechend
Marino Art. 5Bst. c

SP Ziff. 4 des
Abkommens
mit Italien: Un-
terstellung
nach Flaggen-
recht

Israel Art. 6 Abs. 5 Siudkorea Art. 8 Abs. 1

Versicherung Versicherung
nach Flaggen- am Wohnsitz
recht
Italien* Art. 5 Bst. ¢ Uruguay Art. 7 Abs. 5
SP Ziff. 4 Unter- Versicherung
stellung nach nach Flaggen-
Flaggenrecht staat

Japan Art. 8 Versiche- USA Art. 10

Versicherung
nach Flaggen-
recht (CH);
Unterstellung

nach Flaggen-
recht (USA)

Ist im Abkommen eine Unterstellung nach Flaggenrecht vor-
gesehen, so unterliegen die betroffenen Personen bei

EDI BSV
Gultig ab

01.01.2009
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schweizerischer Flagge den schweizerischen Rechtsvor-
schriften. In diesem Fall sind sie allerdings nur dann in der
Schweiz versichert, wenn sie auch Wohnsitz in der Schweiz
haben. Ist hingegen im Abkommen eine eigentliche Versiche-
rung nach Flaggenrecht vorgesehen, so sind die betroffenen
Personen in jedem Fall in der Schweiz versichert, auch wenn
ihr Wohnsitz im Ausland liegt.

3.4Personal mit Vorrechten und Immunitaten

3.4.1 Personal auslandischer Vertretungen in der
Schweiz

3.4.1.1 Grundsatz

Auslandische Staatsangehdrige, die Vorrechte und Immunita-
ten gemass den Regeln des Volkerrechts geniessen, sind
grundsatzlich von der obligatorischen AHV/IV/EO und ALV
befreit (Art. 1a Abs. 2 Bst. a AHVG,; Art. 1b AHVV; EU-Ab-
kommen, EFTA-Ubereinkommen oder Sozialversicherungs-
abkommen)?°. Das Gleiche gilt fir Fliichtlinge und Staaten-
lose, sobald sie Vorrechte und Immunitaten gemass den Re-
geln des Volkerrechts geniessen?t.

Im Verhaltnis zur EU/EFTA sieht die Vo 883/2004 fiir Perso-
nal mit Vorrechten und Immunitaten keine Spezialregelung
vor. Es gelten die allgemeinen Regelungen fir Personen mit
Beamtenstatus und diesen gleichgestellten Personen (Art. 11
Abs. 3 Bst. b Vo 883/2004).

Auslandische Staatsangehoérige — und gegebenenfalls ihre
Familienangehdrigen?? sowie deren eingetragene Partnerin
oder eingetragener Partner — mit Vorrechten und Immunita-
ten gemass den Regeln des Vdlkerrechts verfligen tber be-
sondere, vom Eidgendssischen Departement flr auswartige
Angelegenheiten (EDA) ausgestellte Ausweise?.

20 4. Juni 1992 AHI 1993 S. 71 -

21 28. Januar 1965 ZAK 1965 S. 430 -

22 26. August 2014 9C_254/2014 BGE 140 V 385

2312, April 1984 ZAK 1985 S. 453 -
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3019

3020

Auslandische Staatsangehdorige, welche die Bewilligungen B
(Aufenthaltsbewilligung) oder C (Niederlassungsbewilligung)
besitzen, sind in der AHV/IV/EO/(ALV) versichert. Sofern ein
Briefwechsel zur Anwendung gelangt, vgl. Rz 3071.

Grundsétzlich verfligen folgende Personen Uber einen Aus-

weis des EDA:

— die Mitglieder der diplomatischen Missionen?* sowie deren
nichterwerbstatige Familienangehdrige oder eingetragene
Partnerinnen bzw. eingetragene Partner;

— die Mitglieder standiger Missionen von Staaten bei interna-
tionalen Organisationen in der Schweiz sowie deren nicht-
erwerbstéatige Familienangehdrige oder eingetragene Part-
nerinnen bzw. eingetragene Partner;

— die Mitglieder standiger Vertretungen internationaler Orga-
nisationen bei internationalen Organisationen in der
Schweiz sowie deren nichterwerbstéatige Familienangeh6-
rige oder eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene
Partner;

— die Mitglieder von anderen Vertretungen bei zwischen-
staatlichen Organisationen sowie deren nichterwerbstatige
Familienangehorige oder eingetragene Partnerinnen bzw.
eingetragene Partner;

— die Mitglieder konsularischer Posten sowie deren nichter-
werbstatige Familienangehorige oder eingetragene Partne-
rinnen bzw. eingetragene Partner.

Fur die Beschreibung der Ausweise siehe Anhang 14.

Als standige Vertretungen internationaler Organisationen bei

der UNO oder anderen internationalen Organisationen in der

Schweiz gelten:

— die standige Vertretung der EG-Kommission;

— die standige Vertretung des Commonwealth-Sekretariats;

— die standige Vertretung der Liga der arabischen Staaten;

— die standige Vertretung des ibero-amerikanischen Blros
fr Erziehung;

— die standige Vertretung der arabischen Organisation der
Arbeit;

24 19. Dezember 1995 AHI 1995 S. 99 BGE 120 V 405
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— die standige Vertretung der Organisation der islamischen
Konferenz;

— die standige Vertretung der Organisation Ostkaribischer
Staaten,;

— die standige Vertretung der internationalen Organisation
der Frankophonie;

— die standige Vertretung der Weltbank;

— die standige Vertretung der afrikanischen, karibischen und
pazifischen Staatsgruppe (Groupe ACP);

— die standige Vertretung des Forums der pazifischen Inseln;

— die standige Vertretung der G 15;

— die standige Vertretung der afrikanischen Gemeinschatft;

— die standige Vertretung des Verbindungsbtiros des Gene-
ralsekretariats des Europarates.

Personen, welche lber einen Ausweis des EDA verfligen,
gelten vermutungsgemass fur die Dauer der Gultigkeit der
Ausweise als von der AHV/IV/EO und ALV ausgenommen?°,
Vorbehalten bleiben Sonderregelungen betreffend auslandi-
sche private Hausangestellte (vgl. Rz 3022 ff.) und beglei-
tende Familienangehdorige, welche in der Schweiz eine Er-
werbstatigkeit austiben (vgl. Rz 3023).

Aufgrund der Wiener Ubereinkommen iiber diplomatische
und konsularische Beziehungen sind die von Personen im
Sinne von Rz 3019 beschaftigten auslandischen privaten
Hausangestellten obligatorisch in der AHV/IV/EO und ALV
versichert. Dies gilt auch fur die privaten Hausangestellten
von internationalen Beamtinnen und Beamten im Sinne von
Rz 3055 ff.

Die privaten Hausangestellten, die nicht das Schweizer Biir-
gerrecht oder die Staatsangehdrigkeit eines Vertragsstaates
besitzen und die weder Uber eine Aufenthaltsbewilligung
(Ausweis B) noch eine Niederlassungsbewilligung (Ausweis
C) verfugen, kénnen unter den nachfolgenden Voraussetzun-
gen von der AHV/IV/EO und ALV ausgenommen werden
(Art. 59 PHV):

25 12, April 1984 ZAK 1985 S. 453 -
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— die privaten Hausangestellten miissen bei einer amtlichen
Institution flr soziale Sicherheit inres Heimatstaates oder
des Staates, fir den ihre Arbeitgeberin oder ihr Arbeitgeber
tatig ist oder den ihre Arbeitgeberin oder ihr Arbeitgeber
vertritt, versichert sein; Der Anschluss an eine private Ver-
sicherungsgesellschaft ist dem Anschluss an eine amtliche
Institution gleichgesetzt, wenn dieser gemass den inner-
staatlichen Rechtsvorschriften des betreffenden Staates
die amtliche Versicherung ersetzt;

— der Anschluss an eine amtliche auslandische Institution fr
soziale Sicherheit deckt zumindest die Risiken von Tod, Al-
ter und Invaliditat;

— der Anschluss an eine amtliche auslandische Institution flr
soziale Sicherheit kann obligatorisch oder freiwillig sein. Ist
der Anschluss freiwillig, verlangt das Protokoll oder die
Schweizerische Mission bei der Erneuerung der Legitimati-
onskarte den Nachweis, dass der Anschluss nach der Ge-
wahrung der Befreiung vom Schweizer System der sozia-
len Sicherheit nicht annulliert wurde. Das Protokoll oder die
Schweizer Mission bestimmen von Fall zu Fall, wie dieser
Nachweis erbracht werden kann.

Dies gilt auch fur die privaten Hausangestellten von internati-

onalen Beamtinnen und Beamten im Sinne von Rz 3055 ff.

3022. Es obliegt den privaten Hausangestellten, tber ihre Arbeit-
2 geberin oder ihren Arbeitgeber den Nachweis dafiir zu er-
1/11 bringen, dass sie die notwendigen Voraussetzungen fur die
Befreiung vom Schweizer System der sozialen Sicherheit er-
flllen. Die qilt auch fir die privaten Hausangestellten von in-
ternationalen Beamtinnen und Beamten im Sinne von
Rz 3055 ff.

3023 Familienmitglieder sowie eingetragene Partnerinnen oder

1/16 Partner sind nur von der AHV/IV/EO ausgenommen, wenn
sie keine Erwerbstatigkeit ausitben (s. Rz 3018 und 3019).
Sie unterstehen der AHV/IV/EO/(ALV), sobald sie aus einer
Berufs- oder Geschaftstatigkeit ein persdnliches Einkommen
erzielen.

3024 Die Ausgleichskassen haben Félle, in denen Zweifel Giber
Ausweiskarten bzw. Uber das Vorhandensein von Vorrechten
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und Immunitaten gemass den Regeln des Volkerrechts be-
stehen, dem BSV zu unterbreiten.

Die Ausnahme von der Versicherung ist umfassend und gilt
auch fur allféallige nebenberufliche Tatigkeiten. Beschaftigen
Personen mit Vorrechten und Immunitaten und Ausweis des
EDA im Rahmen ihrer Nebenbeschaftigung jedoch Personal,
sind sie verpflichtet, fir dieses Sozialversicherungsbeitrage
abzurechnen.

3.4.1.2 Vertretungen von EU-/EFTA-Staaten in der
Schweiz

Staatsangehorige von EU-/EFTA-Staaten, die Mitglieder der
diplomatischen oder konsularischen Vertretung ihres Heimat-
staates sind, sind in der Schweiz nicht versichert. Sie sind als
Beamtinnen bzw. Beamte dem Recht des Staates unterstellt,
dem die ihn beschaftigende Verwaltungseinheit angehdrt
(Art. 11 Abs. 3 Bst. b Vo 883/2004; vgl. Rz 3017.1).

aufgehoben

Die diplomatischen Missionen und konsularischen Posten der
EU/EFTA-Staaten in der Schweiz sind verpflichtet, fur in der
AHV/IV/IEO und ALYV versicherten Personen (in der Regel Lo-
kalangestellte), die entsprechenden Beitrdge mit der zustan-
digen Ausgleichskasse abzurechnen (Art. 21 Abs. 1 Vo
987/2009).

Die diplomatischen Vertreterinnen und Vertreter der EU in
der Schweiz (EU-Delegation) kdnnen wahlen, ob sie den
Rechtsvorschriften der Schweiz, des Mitgliedstaates, in dem
sie zuletzt versichert waren oder des Mitgliedstaats, dessen
Staatsangehorigkeit sie besitzen, unterstehen wollen (Art. 15
Vo 883/2004).
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3029 Die nichterwerbstatigen Familienangehdrigen sind in der Re-
1/12 gel mangels Wohnsitz und Erwerbstatigkeit in der Schweiz
nicht in der AHV/IV/EO versichert.

3030 Staatsangehorige der folgenden EU-Staaten:

1/16 - Bulgarien
— Danemark
— Irland
— der Slowakei
— Slowenien
— der Tschechischen Republik
— Zypern,
welche im Dienst einer diplomatischen Mission oder eines
konsularischen Postens von Liechtenstein, Island und Norwe-
gen (EFTA-Staaten) angestellt sind und sich weder im EFTA-
Staat noch in ihrem Heimatstaat versichern kénnen, sind in
der AHV/IV/EO und ALV versichert.

3030. Staatsangehoérige von Liechtenstein, welche im Dienst einer
1 diplomatischen Mission oder eines konsularischen Postens
1/16 der EU angestellt sind und sich weder im EU-Staat noch in
Liechtenstein versichern kdnnen, sind in der AHV/IV/EO und
ALV versichert.

3030. Staatsangehorige von, Mazedonien und den Philip-
2 pinen, welche im Dienst einer diplomatischen Mission oder
1/17 eines konsularischen Postens eines EU- oder EFTA-Staats
angestellt sind und sich weder im EU/EFTA-Staat noch in ih-
rem Heimatstaat versichern kénnen, sind in der AHV/IV/EO
und ALV versichert.

3030. Die Ehegatten, eingetragenen Partnerinnen oder Partner
3 und die Kinder der in Rz 3030, 3030.1 und 3030.2 erwahn-
1/16 ten Personen, die sich mit ihnen in der Schweiz aufhalten,
sind versichert, soweit sie nicht bereits aufgrund von Bestim-
mungen des AHVG versichert sind.

3031 Personen, die in der Schweiz zur Dienstleistung bei einer dip-

1/10 lomatischen Mission oder einem konsularischen Posten von
einem der unten genannten Staaten eingestellt werden (Lo-
kalangestellte), sind in der AHV/IV/EO und ALV versichert.
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3032
1/16

3033
1/12

3034
1/16

Sie kdnnen wahrend einer Frist von drei Monaten seit Beginn
ihrer Erwerbstatigkeit verlangen, im anderen Staat versichert
zu sein. Diese Vorschrift gilt fr diplomatische Missionen und
konsularische Posten von:

— Bulgarien,

— Danemark,

— Irland,

— Liechtenstein,

— Portugal,

— der Slowakei,

— Slowenien,

— der Tschechischen Republik,

— Ungarn,

— Zypern.

aufgehoben

3.4.1.3 Vertretungen von Vertragsstaaten in der Schweiz

Staatsangehoérige von Vertragsstaaten, die als Mitglieder von
diplomatischen Missionen oder konsularischen Posten ihres
Heimatstaates in der Schweiz beschaftigt sind, sind nicht ver-
sichert. Sie bleiben den Rechtsvorschriften des Entsende-
staates unterstellt. Die Befreiung gilt auch fir Familienange-
horige, welche die Person begleiten, sofern sie nicht selbst in
der Schweiz erwerbstéatig sind.

Personen, die in der Schweiz zur Dienstleistung bei einer dip-
lomatischen Mission oder einem konsularischen Posten von
einem der unten genannten Staaten eingestellt werden (Lo-
kalangestellte), sind in der AHV/IV/EO und ALV versichert.
Sie kdnnen wéhrend einer Frist von drei Monaten (vorbehal-
ten Chile, Philippinen und Tirkei: sechs Monate) seit Beginn
ihrer Erwerbstatigkeit verlangen, im anderen Staat versichert
zu sein. Diese Vorschrift gilt fur diplomatische Missionen und
konsularische Posten von:

— Bulgarien

— Chile (nur chilenische Staatsangehorige)

— Kroatien

EDI BSV
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3035
1/16

3036
1/16

3037

3038
1/16

— Liechtenstein

— Mazedonien

— Philippinen

— Tdurkei (nur tirkische Staatsangehorige)

— Uruguay.

Dasselbe qilt fir diplomatische Missionen und konsularische
Posten von Kanada, jedoch bloss fur Mitglieder des techni-
schen und administrativen Personals, die entweder Wohnsitz
in der Schweiz haben oder die schweizerische Nationalitat
besitzen, wobei die Frist sechs Monate betragt.

Die Rz 3034 gilt ferner entsprechend fiir Hausangestellte
(Chile und Turkei: nur deren Staatsangehdrige; andere Staa-
ten: auch Drittstaatsangehorige) von Mitgliedern der diploma-
tischen Mission oder des konsularischen Postens in folgen-
den Staaten:

— Bulgarien

— Chile

— Kroatien

— Liechtenstein

— Mazedonien

— Philippinen

— der Turkei

— Uruguay.

aufgehoben

Personen, die von ihrem Optionsrecht nach Rz 3034 Ge-
brauch machen wollen, wenden sich mit ihrem Begehren an
die zustandige auslandische Behdorde. Diese stellt eine Be-
scheinigung tber die Unterstellung unter die Versicherung
dieses Staates aus.

Die Abkommen mit den folgenden Staaten sehen vor, dass
deren Vertretungen in der Schweiz Arbeitgeberbeitrage fur
die in der Vertretung beschéftigten, geméss Abkommen in

der Schweiz versicherten Personen zu entrichten haben:

— Bulgarien

— Kroatien

— Liechtenstein

EDI BSV
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3039

3040
1/16

— Mazedonien

— Philippinen

— Uruguay.

Ebenfalls Arbeitgeberbeitrage zu entrichten haben diejenigen
Mitglieder der Vertretungen, die Hauspersonal beschaftigen,
welche in AHV/IV versichert sind.

3.4.1.4 Vertretungen von Nichtvertragsstaaten in der
Schweiz

Staatsangehorige der folgenden Staaten sind in der AHV/IV/
EO und ALV versichert, wenn sie in der Schweiz im Dienst ei-
ner diplomatischen Mission oder eines konsularischen Pos-
tens eines Nichtvertragsstaates angestellt sind und weder im
Nichtvertragsstaat noch in ihnrem Heimatstaat versichert sind:
— Bulgarien

— Danemark

— Irland

— Kroatien,

— Liechtenstein

— Mazedonien

— der Philippinen

— der Slowakei

— Slowenien

— der Tschechischen Republik

— Zypern.

Die Ehegatten, die eingetragenen Partnerinnen oder Partner
und die Kinder dieser Personen, die sich mit ihnen in der
Schweiz aufhalten, sind versichert, soweit sie nicht bereits
aufgrund von Bestimmungen des AHVG versichert sind.

3.4.2 Personal von schweizerischen Vertretungen im
Ausland

3.4.2.1 Grundsatz

Bestimmen das Abkommen mit der EU resp. das EFTA-Uber-
einkommen oder ein Sozialversicherungsabkommen nicht et-
was anderes, sind Schweizer Birgerinnen und Burger in der
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AHV/IV/EO und ALV versichert (Art. 1a Abs. 1 Bst. ¢ Ziff. 1
AHVG), wenn sie fir eine diplomatische Mission, einen kon-
sularischen Posten, eine standige Mission, eine standige Ver-
tretung oder andere Vertretungen bei zwischenstaatlichen
Organisationen (im Sinne von Art. 2 V-GSG) der Schweiz
eine Erwerbstatigkeit austben.

3040. Familienangehdrige, welche die in Rz 3040 genannten Per-
1 sonen ins Ausland begleiten, sind grundsatzlich nicht in der
1/11 AHV versichert. Aus dem Umstand, dass geméass den Wiener
Ubereinkommen zum Haushalt gehérende Familienangeho-
rige von den im Empfangsstaat geltenden Vorschriften tber
Soziale Sicherheit befreit sind, kann nicht auf eine Versiche-
rung in der AHV geschlossen werden?®,

3040. Nicht erwerbstatige Ehegatten sowie nicht erwerbstétige ein-
2 getragene Partnerinnen oder Partner haben jedoch die M6g-

1/11 lichkeit, der obligatorischen Versicherung beizutreten (vgl.
hierzu Rz 4061 ff) oder sich der freiwilligen Versicherung
AHV/IV anzuschliessen. Die Kinder solcher Versicherten kon-
nen sich einzig der freiwilligen Versicherung AHV/IV an-
schliessen, sofern sie die Voraussetzungen erfillen (vgl.
dazu die WFV).

3041 Dasselbe gilt fur diejenigen, die ausserhalb der Schweiz fur
eine der Verwaltungseinheiten des Bundes tétig sind, die im
Anhang der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsver-
ordnung aufgelistet sind.

3042 Die bei einer internationalen Organisation tatigen Bundesan-

1/16 gestellten (Verordnung des EDA vom 8. Marz 2002 uber die
den Bundesangestellten bei ihrem Einsatz in internationalen
Organisationen ausgerichteten Leistungen) gehdren nicht
mehr zum Personal der Schweizerischen Eidgenossenschatft.

26 25. Mai 2010 9C_917/2009 BGE 136 V 161
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3043
1/16

3044
1/16

3045
1/10

3.4.2.2 Vertretungen in EU- und EFTA-Staaten

Nach dem Abkommen mit der EU bzw. dem EFTA-Uberein-
kommen bleiben Beamtinnen und Beamte und ihnen gleich-
gestellte Personen im Staat versichert, dem die ihn beschafti-
gende Verwaltungseinheit angehdrt, auch wenn sie ihre Er-
werbstatigkeit in einem anderen Staat austiben (Art. 11

Abs. 3 Bst. b Vo 883/2004).

Schweizerische Staatsangehdrige sowie Staatsangehorige
eines EU-Staates, die flr einen 6ffentlich-rechtlichen Arbeit-
geber der Schweiz, eines Kantons oder einer Gemeinde in ei-
nem EU-Staat erwerbstatig sind, bleiben fir die gesamte
Dauer dieser Tatigkeit in der AHV/IV/EO und ALV versichert.

Drittstaatsangehoérige, einschliesslich Staatsangehdrige von
EFTA-Staaten, die von einem offentlich-rechtlichen Arbeitge-
ber in der Schweiz in einen EU-Staat entsandt wurden resp.
Staatsangehorige der EU, die in einen EFTA-Staat entsandt
wurden, bleiben in der schweizerischen AHV/IV/EO und ALV
unterstellt, sofern sie die Tatigkeit in einem der folgenden
Staaten ausiben:

— Belgien

— Bulgarien

— Danemark

— Finnland

— Frankreich

— Irland

— Italien

— Liechtenstein

— den Niederlanden

— Norwegen
— der Slowakei
— Slowenien
— der Tschechischen Republik
— Ungarn
— auf Zypern.
3046 aufgehoben
1/16
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3047

3048
1/16

3049
1/16

3.4.2.3 Vertretungen in Vertragsstaaten

Schweizer Staatsangehdrige, die als Mitglieder einer diplo-
matischen Mission oder eines konsularischen Postens der
Schweiz in einem Vertragsstaat tatig sind, sind in der
AHV/IV/EO und ALV versichert (Sozialversicherungsabkom-
men).

Personen, die in den nachfolgenden Staaten (Chile und Tur-
kei: schweizerische Staatsangehdrige, andere Staaten:
schweizerische Staatsangehorige und Drittstaatsangehdrige)
zur Dienstleistung bei einer diplomatischen Mission oder ei-
nem konsularischen Posten der Schweiz eingestellt werden
(Lokalangestellte), sind nicht in der AHV/IV/EO und ALV ver-
sichert. Sie kdnnen allerdings innerhalb einer Frist von drei
Monaten (Chile, Philippinen und Tirkei 6 Monate) seit dem
Beginn ihrer Erwerbstétigkeit verlangen, in der AHV/IV/IEO
und ALV versichert zu werden. Diese Vorschrift gilt fir diplo-
matische Missionen und konsularische Posten der Schweiz
in:

— Bulgarien

— Chile (nur chilenische Staatsangehorige)

— Kroatien,

— Liechtenstein

— Mazedonien

— auf den Philippinen

— der Turkei (nur tirkische Staatsangehorige)

— Uruguay.

Die Regelung gemass Rz 3048 gilt ferner entsprechend fur
Hausangestellte (Chile und Turkei: schweizerische Staatsan-
gehorige andere Staaten: schweizerische Staatsangehdoriger
und Drittstaatsangehdrige) von Mitgliedern der diplomati-
schen Mission oder des konsularischen Postens in folgenden
Staaten:

— Bulgarien

— Chile

— Kroatien

— Liechtenstein

— Mazedonien

— auf den Philippinen
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— der Turkei
— Uruguay.

3049. Die Abkommen mit den folgenden Staaten sehen vor, dass
1 die Schweizer Vertretung die Sozialversicherungsbeitrage im
1/16 jeweiligen Staat abrechnet:
— Bulgarien
— Kroatien
— Liechtenstein
— Mazedonien
— Philippinen
— Uruguay.
Ebenfalls Arbeitgeberbeitrage zu entrichten haben diejenigen
Mitglieder der Vertretungen, die Hauspersonal beschaftigen,
welche in der AHV/IV versichert sind.

3050 Schweizerische Staatsangehorige, die als Mitglieder des

1/11 technischen oder Verwaltungspersonals oder als Hausange-
stellte in die schweizerischen Vertretungen in Bosnien und
Herzegowina, in Montenegro oder in Serbien entsandt wer-
den, sind in der AHV/IV/EO und ALV versichert; die Hausan-
gestellten allerdings nur, wenn sie nicht im Empfangsstaat
Wohnsitz haben.

3051 Personen, die von ihrem Optionsrecht nach Rz 3048 Ge-
brauch machen wollen, wenden sich mit ihrem Begehren an
die Eidgenossische Ausgleichskasse. Diese stellt eine Be-
scheinigung Uber die Unterstellung unter die AHV/IV/EO und
ALV aus.

3051. Ebenfalls in der AHV/IV/EO versichert sind nichterwerbstatige
1 Familienangehdrige von obligatorisch versicherten Personen

1/17 des diplomatischen oder konsularischen Dienstes, die ihre
Erwerbstatigkeit in Australien, Bulgarien*, Chile, Danemark*,
Irland*, Japan, Kroatien*, Liechtenstein, Mazedonien, Oster-
reich*, auf den Philippinen, in Portugal*, der Slowakei*, Slo-
wenien*, Sudkorea, der Tschechischen Republik*, Ungarn*,
Uruguay oder auf Zypern* austiben (*: betrifft nur Familienan-
gehorige von Staatsangehdrigen von Nicht-EU/EFTA-Mit-
gliedstaaten).
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3052

3053
1/11

3054

3055
1/17

3.4.2.4 Vertretungen in Nichtvertragsstaaten

Schweizer Birgerinnen und Burger im Dienste der Eidgenos-
senschaft sind obligatorisch in der AHV/IV/EO und ALV versi-
chert, wenn sie in einem Nichtvertragsstaat eine Erwerbsté-
tigkeit austiben (Art. 1a Abs. 1 Bst. c AHVG)?.

Dasselbe qilt flr Staatsangehdrige von Bosnien und Herze-
gowina, von Montenegro sowie von Serbien (nur AHV/IV).
Staatsangehorige der EU und der EFTA sind grundsatzlich
nicht versichert. Im Zweifelsfall erteilt das BSV Auskunft.

Im Dienste der Eidgenossenschatft tatig und obligatorisch ver-
sichert (vgl. Rz 3052) sind insbesondere Schweizer Blrgerin-
nen und Bulrger und die in Rz 3053 erwahnten auslandischen
Staatsangehorigen, die in einem Nichtvertragsstaat beschéaf-
tigt werden von:

— diplomatischen Missionen, konsularischen Posten, standi-
gen Missionen, standigen Vertretungen oder anderen Ver-
tretungen bei zwischenstaatlichen Organisationen der
Schweiz;

— der Direktion fir Entwicklung und Zusammenarbeit
(DEZA).

3.5 Internationale Beamtinnen und Beamte

Die Bestimmungen von Rz 3056 ff. gelten fur die nachfolgen-

den internationalen Organisationen, mit welchen die Schweiz

ein Sitzabkommen abgeschlossen hat:

— Agentur fir Internationale Handelsinformation und -koope-
ration (AITIC), Genf;

— Bank fir Internationalen Zahlungsausgleich (BlZ), Basel,

— Beratungszentrum fur WTO-Recht (CENTRE CONSULTA-
TIF), Genf;

— Europaische Freihandelsassoziation (EFTA), Genf;

— Europaische Organisation fur Kernphysikalische Forschung
(CERN), Genf;

27 23. Dezember 1986 ZAK 1987 S. 195 BGE 112 VvV 337
29. April 1992 AHI 1993 S. 15 BGE 118 V 65
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3056

— Fonds mondial pour 'Engagement de la Communauté et la
Résilience (GCERF), Genf;

— Globale Allianz fur Impfstoffe und Immunisierung (GAVI Al-
liance), Genf;

— Globaler Fonds zur Bekampfung von Aids, Tuberkulose
und Malaria (GFATM), Genf;

— Internationale Arbeitsorganisation (IAO), Genf;

— Internationale Foéderation der nationalen Rotkreuz- und
Rothalbmondgesellschaften (FISCR), Genf;

— Internationale Organisation fur Migrationen (IOM), Genf;

— Internationale Organisation fur Zivilschutz (ICDO), Genf;

— Internationaler Fernmeldeverein (ITU), Genf;

— Internationaler Verband zum Schutz von Pflanzenziichtun-
gen (UPOV), Genf;

— Internationales Erziehungsamt / Organisation der Vereinten
Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und Kultur (IBE/UN-
ESCO), Genf;

— Interparlamentarische Union (IPU), Genf;

— Organisation der Vereinten Nationen (UNO), Genf;

— Sekretariat des Waffenhandelsvertrags (ATT), Genf;

— Sud Zentrum (Centre Sud), Genf;

— Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE
(COUR OSCE), Genf;

— Weltgesundheitsorganisation (WHO), Genf;

— Welthandelsorganisation (WTO), Genf;

— Weltorganisation fur geistiges Eigentum (WIPO), Genf;

— Weltorganisation fur Meteorologie (WMO), Genf;

— Weltpostverein (UPU), Bern;

— Zwischenstaatliche Organisation fur den internationalen Ei-
senbahnverkehr (OTIF), Bern.

3.5.1 Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schwei-
zer BlUrgerrecht

Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer Blir-
gerrecht sind ab ihrem Beitritt zum Vorsorgesystem der inter-
nationalen Organisation nicht mehr in der AHV/IV/EO und
ALV versichert.
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3057

3058

3059

3060

3061

3062

Sie schulden keine Beitrdge auf dem Erwerbseinkommen,
das sie flr ihre Arbeit bei der Organisation erhalten. Das
Gleiche qilt fur allfallige Einkommen aus einer Nebenbeschatf-
tigung ausserhalb der Organisation. Beschaftigen sie im Rah-
men ihrer Nebenbeschaftigung jedoch Personal, sind sie ver-
pflichtet, flr dieses Sozialversicherungsbeitrdge abzurech-
nen.

Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer Bur-
gerrecht haben die Mdglichkeit, der AHV/IV/EO/ALV oder
bloss der ALV auf freiwilliger Basis beizutreten.

Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer BUr-
gerrecht, welche der AHV/IV/EO/ALV oder der ALV beitreten
wollen, reichen der Ausgleichskasse ihres Wohnsitzkantons
(bzw. der Ausgleichskasse fur das schweizerische Bankge-
werbe fir das Personal der BIZ) ein Beitrittsgesuch ein. Dem
Gesuch ist eine Bestatigung der Vorsorgeeinrichtung der in-
ternationalen Organisation beizulegen, aus welcher das Da-
tum des obligatorischen Anschlusses der internationalen Be-
amtin bzw. des internationalen Beamten hervorgeht, sowie
ein Lohnausweis.

Das Beitrittsgesuch ist innerhalb von drei Monaten nach dem
Anschluss der internationalen Beamtin bzw. des internationa-
len Beamten an die Vorsorgeeinrichtung der Organisation
einzureichen. Die Nichtbeachtung dieser Frist hat den Verlust
des Beitrittsrechts zur AHV/IV/EO/ALV oder zur ALV zur
Folge.

Der Beitritt gilt ab dem ersten Tag der Zugehdrigkeit der inter-
nationalen Beamtin bzw. des internationalen Beamten zur
Vorsorgeeinrichtung der Organisation.

Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer Blir-
gerrecht, die freiwillig der Versicherung angeschlossen sind,
bezahlen Beitrage aufgrund ihres von der Organisation aus-
gerichteten Lohnes nach dem Satz, der flr Arbeitnehmende
ohne beitragspflichtige Arbeitgebende vorgesehen ist. Die
Bestimmungen der AHV/IV/IEO/ALV oder der ALV sind an-
wendbar.
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3063

3064

3065

3066

3067

Die Versicherten kbnnen jederzeit von den gewahlten Versi-
cherungen gesamthaft zurlcktreten. In der AHV/IV/IEO/ALV
versicherte Personen konnen auch bloss von der AHV/IV/IEO
zurticktreten und die Zugehoérigkeit zur ALV beibehalten.

Das Rucktrittsgesuch ist an die zustandige Ausgleichskasse
zu richten. Der Rucktritt entfaltet seine Wirkung ab dem der
Einreichung des Gesuchs folgenden Monats. Ab diesem Zeit-
punkt ist die Beamtin bzw. der Beamte bis zum Ende der Ta-
tigkeit bei der internationalen Organisation nicht mehr versi-
chert.

Erflllt die versicherte Person trotz einer ersten Mahnung ihre
Obliegenheiten nicht, schickt ihr die Ausgleichskasse eine
zweite Mahnung, in welcher ihr eine Nachfrist von 30 Tagen
angesetzt und der Ausschluss angedroht wird. Die versi-
cherte Person, welche die Frist unbenutzt verstreichen lasst,
wird von der Versicherung ausgeschlossen.

Der Ausschluss entfaltet seine Wirkung riickwirkend ab dem
ersten Tag, welcher dem Quartal folgt, fr welches die Bei-
trdge bezahlt wurden.

Ab dem Zeitpunkt des Ausschlusses aus der Versicherung ist
die Beamtin bzw. der Beamte bis zur Aufgabe der Erwerbsté-
tigkeit bei der Organisation nicht mehr versichert.

Sobald die Beamtin bzw. der Beamte die Tatigkeit bei der Or-
ganisation beendet, ist sie bzw. er erneut obligatorisch der
AHV/IV/EO und — im Falle von unselbststandiger Erwerbsta-
tigkeit — der ALV unterstellt, wenn der Wohnsitz in der
Schweiz beibehalten oder hier weiterhin eine Erwerbstatigkeit
ausgeubt wird.
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3.5.2 Internationale Beamtinnen und Beamte mit auslan-
discher Staatsangehorigkeit

3068 Auslandische internationale Beamtinnen und Beamte sind
nicht in der AHV/IV/EO/ALV versichert und konnen ihr nicht
freiwillig beitreten?.

3069 Auslandische internationale Beamtinnen und Beamte schul-
1/14 den keine Beitrdge auf dem Erwerbseinkommen, das sie flr
ihre Arbeit bei der Organisation erhalten.

3070 aufgehoben
1/10

3.5.3 Nichterwerbstatige Ehegatten bzw. eingetragene
Partnerinnen und Partner der internationalen Beam-
tinnen und Beamten

3071 Gestultzt auf die jeweiligen Briefwechsel mit den internationa-
1/16 len Organisationen sind schweizerische Beamtinnen und Be-
amte grundsatzlich dem Vorsorgesystem der internationalen
Organisation angeschlossen und somit nicht in der
AHV/IV/IEO/ALV versichert. Ihre nichterwerbstéatigen Ehegat-
ten bzw. eingetragene Partnerinnen oder Partner (schweizeri-
scher oder auslandischer Nationalitat) sind in der Regel auch
nicht in der AHV/IV/EO versichert.
Diese kdonnen aber auf freiwilliger Basis beitreten, wenn sie
die folgenden Voraussetzungen erftllen:
— sie Uben keine Erwerbstétigkeit (mehr) aus;
— sie haben in der Schweiz Wohnsitz.

3072 In Anwendung der in Rz 3071 erwéhnten Briefwechsel kon-

1/16 nen die Ehegatten bzw. eingetragenen Partnerinnen oder
Partner von auslandischen Beamtinnen und Beamten (nicht
in der AHV versichert geméss Art. 1a Abs. 2 Bst. a AHVG),
der Versicherung auf freiwilliger Basis beitreten wenn sie die
folgenden Voraussetzungen erfllen:

28 15. Marz 2007 C 297/06 BGE 133 V 233
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3074

3075

3076

3077

3078

— sie verfuigen selber nicht Uber diplomatische Vorrechte und
Immunitaten (sie haben keinen Ausweis des EDA, verfu-
gen aber z.B. Uber einen Ausweis B oder C);

— sie Uben keine Erwerbstatigkeit (mehr) aus;

— sie haben in der Schweiz Wohnsitz.

Sie mussen ihr Beitrittsgesuch der Ausgleichskasse ihres
Wohnsitzkantons einreichen. Dem Gesuch muss eine Be-
scheinigung der Vorsorgeeinrichtung der Organisation beige-
legt werden, aus welcher das Datum des obligatorischen Bei-
tritts der Beamtin bzw. des Beamten in die Vorsorgeeinrich-
tung hervorgeht, wie auch eine Lohnbescheinigung der Be-
amtin bzw. des Beamten.

Das Gesuch muss innerhalb von drei Monaten seit der Zuge-
horigkeit der Beamtin bzw. des Beamten zum Vorsorgesys-
tem der Organisation oder innerhalb einer Frist von drei Mo-
naten seit dem Ende der Erwerbstatigkeit eingereicht werden.
Die Nichtbeachtung der Frist hat den Verlust des Beitritts-
rechts zur AHV/IV/IEO zur Folge.

Der Beitritt gilt ab dem ersten Tag der Zugehdorigkeit der Be-
amtin bzw. des Beamten zur Vorsorgeeinrichtung der Organi-
sation oder ab dem ersten Tag seit dem Ende der Erwerbsta-
tigkeit der Ehegattin oder des Ehegatten bzw. der eingetrage-
nen Partnerin oder des eingetragenen Partners.

Die Ehegattin oder der Ehegatte bzw. die eingetragene Part-
nerin oder der eingetragene Partner, die freiwillig versichert
sind, bezahlen Beitrdge berechnet auf der Halfte des Einkom-
mens der Beamtin bzw. des Beamten. Dieses gilt als Renten-
einkommen. Das Vermdgen wird nicht bericksichtigt.

Die Vorschriften der AHV/IV/EO sind anwendbar.

Die nichterwerbstatigen Ehegatten bzw. eingetragenen Part-
nerinnen oder Partner kbnnen jederzeit von der Versicherung
zurtcktreten.

Das Rucktrittsgesuch ist an die zustandige Ausgleichskasse
zu richten. Der Rucktritt entfaltet Wirkung ab dem Folgemo-
nat der Einreichung des Gesuchs. Die nichterwerbstatigen
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3079

3080

3081

3082
1/15

Ehegatten bzw. eingetragenen Partnerinnen oder Partner
sind bis zur Beendigung der Erwerbstatigkeit der Beamtin
bzw. des Beamten bei der Organisation nicht mehr versi-
chert.

Erflllt die versicherte Person trotz einer ersten Mahnung ihre
Obliegenheiten nicht, schickt ihr die Ausgleichskasse eine
zweite Mahnung, in welcher ihr eine Nachfrist von 30 Tagen
angesetzt und der Ausschluss angedroht wird. Die versi-
cherte Person, welche die Frist unbenutzt verstreichen lasst,
wird von der Versicherung ausgeschlossen.

Der Ausschluss gilt riickwirkend ab dem ersten Tag, welcher
dem letzten Quartal folgt, fir welches die Beitrdge bezahlt
wurden.

Ab dem Zeitpunkt des Ausschlusses aus der Versicherung
sind die Ehegatten bzw. die eingetragenen Partnerinnen oder
Partner bis zur Aufgabe der Erwerbstétigkeit der Beamtin
bzw. des Beamten bei der Organisation nicht mehr versi-
chert.

3.6 Personal von Organisationen mit Fiskalabkommen

Schweizerinnen und Schweizer, die flr den Internationalen
Luftverkehrsverband (IATA) und die Internationale Gesell-
schatft fur Luftfahrt-Telekommunikation (SITA) arbeiten, sind
in der AHV/IV/EO und ALV versichert. Hingegen ist das aus-
landische Personal gestutzt auf die entsprechenden Fiskalab-
kommen (IATA: Art. 5°S, SITA: Art. 7) von der AHV/IV/EO und
ALV befreit.

3.7 Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz
3.7.1 Grundsatz

Die Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz
gilt grundsatzlich, unabhangig davon, ob sie in der Schweiz
oder massgeblich vom Ausland aus erfolgt, als in der
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Schweiz ausgelibte Erwerbstatigkeit?®. Wer seinen Wohnsitz
Im Ausland hat, aber z.B. als Mitglied des Verwaltungsrates,
als Direktorin bzw. Direktor oder in anderer leitender Funktion
einer juristischen Person mit Sitz in der Schweiz tatig ist, gilt
somit grundsatzlich als hier erwerbstatig. Dies unbekiimmert
darum, ob die betreffende Person die ihr zustehenden Befug-
nisse respektive Arbeitsleistung tatséchlich ausiibt oder
nicht*® (Ausnahmen, siehe Rz 3088 ff.).

3083 In welcher Rechtsform das Unternehmen betrieben wird, ob
als Einzelfirma, Personengesellschaft oder als juristische
Person, ist grundsatzlich ohne Bedeutung3.

3084 Bei juristischen Personen ergibt sich die geschéaftsleitende
Funktion einer Person z.B. aus ihrer Organstellung und der
damit verbundenen Dispositionsbefugnis®?.

3085 Eine Erwerbstatigkeit in der Schweiz liegt auch dann vor,

1/15 wenn die Honorare der betroffenen Person nicht direkt aus-
bezahlt, sondern an eine auslandische Gesellschaft Gberwie-
sen werden. Eine Person gilt selbst dann als in der Schweiz
erwerbstatig, wenn weder ihr noch der auslandischen Gesell-
schaft eine Entschadigung ausbezahlt wird.

3086 Wer die obengenannten Voraussetzungen erfillt, gilt grund-
1/15 satzlich auch dann als hier erwerbstatig, wenn die juristische
Person in der Schweiz weder Giber Geschéaftsraume verfligt

29 31. August 1971 ZAK 1972 S. 128 -

9. Oktober 1974 ZAK 1975 S. 246 -

31. Januar 1975 ZAK 1975 S. 369 -

27. November 1980 ZAK 1981 S. 517 -

31. Mai 1985 ZAK 1985 S. 523 -

11. Februar 1993 AHI 1993 S. 98 BGE 119 V 65
30 9. Oktober 1974 ZAK 1975 S. 246 -

31. Januar 1975 ZAK 1975 S. 369 -

27. November 1980 ZAK 1981 S. 517 -

21. Juni 1982 ZAK 1983 S. 193 -
31 9. Oktober 1974 ZAK 1975 S. 246 -

27. November 1980 ZAK 1981 S. 517 -

21. Juni 1982 ZAK 1983 S. 193 -

11. Februar 1993 AHI 1993 S. 98 BGE 119 V 65
32 31. August 1971 ZAK 1972 S. 128 -

9. Oktober 1974 ZAK 1975 S. 246 -

21. Juni 1982 ZAK 1983 S. 193 -

1. Oktober 1991 ZAK 1991 S. 493 -
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3088
1/16

3089
1/16

noch eigenes Personal beschaftigt (sog. ,Domizilgesell-
schaft; Ausnahme, siehe Rz 2021.2)%,

Teilhaberinnen und Teilhaber von Personengesellschaften
(einfache Gesellschaft, Kollektiv-, Kommanditgesellschaft
usw.) mit Sitz in der Schweiz gelten — unabhangig ihres
Wohnsitzes und einer personlichen Arbeitsleistung in der Ge-
sellschaft — grundsatzlich als in der Schweiz erwerbstatig3*.

3.7.2 Ausnahmen

Personen, die eine schweizerische Unternehmung leiten, je-
doch in Indien, Kanada/Quebec, den Philippinen, Stidkorea
oder in den USA wohnen, sind der AHV/IV/EO (siehe

Rz 2079) nicht unterstellt, wenn der Wohnsitzstaat diese Ta-
tigkeit als selbststandige qualifiziert. Diesfalls unterstehen sie
den Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates.

Schweizer Birgerinnen und Bilrger sowie Staatsangehdrige
der EU, die eine Unternehmung mit Sitz in der Schweiz lei-
ten, sind bei Vorliegen eines grenziberschreitenden Sach-
verhalts Schweiz-EU (z.B. gleichzeitige Erwerbstatigkeit in ei-
nem EU-Staat und in der Schweiz) nicht zwingend der AHV
unterstellt. IThre Unterstellung bestimmt sich nach den Bestim-
mungen des Abkommens mit der EU (s. Rz 2009 ff.). Bei der
Abklarung der Versicherungsunterstellung ist zu beachten,
dass die Leitung eines Unternehmens in der Schweiz keine
marginale Tatigkeit gemass Art. 14 Abs. 5b Vo 987/2009 dar-
stellt, da die leitende Tatigkeit aufgrund ihrer Eigenart nicht
unbedeutend ist (siehe Rz 2016.1).

Dieselbe Regelung gilt auch innerhalb der EFTA.

3 3.November 1972 ZAK 1973 S. 363 -
ZAK 1973 S. 20f. -
1. Oktober 1991 ZAK 1991 S. 494 -
11. Februar 1993 AHI 1993 S. 98 BGE 119 V 65
34 31. Mai 1985 ZAK 1985 S. 523 -
25. April 1986 ZAK 1986 S. 459 -
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3090
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3091

3092

3.8 Grenzbetriebe
3.8.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Ubereinkommen

Arbeitnehmende oder Selbststandigerwerbende, die Staats-
angehdrige der Schweiz oder eines EU-Staates sind und die
in einem Unternehmen arbeiten, das seinen Sitz in der
Schweiz hat und durch dessen Betrieb die gemeinsame
Grenze zwischen der Schweiz und einem Nachbarstaat ver-
l&uft, sind in der AHV/IV/EO/(ALV) versichert, und zwar auch
fr die Beschaftigung in dem nicht in der Schweiz gelegenen
Betriebsteil, ausser wenn sie Wohnsitz im Nachbarstaat ha-
ben und dort einen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit austiben
(Art. 13 Abs. 1 Bst. a und Art. 13 Abs. 2 Bst. a Vo 883/2004).
Dann sind sie den Rechtsvorschriften des Nachbarstaates
unterstellt. Dieselbe Regel gilt fiir Arbeithnehmende oder
Selbststandigerwerbende, die Staatsangehdrige eines EFTA-
Staates sind und in einem Unternehmen arbeiten, das seinen
Sitz in der Schweiz hat und durch dessen Betrieb die gemein-
same Grenze zwischen der Schweiz und Liechtenstein ver-
l&uft.

3.8.2 Sozialversicherungsabkommen

Fur Arbeitnehmende in Grenzbetrieben zu Deutschland,
Frankreich, Italien oder Osterreich, die weder Schweizer Buir-
gerinnen bzw. Blrger noch Staatsangehoérige eines EU-Staa-
tes sind, bzw. fur Arbeithehmende in Grenzbetrieben zu
Liechtenstein, die nicht Staatsangehdrige eines EFTA-Staa-
tes sind, gilt Rz 3090 entsprechend.

Fur Selbststandigerwerbende, die weder Schweizer Birgerin-
nen bzw. Birger noch Staatsangehorige eines EU-Staates
sind, gilt die Regel von Rz 3090 nur fur Frankreich.
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3094

3095

3096
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3.9 Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Schutz-
bedurftige ohne Aufenthaltsbewilligung
(Art. 14 Abs. 2°S AHVG)

Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Schutzbedurf-
tige ohne Aufenthaltsbewilligung, welche keine Erwerbstatig-
keit ausuben, sind vom Zeitpunkt der Wohnsitznahme an in
der AHV/IV/EOQ versichert (siehe Rz 1024). Fur die Beitrags-
pflicht siehe die WSN. Fiur den Bezug der Beitrage siehe die
WBB.

Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Schutzbedurf-
tige ohne Aufenthaltsbewilligung, welche eine Erwerbstatig-
keit austben, sind in jedem Fall und unabhangig von ihrer
Aufenthaltsdauer in der Schweiz obligatorisch versichert.

3.10 Fluchtlinge und Staatenlose

Flichtlinge und Staatenlose, die auf dem Gebiet der EU bzw.
der EFTA leben, werden wie Staatsangehorige der EU bzw.
der EFTA behandelt.

3.11 Mitarbeiter von Hilfsorganisationen und des IKRK
(Art. 1a Abs. 1 Bst. ¢ Ziff. 2 und 3 AHVG,; Art. 1 und
Art. 1a AHVV)

Schweizerburgerinnen und -burger, die ausserhalb der EU
oder der EFTA und ausserhalb eines Vertragsstaates flr das
IKRK oder fur eine der unten erwahnten Hilfsorganisationen
arbeiten, sind obligatorisch in der AHV/IV/EO und ALV versi-
chert:

— Basel Institute on Governance, Basel;

— Biovision-Stiftung fir 6kologische Entwicklung, Zirich;

— samtliche Mitgliederorganisationen des Dachverbandes
BROT FUER ALLE, Bern, siehe dazu die Liste unter
www.bfa-ppp.ch;

— Bricke — Le Pont, St. Ursen,;

— CARITAS, Luzern;

— Centre Ecologique Albert Schweizer (CEAS), Neuchatel,
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3096.

1/14

3097
1/11

3098

— Enfants du Monde, Le Grand-Saconnex;

— FASTENOPFER, Luzern;

— Fondation Hirondelle, Lausanne;

— HEKS (Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz,
Zurich;

— HELVETAS, Zirich;

— IAMANEH Schweiz, Basel;

— Médecins sans frontiéres Suisse, Genf;

— Médecins du Monde Suisse, Neuchatel;

— Schweizerisches Rotes Kreuz (SRK), Bern;

— Solidar Suisse, Zrich;

— SolidarMed; Luzern;

— Stiftung Kinderdorf Pestalozzi SKP, Trogen;

— SWISSAID, Bern;

— SWISSCONTACT, Zurich;

— TERRE DES HOMMES, Lausanne;

— Terre des hommes Schweiz, Basel / Genf;

— samtliche Mitgliederorganisationen des Dachverbandes
UNITE, Bern, siehe dazu die Liste unter www.unite-ch.org.

Féallt eine Organisation geméss Rz 3096 nicht mehr unter den
Geltungsbereich von Art. 1a AHVV und dauert das Arbeits-
verhaltnis mit einer bisher, gestutzt auf diesen Artikel, obliga-
torisch versicherten Person fort, bleibt diese weiterhin versi-
chert. Sie kann jedoch erklaren, dass sie aus der obligatori-
schen Versicherung ausscheiden will.

Dasselbe gilt ebenfalls fir Staatsangehorige von Bosnien
und Herzegowina, von Montenegro sowie von Serbien (nur
AHV/IV). Staatsangehoérige der EU und der EFTA sind grund-
satzlich nicht versichert. Im Zweifelsfall erteilt das BSV Aus-
kunft.

Gewahren die Hilfsorganisationen ihren Arbeitnehmenden
und deren Familienangehdrigen freie Verpflegung und Unter-
kunft, sind die Ansatze gemass Art. 11 AHVV anzuwenden
(vgl. dazu die WML).
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3.12 Nichterwerbstatige Personen
3.12.1 Personen mit Wohnsitz in der Schweiz

3099 Nichterwerbstatige Personen mit Wohnsitz in der Schweiz

1/15 sind in der AHV/IV/EO versichert (Art. 1a Abs. 1 Bst. a
AHVG). Das gilt auch wenn die Ehegatten bzw. die eingetra-
gene Partnerin oder der eingetragene Partner im Ausland
versichert sind (betr. die Beitragspflicht siehe WSN)®. Fur die
Definition des Wohnsitzes siehe Rz 1017 ff.

3100 Ausnahmen gelten fur Personen, die:

— mit einer internationalen Beamtin bzw. einem internationa-
len Beamten verheiratet sind bzw. in eingetragener Part-
nerschaft leben (s. Rz 3071 ff.) oder

— Vorrechte und Immunitaten als Ehegatten bzw. als einge-
tragene Partnerin oder eingetragener Partner oder als
nichterwerbstatige Kinder eines Mitgliedes des Personals
einer diplomatischen Mission, einer standigen Vertretung,
einer Spezialmission, einer anderen Vertretung bei zwi-
schenstaatlichen Organisationen oder eines konsulari-
schen Postens geniessen (Art. 1b AHVV, Rz 3019).

3101 Gemass Art. 16 Abs. 2 Vo 883/2004 kénnen in der Schweiz

1/16 wohnhafte, nicht erwerbstatige Rentnerinnen und Rentner,
welche eine oder mehrere Renten nach den Rechtsvorschrif-
ten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten der EU/EFTA erhal-
ten, beantragen, von den schweizerischen Rechtsvorschriften
befreit zu werden. Die zustandige Behorde fir die Behand-
lung solcher Antrage ist das BSV.

3102 In der Regel werden die Antradge auf Befreiung von der

1/17 AHV/IVIEO abgewiesen, wenn zusatzlich zu einer oder meh-
reren auslandischen Rente(n) Anspruch auf eine schweizeri-
sche AHV-Rente besteht®.

5 3. April 2014 9C_593/2013 BGE 140 V 98
3 15. Méarz 2012 9C_503/2011 BGE 138 V 197
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3104.
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3104.

1/16

3.12.2 Nichterwerbstatige mit Wohnsitz im Ausland

Nichterwerbstéatige Personen mit Wohnsitz im Ausland sind
nicht in der AHV/IV/EO versichert, mit Ausnahme derjenigen,
die in Rz 3104 ff. erwahnt sind. Wollen sie sich weiterhin in
der AHV versichern, missen sie — soweit mdglich — ein Ge-
such um Weiterfiihrung der AHV (vgl. Kapitel 4.2 betreffend
nichterwerbstatige Studierende mit Wohnsitz im Ausland),
resp. um Beitritt zur obligatorischen AHV (vgl. Kapitel 4.4 be-
treffend freiwilliger Beitritt von nichterwerbstatigen Personen,
die ihre versicherte Ehegattin bzw. ihren versicherten Ehegat-
ten ins Ausland begleiten) oder zur freiwilligen AHV/IV (vgl.
Kapitel 4.5 betreffend freiwillige Versicherung) stellen.

3.12.3 Nichterwerbstatige Familienangehdrige, die eine
in der AHV versicherte Person ins Ausland be-
gleiten

Zu den Familienangehdrigen gehéren Ehegatten bzw. ein-
getragene Partnerinnen und Partner sowie Kinder.

Nichterwerbstatige Familienangehorige (Schweizer oder EU-
Staatsangehorige), die eine Person, in einen EU-Staat be-
gleiten, welche wahrend ihrer Tatigkeit im Ausland in der
Schweiz versichert bleibt (Entsendebestimmungen, Diploma-
tenbestimmungen, Sonderregelungen), sind in der
AHV/IV/EO nicht versichert. Bei gegebenen Voraussetzun-
gen kdnnen sie der Versicherung beitreten (vgl. Rz 4061 ff.).

Nichterwerbstéatige Familienangehdrige (Schweizer oder
EFTA-Staatsangehdrige), die eine Person in einen EFTA-
Staat begleiten, welche wahrend ihrer Tatigkeit im Ausland in
der Schweiz versichert bleibt (Entsendebestimmungen, Diplo-
matenbestimmungen, Sonderregelungen), sind aufgrund des
EFTA-Ubereinkommens weiterhin in der AHV/IV/EO versi-
chert.
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3104. Nichterwerbstatige Familienangehdrige (Schweizer oder An-
3 gehdrige des jeweiligen Vertragsstaates), die eine Person in
1/16 den Vertragsstaat begleiten, welche wahrend ihrer Tatigkeit
Im Vertragsstaat in der Schweiz versichert bleibt (Entsende-
bestimmungen, Diplomatenbestimmungen, Sonderregelun-
gen), sind weiterhin in der AHV/IV/EQO versichert. Keine Mit-
versicherung besteht bei einer Begleitung in folgende Ver-
tragsstaaten:
— Bosnien-Herzegowina
— Israel
— Montenegro
— San Marino
— Serbien
— Turkei.
Bei gegebenen Voraussetzungen kénnen sie der Versiche-
rung beitreten (vgl. Rz 4061 ff.).

3104. Nichterwerbstatige Familienangehdrige, die eine Person in ei-
4 nen der nachfolgenden Staaten begleiten, welche wahrend
1/17 ihrer Tatigkeit im Ausland in der Schweiz versichert bleibt
(Entsendebestimmungen, Diplomatenbestimmungen, Son-
derregelungen), sind unabhangig von ihrer Staatsangehdrig-
keit in der AHV/IV/IEO weiterhin versichert:

Australien Art. 8 Bst. B Abs. 3 | Osterreich* Art. 11
Bulgarien* Art. 11 Philippinen Art. 13
Chile Art. 10 Portugal* Art. 7a
Danemark* Art. 11a Slowakei* Art. 11
Irland* Art. 10 Slowenien* Art. 11
Indien Art. 11 Sudkorea Art. 11
Japan Art. 11 Abs. 2 Tschechische | Art. 11
Republik*

Kanada/ SP Ziff. 5 Ungarn* Art. 10
Quebec SP Ziff. 5

Kroatien* Art. 11 Uruguay Art. 10
Liechtenstein* Art. 8a USA Art. 11
Mazedonien Art. 11 Zypern* Art. 11
Norwegen* Art. 8 Abs. 1 Bst. a
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Fur Schweizer und EU-/EFTA-Staatsangehdrige geht das Ab-
kommen mit der EU resp. mit der EFTA vor. Deshalb sind die
mit einem * bezeichneten bilateralen Sozialversicherungsab-
kommen auf sie nicht anwendbar.

Nichterwerbstéatige Ehegatten bzw. eingetragene Partnerin-
nen und eingetragene Partner missen sich betreffend die Wei-
terfuhrung der Versicherung bei der Ausgleichskasse der er-
werbstatigen Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin
bzw. des eingetragenen Partners melden.

Auf dem individuellen Konto ist die Beitragszeit (Monate und
Jahr) sowie das Einkommen von null ergdnzt mit dem Co-
de D einzutragen (s. Technische Weisungen fir den Daten-
austausch mit der ZAS im EDV-Verfahren (TW), 2. Teil,

Ziff. 2.2 ,Datenrecords®, Feld 26). Als Erlauterung des Codes
D ist auf den IK-Auszlgen etc. der Text ,Nichterwerbstatiger
Ehegatte im Ausland® zu verwenden. Siehe dazu die WL
VA/IK (Anhang 5).

Die Details zu den in den Sozialversicherungsabkommen ge-
regelten Bestimmungen der Mitversicherung von Familienan-
gerhorigen finden sich direkt in den Kapiteln Uber die Entsen-
dungen (vgl. Rz 2076.1 ff.) und Gber das anwendbare Recht
fir gewisse Spezialkategorien.

3.13 Beamtinnen und Beamte
3.13.1 Allgemeines

Die Unterstellung von Beamtinnen und Beamten unter die
AHV/IV/IEO und ALV kann sich aus dem Abkommen mit der
EU, dem EFTA-Ubereinkommen, aus einem Sozialversiche-
rungsabkommen oder aus dem AHVG ergeben.

Fir die Schweiz gelten als Beamtinnen und Beamte Perso-
nen, die flr einen offentlichrechtlichen Arbeitgeber der
Schweiz, eines Kantons oder einer Gemeinde tatig sind.
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Fur die Qualifizierung als Beamtinnen und Beamte sprechen
insbesondere die Finanzierung der Lohne Uber offentliche
Gelder sowie die Regelung des Arbeitsverhaltnisses im Rah-
men eines Offentlich-rechtlichen Vertrages. Auf die Dauer des
Arbeitsvertrages kommt es nicht an. In der Regel sind diese
Personen «im offentlichen Dienst» tatig bzw. nehmen offentli-
che Aufgaben wahr und vertreten bei dieser Tatigkeit gegen
aussen, fur andere wahrnehmbar, die entsprechende Verwal-
tungseinheit.

Die Entsendung von Personen im oOffentlichen Dienst ist zeit-
lich nicht limitiert.

Zur Unterstellung von Personal mit diplomatischen Vorrech-
ten und Immunitaten sowie der internationalen Beamtinnen
und Beamten, vgl. Kapitel 3.4. und 3.5.

3.13.2 Abkommen mit der EU/EFTA
- Beamtenbegriff

Gemass Vo 883/04 wird der Begriff «<Beamte» bzw. diesem
gleichgestellte Personen aufgrund des nationalen Rechts
desjenigen Staates bestimmt, in welchem sich die beschéfti-
genden Verwaltungseinheit befindet (vgl. Rz 3107 f.).

- Unterstellung der Beamtinnen und Beamten

Beamtinnen und Beamte sowie ihnen gleichgestellte Perso-
nen sind dem Recht des Staates (EU-/EFTA-Staat oder
Schweiz) unterstellt, dem die sie beschaftigende Verwal-
tungseinheit angehort (Art. 11 Abs. 3 Bst. b Vo 883/04).

- Beamtentatigkeit und weitere Tatigkeit(en) in einem an-
deren Mitgliedstaat

Beamtinnen und Beamte (Staatsangehorige der Schweiz
oder eines EU-Staates), die neben ihrer Beamtentatigkeit in
der Schweiz gewohnlich eine oder mehrere unselbsténdige
oder selbstandige Tatigkeit(en) in einem EU-Staat ausiiben,
unterstehen mit ihnrem gesamten Einkommen der AHV/IV/EO
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und ALV (Art. 13 Abs. 4 Vo 883/04). Personen, die neben ih-
rer Beamtentatigkeit in einem EU-Staat eine oder mehrere
unselbstandige oder selbstandige Tatigkeit(en) in der
Schweiz ausiiben, unterstehen nicht der AHV/IV/EO und
ALV. Dieselben Regeln gelten fir beamtete Personen mit
EFTA-Staatsangehdrigkeit, die in EFTA-Staaten erwerbstatig

- Beamtentatigkeiten in mehreren Mitgliedstaaten

Beamtinnen und Beamte, die sowohl in der Schweiz als auch
in einem EU-Staat eine Beamtentatigkeit austiben, unterste-
hen mit ihnrem Einkommen aus der Tatigkeit fur die Verwal-
tungseinheit in der Schweiz der AHV/IV/EO und ALV, das
Einkommen aus der Tatigkeit fur die Verwaltungseinheit in
der EU untersteht den Rechtsvorschriften des entsprechen-
den EU-Staates (Art. 11 Abs. 3 Bst. b Vo 883/04). Dieselben
Regeln gelten fir Beamtinnen und Beamte mit EFTA-Staats-
angehorigkeit, die in EFTA-Staaten erwerbstatig sind.

3.13.3 Sozialversicherungsabkommen
- Angehorige von Vertragsstaaten

Personen des oOffentlichen Dienstes, die Angehdrige eines
Vertragsstaats oder nach dessen Rechtsvorschriften gleich-
gestellte Personen, die in das Gebiet des anderen Vertrags-
staats entsandt werden, unterstehen den Rechtsvorschriften
des ersten Vertragsstaats.

- Drittstaatsangehorige

Drittstaatsangehoérige, die von einem o6ffentlich-rechtlichen
Arbeitgebenden in der Schweiz in einen EU-/EFTA- oder Ver-
tragsstaat entsandt wurden, bleiben in der AHV/IV/EO unter-
stellt, sofern sie die Téatigkeit in einem der folgenden Staaten
ausuben:

— Australien

— Belgien

— Bulgarien

— Chile
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— Danemark
— Finnland

— Frankreich
— Indien

— Irland

— Israel

— Italien

— Japan

— Kroatien

— Liechtenstein
— Mazedonien
— Niederlande
— Norwegen
— Philippinen
— San Marino
— Slowakel

— Slowenien
— Sudkorea

— Tschechischen Republik
— Uruguay

— USA

— Ungarn

— Zypern.

1/16 — Familienangehorige von Personen des 6ffentlichen
Dienstes

3117 Nichterwerbstatige Familienangehdrige, welche Personen be-
1/17 gleiten, die im offentlichen Dienst wéahrend einer unbefriste-

ten Dauer in einen den nachfolgenden Staaten entsandt wer-

den, bleiben in der AHV/IV/EQO versichert:

— Australien

— Bulgarien*

— Chile

— Danemark*

— Indien

— Irland*

— Japan

— Kroatien*

— Liechtenstein

— Mazedonien
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— Osterreich*

— Philippinen

— Portugal*

— Slowakei*

— Slowenien*

— Sudkorea

— Tschechische Republik*
— Ungarn*

— Uruguay

— USA

— Zypern*

(*: betrifft nur Familienangehdrige von Staatsangehorigen von
Nicht-EU-Staaten).

4. Beitritts- und Weiterfihrungsversicherungen

In der AHV/IV/IEO/(ALV) nicht obligatorisch versicherte Per-
sonen kdnnen dieser unter gewissen Voraussetzungen auf
freiwilliger Basis beitreten.

Leistet eine Person einen kurzzeitigen Auslandeinsatz, ist
aber im betreffenden Kalendermonat auch in der Schweiz ta-
tig, so ist keine Weiterfihrung der Versicherung gemass

Art. 1a Abs. 3 Bst. a AHVG erforderlich. Die Person gilt in
diesem Kalendermonat als in der Schweiz erwerbstatig.

4.1 Weiterfuhrung der Versicherung von Personen, die
im Ausland fur Arbeitgebende in der Schweiz tétig
sind
(Art. 1a Abs. 3 Bst. a AHVG,; Art. 5-Art. 5¢ AHVV)

Personen schweizerischer oder auslandischer Nationalitat,

die im Ausland fir Arbeitgebende in der Schweiz tatig sind,

kénnen unter gewissen Voraussetzungen die obligatorische
AHV/IV/EO und ALV weiterfthren.
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4.1.1 Voraussetzungen
— Tatigkeit fur Arbeitgebende in der Schweiz

Als Arbeitgebende in der Schweiz sind alle Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber im Sinne von Art. 12 AHVG zu verstehen.

Personen sind im Ausland fir Arbeitgebende in der Schweiz
tatig, wenn sie zu diesen in einem AHV-rechtlichen Unterord-
nungs- und Abhangigkeitsverhaltnis stehen (s. die WML)3’
und fur diese Tatigkeit durch diese Arbeitgeberin bzw. diesen
Arbeitgeber entlohnt werden.

Werden Personen fir die gleiche Tatigkeit sowohl von der
Schweiz wie auch vom Ausland aus entléhnt, kann nur dann
von Arbeitgebenden in der Schweiz gesprochen werden,
wenn sich diese zur Ubernahme der Beitrage auf der gesam-
ten Entlohnung verpflichten (d.h. inklusive der von den Arbeit-
gebenden im Ausland entrichteten Léhne). Dies gilt auch,
wenn in- und auslandischer Betrieb juristisch und 6kono-
misch voneinander unabhangig sind (z.B. Tochtergesell-
schatft).

Beispiel: Ein Arbeithnehmer erhalt von der Muttergesellschaft
in der Schweiz 4000 Franken und 2000 Franken von der aus-
lAndischen Filiale. Er kann die Versicherung weiterfiihren,
wenn die Unternehmung in der Schweiz bereit ist, die Bei-
tradge auf einer Lohnsumme von 6000 Franken zu entrichten.

Gelten Personen auf Grund der Vergleichsrechnung (vgl. Rz
2033ff. WSN) trotz ihrer Tatigkeit im Ausland gemass Art.
28Ps AHVV als Nichterwerbstatige, kénnen sie die obligatori-
sche AHV/IV/IEO und ALV nicht weiterfihren. Allenfalls ist ein
Beitritt zur freiwilligen Versicherung (Art. 2 AHVG) als Nicht-
erwerbstatige maglich.

37 16. Marz 1979 ZAK 1979 S. 493 -
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— Funf aufeinanderfolgende Versicherungsjahre

Arbeitnehmende einer Arbeitgeberin bzw. eines Arbeitgebers

in der Schweiz kbnnen die Versicherung weiterfuhren, falls

sie wahrend mindestens funf aufeinanderfolgenden Versiche-

rungsjahren obligatorisch oder freiwillig in der AHV/IV versi-

chert waren und dies unmittelbar vor

— der Aufnahme ihrer Tatigkeit im Ausland oder

— Ablauf der gemass einer zwischenstaatlichen Vereinbarung
zulassigen Entsendedauer.

Die Voraussetzung einer vorgangigen Versicherungsunter-
stellung ist erfullt, falls die Person gestutzt auf Art. 1a Abs. 1
Abs. 3, Abs. 4 oder Art. 2 AHVG, das Abkommen mit der EU,
das EFTA-Ubereinkommen, ein Sozialversicherungsabkom-
men oder ein Sitzabkommen wahrend finf aufeinanderfol-
genden ganzen Jahren in der AHV/IV versichert war.

Ein angebrochenes Jahr gilt als Ganzes, wenn die betreffen-
de Person wahrend mindestens 11 Monaten und einem Tag
versichert war.

Beispiel: Eine im Gastgewerbe erwerbstatige Person, die
nach einer ersten finfmonatigen Arbeitstatigkeit in der
Schweiz (01.06. - 31.10.2013) eine dreiwdchige Pause
(01.11. — 21.11.2013) macht, welche sie in ihrem Heimatland
verbringt, um dann in der Schweiz wieder sechs Monate ei-
ner neuen Arbeitstatigkeit nachzugehen (22.11.2013 —
31.5.2014), weist ein volles Versicherungsjahr auf.

Eine Beitragspflicht wahrend diesen Jahren ist nicht erforder-
lich. Falls die Person wahrend diesen Jahren aus Altersgrin-
den (Art. 3 Abs. 2 Bst. a und d AHVG) oder wegen ihres Zivil-
standes (Art. 3 Abs. 3 Bst. a und b AHVG) nicht beitrags-
pflichtig war, zahlen die Jahre mit schweizerischem Wohnsitz
als Versicherungsjahre.

Personen, die der freiwilligen AHV/IV angeho6ren und im Aus-
land von Arbeitgebenden in der Schweiz angestellt werden,
konnen ebenfalls freiwillig der obligatorischen AHV/IV/EO
und ALV beitreten. Dabei werden die Versicherungsjahre bei
der freiwilligen Versicherung bericksichtigt.
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Bei einem Arbeitseinsatz in einem Staat ausserhalb der
EU/EFTA konnen die vorgangig in einem EU-/EFTA-Staat zu-
rickgelegten Versicherungszeiten fur die Erfillung der funf-
jahrigen Versicherungsunterstellung nicht angerechnet wer-
den.

— Einverstandnis der Arbeitgeberin oder des Arbeitge-
bers

Die Arbeitgebenden mussen sich verpflichten, die Beitrage
auf dem gesamten von der Arbeitnehmerin bzw. vom Arbeit-
nehmer erzielten Erwerbseinkommen abzurechnen (inklusive
den von Arbeitgebenden im Ausland entrichteten Lohnzah-
lungen fr die gleiche Tatigkeit).

Das Beitrittsgesuch ist ohne das Einverstandnis der Arbeitge-
berin bzw. des Arbeitgebers ungultig. Streitigkeiten zwischen
Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden entscheidet das Zivil-
gericht.

4.1.2 Verfahren

Die obligatorische AHV/IV/EO und ALV kann auf schriftli-
ches Begehren hin oder tber ein im Bereich der Versiche-
rungsunterstellung vorgesehenes Informationssystem weiter-
gefuhrt werden. Bei der schriftlichen Gesuchsstellung kann
der Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen Sozialver-
sicherungsrechts wahrend einer vorubergehenden Tatigkeit
im Ausland (Anhang 17) verwendet werden.

Das Gesuch ist der Ausgleichskasse der Arbeitgeberin bzw.
des Arbeitgebers innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab
dem Tag einzureichen, an welchem die Arbeitnehmenden die
Voraussetzungen fur die Weiterfiihrung der AHV/IV/EO und
ALV erfullen.

Nach Ablauf dieser Frist kann die Versicherung nicht mehr
weitergefuhrt werden.

EDI BSV

Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)

Giltig ab 01.01.2009 Stand; 01.01.2017 318.102.01 d


http://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.
http://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.
http://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:163/lang:deu.

117 von 184

4016

4017
1/16

4018

4019
1/10

4020
1/10

Das Gesuch muss namentlich enthalten:

— Angaben Uber die im betreffenden Arbeitsverhaltnis ste-
hende Person,

— die H6he des Lohnes (inklusive der von den Arbeitgeben-
den im Ausland entrichteten Lohnzahlungen fur die gleiche
Arbeit),

— das Datum der Tatigkeitsaufnahme oder des Endes der
Entsendung.

Es sind nach Méglichkeit Belege beizulegen, aus denen die
vorgangige Versicherungsunterstellung hervorgeht. Solche
Belege kbnnen sein:

— Lohnausweise flr Arbeitnehmende;

— Beitragsverfugungen fur Personen, die als Selbststandiger-
werbende, als Nichterwerbstatige oder als Arbeitnehmende
von nicht beitragspflichtigen Arbeitgebenden versichert wa-
ren;

— Wohnsitzbescheinigungen oder Aufenthaltsbewilligungen
fur nicht beitragspflichtige Personen;

— Bei Einsatzen innerhalb der EU/EFTA: Bescheinigungen
Uber Versicherungszeiten, die in der Versicherung eines
EU- bzw. EFTA-Staates zurlickgelegt wurden (vgl. Rz
4010).

Die zustandige Ausgleichskasse pruft aufgrund der von den
Gesuchstellenden beigebrachten Bescheinigungen und ihrer
eigenen Belege oder derjenigen einer anderen Kasse, ob die
Voraussetzungen zur Weiterfiihrung der Versicherung gege-
ben sind.

Wird das Begehren abgewiesen (verspatetes Gesuch, weni-
ger als funf vorgangige Versicherungsjahre), so ertffnet die
Ausgleichskasse den ablehnenden Entscheid den Arbeitge-
benden mit einer einsprachefahigen Verfliigung. Den Arbeit-
nehmenden stellt sie eine Kopie der Verfiigung zu.

Zustandig zur Beurteilung von Beschwerden gegen Einspra-
cheentscheide der Ausgleichskassen ist das Versicherungs-
gericht des Kantons, in welchem die Arbeitgeberin bzw. der
Arbeitgeber Sitz oder Wohnsitz hat (Art. 200 AHVV).
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Wird dem Gesuch stattgegeben, informiert die Ausgleichs-
kasse die Arbeitgebenden, dass abgerechnet werden kann.
Eine Kopie der Information stellt sie den Arbeitnehmenden
Zu.

4.1.3 Ubergangsbestimmungen zur 10. AHV-Revision

Schweizer Burgerinnen und Burger sowie ihnen gleichge-
stellte auslandische Staatsangehorige, welche bereits am

31. Dezember 1996 im Ausland flr Arbeitgebende in der
Schweiz arbeiteten und aufgrund des damaligen Art. 1 Abs. 1
Bst. ¢ AHVG obligatorisch versichert waren, bleiben weiterhin
bis zur Aufgabe ihres Arbeitsverhéltnisses versichert.

Sie bezahlen Beitrdge an die Versicherungszweige, denen
sie schon seinerzeit angehorten (z.B. franzdsische Staatsan-
gehorige an die AHV/IV). Erhalten sie einen Teil ihres Lohnes
von Arbeitgebenden im Ausland, hat die Arbeitgeberin oder
der Arbeitgeber in der Schweiz neu die Beitrage auf dem ge-
samten in der Schweiz und im Ausland erzielten Einkommen
zu bezahlen.

Wollen die Betroffenen (ausgenommen Schweizer Birgerin-
nen und Birger im Dienste der Eidgenossenschaft) jedoch
nicht bis zur Aufgabe ihres Arbeitsverhaltnisses warten, um
nicht mehr versichert zu sein, missen sie dies der Aus-
gleichskasse ihrer Arbeitgebenden melden. Der Austritt aus
der obligatorischen AHV/IV/EO und ALV wird am ersten Tag
des auf die Erklarung folgenden Monats an wirksam.

4.1.4 Beitrage
Die Beitrage sind ab dem Tag geschuldet, an welchem die
Arbeitnehmenden die Voraussetzungen gemass Rz 4003 ff.

erfullen.

Die Bestimmungen Uber den Bezug der Beitrage in der
AHV/IV (s. die WBB) sind anwendbar.
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4026 Die Arbeitgebenden in der Schweiz haben die Beitrdge vom
gesamten massgebenden Lohn (inklusive der von Arbeitge-
benden im Ausland entrichteten Lohnzahlungen flr die glei-
che Tatigkeit) abzurechnen.

4027 Betreffend Kosten fir Reisen und Représentation siehe die
WML.

4.1.5 Versicherungsende
— RuUcktritt

4028 Die versicherte Person sowie ihre Arbeitgeberin bzw. ihr Ar-
beitgeber kdnnen in gegenseitigem Einverstandnis von der
Versicherung unter Einhaltung einer Frist von 30 Tagen auf
Ende eines Monats zurlcktreten.

4029 Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat die Beitrage bis
zum Tag zu entrichten, an welchem der Rucktritt wirksam
wird.

— Wechsel der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers

4030 Die weitergeflihrte Versicherung endet grundsatzlich, sobald
sich die Versicherten nicht mehr im Arbeitsverhaltnis befin-
den, das ihnen die Weiterfihrung der AHV/IV/EO und ALV
erlaubte.

4031 Die Versicherung kann indessen auf Gesuch hin weiterge-
fuhrt werden, wenn sich die neue Arbeitgeberin bzw. der
neue Arbeitgeber in der Schweiz befindet. Fir das neue Be-
gehren gelten die Rz 4003 ff. Insbesondere ist die Frist in
Rz 4014 zu beachten.
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4.2 Weiterfuhrung der Versicherung bei nichterwerbstati-
gen Studierenden mit Wohnsitz im Ausland
(Art. 1a Abs. 3 Bst. b AHVG; Art. 5g—Art. 5i AHVV)

Nichterwerbstétige Studierende kénnen bei einer Ausbildung
im Ausland die Versicherung unter bestimmten Vorausset-
zungen weiterfthren.

4.2.1 Voraussetzungen
— Wohnsitzbegriindung im Ausland

Die Studierenden missen Wohnsitz im Ausland haben, d.h.
der Mittelpunkt ihrer Lebensverhaltnisse, ihrer personlichen,
wirtschaftlichen, familidren und beruflichen Beziehungen im
Sinne von Rz 1023 muss sich dort befinden. Wenige Studie-
rende erflllen diese Voraussetzung; ein solcher Fall kann je-
doch beispielsweise bei verheirateten oder in eingetragener
Partnerschaft lebenden Studierenden, die mit ihrer Familie
wegziehen, vermutet werden.

Studierende, die ihren schweizerischen Wohnsitz wahrend
des Studiums im Ausland beibehalten, sind obligatorisch ver-
sichert (Art. 1a Abs. 1 Bst. a AHVG).

— nicht vollendetes 30. Altersjahr

Studierende kdénnen nach dem 31. Dezember des Jahres, in
welchem sie das 30. Altersjahr vollendet haben, die Versiche-
rung nicht mehr weiterfuhren.

— keine Erwerbstatigkeit
Die Versicherung steht nur nichterwerbstatigen Studierenden

offen. Fur die erwerbstatigen Studierenden gelten die allge-
meinen Bestimmungen (s. Kap. 2).
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— vorbestandene flinfjahrige Versicherungszeit

4037 Um die Versicherung weiterftihren zu kdnnen, mussen die
Studierenden unmittelbar vor Studienbeginn im Ausland wah-
rend mindestens funf aufeinanderfolgenden Jahren obligato-
risch oder freiwillig versichert gewesen sein.

4038 Die Rz 4006 bis 4009 sind analog anwendbar.

4.2.2 Verfahren

4039 Die obligatorische AHV/IV/EO kann nur auf schriftliches Ge-
such hin unter Beilage der Immatrikulationsbescheinigung ei-
ner Lehranstalt weitergefiihrt werden.

4040 Die Erklarung ist der Schweizerischen Ausgleichskasse in-
nerhalb von sechs Monaten seit Studienbeginn einzureichen.

4041 Nach Ablauf dieser Frist kann die Versicherung nicht mehr
weitergefuhrt werden.

4.2.3 Versicherungsende
— Rucktritt

4042 Die Studierenden kénnen von der Versicherung unter Einhal-
tung einer Frist von 30 Tagen auf Ende eines Kalendermo-
nats zurtcktreten.

4043 Die Studierenden haben die Beitrage bis zum Tag zu entrich-
ten, an welchem der Rucktritt wirksam wird.

— Ausschluss

4044 Versicherte, die ihren Jahresbeitrag bis zum 31. Dezember
des folgenden Kalenderjahres nicht vollstandig bezahlen,
werden rickwirkend aus der Versicherung ausgeschlossen.
Dasselbe gilt, falls sie der Ausgleichskasse die verlangten
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4045

4046
1/12

4047
1/13

Belege nicht bis zum 31. Dezember des Folgejahres einrei-
chen. Vor Ablauf der Frist stellt die Ausgleichskasse den Ver-
sicherten eine eingeschriebene Mahnung mit Androhung des
Ausschlusses zu.

— Weiteres

Die Versicherung endet am 31. Dezember des Jahres, in wel-
chem Studierende das 30. Altersjahr vollenden.

4.3 Freiwilliger Beitritt zur obligatorischen AHV/IV/IEO
von Personen, welche aufgrund des Abkommens mit
der EU bzw. des EFTA-Ubereinkommens oder eines
Sozialversicherungsabkommens in der Schweiz nicht
versichert sind
(Art. 1a Abs. 4 Bst. a AHVG,; Art. 5d—Art. 5f AHVV)

Der obligatorischen AHV/IV/IEO/(ALV) kdnnen Personen frei-
willig beitreten, die in der Schweiz ihren zivilrechtlichen
Wohnsitz haben und aufgrund des Abkommens mit der EU
bzw. aufgrund des EFTA-Ubereinkommens oder eines Sozi-
alversicherungsabkommens einer auslandischen obligatori-
schen Sozialversicherung angeschlossen sind. Personen, die
aufgrund einer Sondervereinbarung gemass Sozialversiche-
rungsabkommen oder EU-/EFTA-Abkommen einer auslandi-
schen obligatorischen Sozialversicherung angeschlossen
sind, kbnnen hingegen der obligatorischen AHV/IV/IEO/(ALV)
nicht freiwillig beitreten.

Personen, die in der Schweiz wohnen und in einem Nichtver-
tragsstaat erwerbstatig sind, sind obligatorisch versichert
(Art. 1a Abs. 1 lit. a AHVG). Sie mussen deshalb der Versi-
cherung nicht beitreten.

Die Staatsangehorigkeit spielt fir den Beitritt keine Rolle.
Auch ist, abgesehen von der in Rz 4046 erwahnten Aus-
nahme, keine vorbestandene Versicherungsdauer erforder-
lich.
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4048

4049

4050

4051
1/16

4052
1/10

4.3.1 Verfahren

Der Beitritt kann jederzeit verlangt werden. Die Beitrittserkla-
rung ist nur dann rickwirkend, wenn sie innerhalb einer Frist
von sechs Monaten ab dem ersten Tag, an welchem das Ab-
kommen mit der EU bzw. das EFTA-Ubereinkommen oder
das Sozialversicherungsabkommen wirksam wird, eingereicht
wird.

Nach Ablauf dieser Frist beginnt die Versicherung mit dem
ersten Tag des der Einreichung der Beitrittserklarung folgen-
den Monats.

Die Beitrittserklarung ist an die Ausgleichskasse des Wohn-

sitzkantons zu richten. Sie hat namentlich folgende Angaben

zu enthalten:

— Daten Uber die Person;

— Hohe der im Ausland und im Inland erzielten Einkommen;

— Datum der Unterstellung unter eine auslandische Versiche-
rung.

Der Beitrittserklarung sind folgende Belege beizulegen:

— Bestatigung der Unterstellung unter eine auslandische Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung. Im Falle einer un-
selbststandigen Erwerbstétigkeit genlgt eine Bestatigung
der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers. Im Falle einer
selbststandigen Erwerbstatigkeit in einem einzigen EU-
Staat ergibt sich die Unterstellung direkt aus dem EU-Ab-
kommen. Da die Bescheinigung Al fir einen solchen Fall
nicht vorgesehen sind, ist auf eine Bestatigung zu verzich-
ten.

— Wohnsitzbescheinigung oder eine Kopie der Aufenthalts
bewilligung.

Die Kasse pruft, ob die Beitrittsbedingungen erfullt werden.
Bei Ablehnung des Begehrens eroffnet sie den Entscheid mit
einer einsprachefahigen Verfigung. Bei Gutheissung des Be-
gehrens erfasst sie die betreffende Person als Arbeithehme-
rin bzw. Arbeitnehmer einer nicht beitragspflichtigen Arbeitge-
berin bzw. eines nicht beitragspflichtigen Arbeitgebers (Art. 6
AHVG) oder gegebenenfalls als Selbststandigerwerbende
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(Art. 8 AHVG) und setzt die Beitrage mit einer beschwerdefa-
higen Verfligung fest.

4.3.2 Beitrage

4053 Die Beitrage werden ab Beginn der Versicherung geschuldet
1/10 (s. Rz 4048 und 4049).

4054 Die Versicherten haben die Beitrdge vom gesamten im In-
und Ausland erzielten Erwerbseinkommen zu entrichten.

4055 Fur den Beitragsbezug gelten die Bestimmungen der AHV/IV
(siehe die WSN und die WBB).

4.3.3 Versicherungsende
— Rucktritt

4056 Die Versicherten kénnen von der Versicherung unter Einhal-
tung einer Frist von 30 Tagen auf Ende eines Monats zurtck-
treten.

4057 Die Versicherten sind verpflichtet, die Beitrdge bis zum Tage
zu entrichten, an welchem der Rucktritt wirksam wird.

— Ausschluss

4058 Kommen Versicherte trotz der ersten Mahnung ihren Ver-
pflichtungen nicht nach, stellt ihnen die Ausgleichskasse eine
zweite Mahnung zu mit EinrAumung einer weiteren Zahlungs-
frist von 30 Tagen und droht ihnen den Ausschluss an. Versi-
cherte werden bei unbenttztem Ablauf der Frist aus der Ver-
sicherung ausgeschlossen.

4059 Der Ausschluss erfolgt mittels Verfiigung.

4060 Der Ausschluss wird am ersten Tag der Zahlungsperiode
wirksam, fur welche die Versicherten ihren Verpflichtungen
nicht nachgekommen sind.
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4061
1/16

4061.

1/15

4061.

4.4 Freiwilliger Beitritt von nichterwerbstatigen Perso-
nen, die ihre versicherten Ehegatten oder ihre einge-
tragene Partnerin bzw. ihren eingetragenen Partner
ins Ausland begleiten
(Art. 1a Abs. 4 Bst. c AHVG,; Art. 5] und Art. 5k AHVV)

Verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende
Personen mit Wohnsitz im Ausland kdnnen, sofern sie nicht
bereits Uber ein Sozialversicherungsabkommen versichert
sind (vgl. Rz 4061.2), der Versicherung beitreten, wenn

— sie keine Erwerbstatigkeit austben;

— ihre erwerbstétige Ehegattin bzw. ihr erwerbstatiger Ehe-
gatten oder ihre eingetragene Partnerin bzw. ihr eingetra-
gener Partner nach Art. 1a Abs. 1 Bst. ¢ oder Abs. 3 Bst. a
AHVG oder aufgrund einer zwischenstaatlichen Vereinba-
rung versichert ist;

— ihre erwerbstatige Ehegattin bzw. ihr erwerbstatiger Ehe-
gatte oder ihre eingetragene Partnerin bzw. ihr eingetrage-
ner Partner nicht als Grenzgangerin bzw. Grenzgénger ar-
beitet.

Wenn die erwerbstatige Ehegattin bzw. der erwerbstatige
Ehegatte oder die eingetragene Partnerin bzw. der ein-
getragene Partner, die bzw. der normalerweise in der
Schweiz als Grenzgangerin oder Grenzganger arbeitet, im
Rahmen ihres bzw. seines Arbeitsverhaltnisses einen Aus-
landeinsatz leistet, kann die begleitende Ehegattin bzw. der
begleitende Ehegatte oder die begleitende eingetragene
Partnerin oder der begleitende eingetragene Partner gemass
Rz 4061 der Versicherung beitreten. In diesen Fallen liegt
keine Grenzgangertatigkeit mehr vor.

Beispiel: Die im Elsass wohnhafte Person, deren Ehegatte in
der Schweiz arbeitet und versichert ist, kann der AHV nicht
beitreten. Wenn dieser Ehegatte von seinem Schweizer Ar-
beitgeber jedoch in einen anderen Staat entsandt wird, ist ein
Beitritt des nichterwerbstatigen begleitenden Ehegatten
maglich.

Familienangehdérige, die eine in der AHV/IV/EO versicherte
Person ins Ausland begleiten, und die nicht aufgrund des
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1/16

4062
1/16

4063

4064

4065

4066

EFTA-Ubereinkommens oder eines Sozialversicherungsab-
kommens in der AHV/IV/EO bereits mitversichert sind (vgl.
Rz 3104 ff.), kdnnen der Versicherung beitreten.

Als ,aufgrund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung versi-

chert” gelten

— Arbeitnehmende, die aufgrund des Abkommens mit der EU
in einem EU-Staat oder aufgrund eines Sozialversiche-
rungsabkommens in einen Vertragsstaat entsandt werden;

— Personen von diplomatischen Missionen, im 6ffentlichen
Dienst, von internationalen Schienen-, Strassen- oder Luft-
transportunternehmen sowie Hochseeschifferinnen
und -schiffer, die aufgrund einer speziellen Bestimmung
des Abkommens mit der EU oder eines Sozialversiche-
rungsabkommens in der AHV versichert sind;

— Personen, die aufgrund einer Sonderregelung (Ausweich-
klausel) im Abkommen mit der EU oder in einem Sozialver-
sicherungsabkommen versichert sind.

Grenzgangerinnen und Grenzgénger, die in der Schweiz ar-

beiten, fallen nicht darunter.

Damit sie der Versicherung beitreten kbnnen, brauchen sie
vorgangig nicht in der Schweiz versichert gewesen zu sein.

Wer eine in der AHV/IV/EO/(ALV) obligatorisch versicherte
Person heiratet oder mit ihr eine eingetragene Partnerschaft
eingeht, kann — falls die Bedingungen von Rz 4061 erfllt
sind — den Beitritt erklaren.

4.4.1 Verfahren

Die Beitrittserklarung ist schriftlich an die Ausgleichskasse
der erwerbstatigen Ehegattin bzw. des erwerbstéatigen Ehe-
gatten oder der eingetragenen Partnerin bzw. des eingetra-
genen Partners zu richten.

Erfolgt die Beitrittserklarung innerhalb von sechs Monaten
seit dem Tag, an welchem die Voraussetzungen erfullt sind,
wird die Versicherung ohne Unterbruch weitergefuhrt.
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4067

4068

4069
1/10

4070

4071

4072

Erfolgt die Beitrittserklarung spéater, beginnt die Versicherung
mit dem ersten Tag des der Beitrittserklarung folgenden Mo-
nats.

Auf dem individuellen Konto ist die Beitragszeit (Monate und
Jahr) sowie das Einkommen von null ergdnzt mit dem

Code D einzutragen (s. Technische Weisungen fiur den Da-
ten-austausch mit der ZAS im EDV-Verfahren (TW), 2. Tell,
Ziff. 2.2 ,Datenrecords®, Feld 26). Als Erlauterung des Codes
D ist auf den IK-Auszugen etc. der Text ,Nichterwerbstatiger
Ehegatte im Ausland® zu verwenden. Siehe dazu die WL
VAI/IK.

4.4.2 Versicherungsende

Fur den Rucktritt und den Ausschluss sind die Rz 4042 bis
4044 analog anwendbar.

4.5 Freiwillige Versicherung
(Art. 2 AHVG)

Schweizer Birgerinnen und Bilrger sowie Staatsangehdrige
eines EU- oder eines EFTA-Staates, die nicht aufgrund von
Art. 1a AHVG versichert sind, kbnnen unter den folgenden
Voraussetzungen der freiwilligen Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung beitreten:

— Wohnsitz in einem Staat, welcher nicht Mitglied der EU o-
der der EFTA ist;

— vorbestandene Versicherungszeit von mindestens funf auf-
einanderfolgenden Jahren und dies unmittelbar vor dem
Ausscheiden aus der obligatorischen Versicherung. Vor-
gangig in einem EU- bzw. EFTA-Staat zurtickgelegte Versi-
cherungszeiten werden an die vorbestandene Versiche-
rungsdauer von fiinf Jahren nicht angerechnet.

Die Beitrittserklarung ist innert Jahresfrist seit dem Ausschei-
den aus der obligatorischen Versicherung bei der Schweizeri-
schen Ausgleichskasse in Genf abzugeben. Im Einzelnen

siehe die Wegleitung uber die freiwillige Versicherung (WFV).
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1/14

4073
1/14

5001

5002
1/16

5003

5004

4.6 Beitritt von internationalen Beamtinnen und Beamten
sowie ihren Familienangehdrigen
(Art. 1a Abs. 4 Bst. b AHVG)

Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer Blir-
gerrecht und ihre Familienangehdrigen, die aufgrund eines
Sitzabkommens resp. eines Briefwechsels von der obligatori-
schen Versicherung ausgenommen sind, kdnnen der Versi-
cherung unter gewissen Bedingungen beitreten

(vgl. Rz 3056 ff).

5. Ausnahmen von der Versicherung

In der AHV/IV obligatorisch versicherte Personen, kdnnen un-
ter gewissen Voraussetzungen von der Versicherung befreit
werden.

5.1 Unzumutbare Doppelbelastung
(Art. 1a Abs. 2 Bst. b AHVG)

Falls ein Sozialversicherungsabkommen oder die
Vo 883/2004 anwendbar ist, ist eine Befreiung wegen unzu-
mutbarer Doppelbelastung nicht moglich.

5.1.1 Formelle Voraussetzungen

Die Ausgleichskasse prift die materiellen Voraussetzungen
erst, wenn die formellen Voraussetzungen durch die Versi-
cherte bzw. den Versicherten erfillt sind.

Die Befreiung kann nur auf Gesuch der versicherten Person
hin gewéhrt werden. Die Arbeitgebenden sind nicht berech-
tigt, in eigenem Namen und aus eigenem Recht um die Be-
freiung einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers nach-
zusuchen3®,

38  28. November 1967 ZAK 1968 S. 225 EVGE 1967 S. 217
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5005
1/16

5006

5007

5008
1/10

Das Gesuch um Befreiung von der schweizerischen AHV/IV/

EO ist der zustandigen Ausgleichskasse schriftlich und mit

den notwendigen Beweismitteln einzureichen. Es muss na-

mentlich folgende Angaben enthalten:

— die Personalien;

— den Befreiungsgrund;

— die Bezeichnung der auslandischen staatlichen Alters- und
Hinterlassenenversicherung;

— die HOhe des Gesamteinkommens und der laufenden Bei-
trdge an die auslandische staatliche Alters- und Hinterlas-
senenversicherung;

— den Zeitpunkt des Anschlusses an die ausléandische staatli-
che Alters- und Hinterlassenenversicherung, der Wohnsitz-
nahme oder des Beginns der Erwerbstatigkeit in der
Schweiz.

Die versicherte Person hat die Zugehdorigkeit zu einer auslan-
dischen staatlichen Alters- und Hinterlassenenversicherung
zu beweisen. Eine Bescheinigung ihrer Arbeitsstelle, die mit
der auslandischen Versicherung abrechnet, genigt. Die Be-
weislast liegt somit bei der bzw. dem Versicherten.

5.1.2 Materielle Voraussetzungen

Personen, gleich welcher Staatsangehdorigkeit, welche einer
auslandischen Alters- und Hinterlassenenversicherung ange-
horen, kdnnen sich auf Gesuch hin von der Unterstellung un-
ter die obligatorische AHV/IV/EO befreien lassen, sofern die
Bezahlung dieser Beitrage fir sie eine unzumutbare Doppel-
belastung bedeuten wirde.

Die in Rz 5007 genannten Erfordernisse missen kumulativ

erfullt sein:

— die Zugehorigkeit zu einer auslandischen staatlichen Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung

und

— die Unzumutbarkeit der gleichzeitigen Beitragszahlung an
die schweizerische und an die auslandische Versicherung.
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5009 Bei der auslandischen staatlichen Alters- und Hinterlassenen-
versicherung muss es sich um eine Versicherung des o6ffentli-
chen Rechts handeln.

5010 Als Versicherungen dieser Art gelten die Versicherungen
auslandischer Staaten. Dazu zahlen auch Versicherungen,
die nicht die Gesamtheit der Einwohnerinnen und Einwohner
eines Staates, sondern nur bestimmte Bevdlkerungsgruppen
umfassen, wie z.B. Unselbststandigerwerbende oder Ange-
horige bestimmter Berufsgruppen (Bergleute, Seeschifffahrts-
angestellte oder im Transportwesen tatige Angestellte).

5011 Die Zugehorigkeit zu einer auslandischen staatlichen Alters-
und Hinterlassenenversicherung muss obligatorisch sein.
Personen, die freiwillig Beitrage an eine auslandische Alters-
und Hinterlassenenversicherung bezahlen, kdnnen sich nicht
auf Unzumutbarkeit berufen.

5012 Als Zugehdrigkeit zu einer auslandischen staatlichen Alters-
und Hinterlassenenversicherung gilt auch das Versicherungs-
verhaltnis zu einer privaten Versicherungsgesellschaft, wenn
es nach auslandischer Gesetzgebung die obligatorische Ver-
sicherung ersetzt*°.

5013 Ob eine auslandische Alters- und Hinterlassenenversiche-
1/10 rung als Versicherung im Sinne von Rz 5003 anerkannt wer-
den kann, entscheidet im Zweifel das BSV.

5014 Der Versicherungsschutz muss sich zumindest auf die wirt-
schaftlichen Folgen des Alters und des Todes erstrecken.
Diese Voraussetzung ist nicht erfillt, wenn die Versicherung
nur fir eines der genannten Risiken Schutz bietet oder wenn
die Beitrage fur eine Sozialversicherung anderer Art bestimmt
sind, z.B. fur eine Kranken- oder Unfallversicherung.

5015 Jedes Gesuch um Befreiung ist unter dem Gesichtspunkt der
unzumutbaren Doppelbelastung zu prifen.

39 10. Juni 1949 ZAK 1949 S. 314 EVGE 1949 S. 31
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5016 Eine unzumutbare Doppelbelastung kann nur dann vorliegen,
wenn eine Person verpflichtet ist, vom gleichen Beitragsob-
jekt sowohl an die schweizerische als auch an die auslandi-
sche staatliche Alters- und Hinterlassenenversicherung Bei-
trage zu bezahlen,

5017 Die Doppelbelastung ist unzumutbar, wenn einer versicherten
Person durch die gleichzeitige Beitragszahlung an zwei Ver-
sicherungen ernsthafte finanzielle Schwierigkeiten erwach-
sen*!. Solche werden vermutet, wenn die Gesamtbelastung
durch Sozialversicherungsbeitrage, welche die bzw. der Ver-
sicherte zu tragen hat, 15% oder mehr des Erwerbseinkom-
mens entspricht. Schweizerischerseits sind dabei die Bei-
trage der bzw. des Versicherten an die IV, die EO und die
ALV mit zu bertcksichtigen. Die Beitrdge an andere Sozial-
versicherungen werden nicht bertcksichtigt.

5018 Erreicht die gesamte Belastung der bzw. des Versicherten
durch Sozialversicherungsbeitrage nicht 15% des Erwerbs-
einkommens, so wird vermutet, dass keine Unzumutbarkeit
vorliegt. Der Nachweis des Gegenteils durch die Versicherten
anhand ihrer gesamten wirtschaftlichen Verhaltnisse mit Ein-
schluss familidrer Unterstitzungspflichten bleibt vorbehalten.

5.1.3 Verfigung

5019 Den Entscheid Uber das Gesuch hat die Ausgleichskasse
den Gesuchstellenden in Form einer einsprachefahigen Ver-
fligung zu erdffnen. Anzugeben sind die Grinde der Ableh-
nung bzw. der Gutheissung des Gesuches. Bei der Gutheis-
sung des Gesuches ist ebenfalls der Zeitpunkt festzusetzen,
ab welchem die bisher versicherte Person nicht mehr der ob-
ligatorischen Versicherung untersteht.

5020 Ist die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber der gesuchstellen-
den Person nach Art. 12 AHVG beitragspflichtig, so erhéalt sie

40 31. Mai 1985 ZAK 1985 S. 523 -
41 27. Mai 1964 ZAK 1965 S. 35 -
20. Juli 1982 ZAK 1983 S. 323 -
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5021

5022

5023

5024

oder er ein Doppel der Verfiugung. Ausserdem ist der ZAS,
Zentrale Register, 1211 Genf 2 ein Doppel zuzustellen.

5.1.4 Wirkung der Befreiung

Die Befreiung betrifft nur die Beitrage an die AHV/IV/EO. Die
Beitrage an die ALV mussen weiterhin bezahlt werden*2,

Die gewahrte Befreiung ist grundsatzlich vom ersten Tag des
der Gesuchseinreichung folgenden Monats an fir die Zukunft
wirksam*®. Solange das Gesuch um Befreiung von der
schweizerischen AHV/IV/EO nicht gutgeheissen wurde, sind
die Beitrage weiterhin geschuldet.

Die Befreiung hat indessen rickwirkende Geltung fur die Zeit

vor der Gesuchseinreichung, wenn die betreffende Person:

— erstmals der Versicherung zu unterstellen ist und bis zur
Einreichung des Befreiungsgesuchs noch nie Beitrage ent-
richtet hat;

oder

— die rtickwirkende Unterstellung unter eine auslandische
Pflichtversicherung nachweist;

oder

— um ihre Befreiung innerhalb dreier Monate seit dem Beitritt
in die Pensionskasse einer internationalen Organisation
nachsucht*,

Die Befreiung von der Versicherung ist umfassend und gilt
auch fur allfallige nebenberufliche Tatigkeiten*®.

42 25 Februar 1991 ZAK 1991
29. Dezember 1994 AHI 1995
43 4. Mai 1972 ZAK 1972
44 4. Mai 1972 ZAK 1972
4. April 1985 ZAK 1985
4524, April 1950 ZAK 1950

1
401
183
183

65

207 BGE 117
184 BGE 120
658 BGE 98
658 BGE 98
393 BGE 111
265 -

< <K<K
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5025

5026

5027

5028

5029

5.1.5 Verwaltungsmassige Auswirkungen beim Dahinfal-
len der Befreiung

Stellt die Ausgleichskasse fest, dass die Voraussetzungen fur
die Befreiung dahingefallen sind, so hat sie von Amtes wegen
oder auf Gesuch der betroffenen Person hin den Wiederan-
schluss an die obligatorische Versicherung zu verfligen. So-
fern die Arbeitgebenden nach Art. 12 AHVG beitragspflichtig
sind, ist je ein Doppel der Verfiigung der Arbeitgeberin oder
dem Arbeitgeber und ausserdem eines der ZAS, Zentrale Re-
gister, 1211 Genf 2, zuzustellen.

Bei rickwirkendem Wiederanschluss sind die noch nicht ver-
jahrten Beitrage nachzufordern.

Die ZAS merkt die von den Ausgleichskassen gemass

Rz 5019 und 5025 gemeldeten Befreiungen und Wiederan-
schliisse im zentralen Versichertenregister vor und gibt sie
bei einem Kontenzusammenruf (einschliesslich Zusammenruf
von IK-Kopien und IK-Ausziigen) sowie bei Anfragen an das
zentrale Versichertenregister den Ausgleichskassen bekannt.

Aufgrund der von den Ausgleichskassen gemeldeten IK-Ein-
tragungen ermittelt die ZAS periodisch alle Einkommensmel-
dungen, die auf befreite Personen entfallen, und gibt den be-
troffenen Ausgleichskassen davon Kenntnis. Die Ausgleichs-
kassen klaren in diesen Fallen ab, ob die Voraussetzungen
fur eine Befreiung noch erfillt sind und veranlassen allenfalls
die Rickerstattung der Beitrage.

Stellt die Ausgleichskasse fest, dass die Voraussetzungen fur
eine Befreiung nicht mehr erflllt sind, obwohl die betroffene
Person noch im gleichen Arbeitsverhéltnis steht, das seiner-
zeit Anlass zur Befreiung gab, so verfugt sie den Wiederan-
schluss gemass Rz 5025.

Stellt die Ausgleichskasse fest, dass die betroffene Person
nicht mehr im Arbeitsverhaltnis steht, das seinerzeit Anlass
zur Befreiung gab, so ist eine Verfiigung nach Rz 5025 nicht
erforderlich, sofern die von der ZAS angesprochene Aus-
gleichskasse nicht identisch ist mit jener, welche seinerzeit
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5030

5031

5032
1/12

5033
1/14

5034

die Befreiung verfligt hat. Die angesprochene Ausgleichs-
kasse teilt indessen der ZAS und der Ausgleichskasse, wel-
che die Befreiung verfiigt hatte, Folgendes mit:

— die 13-stellige Versichertennummer;

— den Namen und den Vornamen;

— das genaue Datum, an dem die Befreiung dahingefallen ist.

Die ZAS registriert das Dahinfallen der Befreiung wie einen
Wiederanschluss nach Rz 5025.

Besondere Beachtung ist den Einkommensmeldungen

(Rz 5024) zu schenken, die ein Nebeneinkommen betreffen.
Die von der ZAS angesprochene Ausgleichskasse muss sich
in diesen Fallen mit jener Ausgleichskasse in Verbindung set-
zen, welche die Befreiung verfugt hat und abklaren, ob diese
noch gultig ist. Ist dies der Fall, so hat sie von Amtes wegen
die Beitrage zuriickzuerstatten. Sind die Voraussetzungen flr
die Befreiung dahingefallen, so geht die Ausgleichskasse,
welche die Befreiung verfligt hatte, nach Rz 5025 vor.

5.2 Befreiung der Selbststandigerwerbenden und der Ar-
beitnehnmenden ohne beitragspflichtigen Arbeitge-
benden wegen verhéltnisméassig kurzer Zeit
(Art. 1a Abs. 2 Bst. c AHVG; Art. 2 AHVV)

Selbststandigerwerbende und Arbeitnehmende ohne bei-
tragspflichtige Arbeitgebende, welche die Versicherungsvo-
raussetzungen in der AHV/IV/EO/(ALV) nur fir eine verhalt-
nismassig kurze Zeit erfillen, sind in der AHV/IV/IEO/(ALV)
nicht obligatorisch versichert.

Eine Befreiung wegen verhaltnismassig kurzer Zeit ist nicht
moglich wenn das Abkommen mit der EU, das EFTA-Uber-
einkommen oder ein Sozialversicherungsabkommen zu einer
Versicherungsunterstellung in der Schweiz fuhren.

Die Voraussetzungen fir eine in der Schweiz wahrend ver-
haltnismassig kurzer Zeit ausgetbte Erwerbstatigkeit erfullen
im Ausland wohnhafte Personen, die in der Schweiz eine Er-
werbstatigkeit austiben als
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5035
1/12

5036

5037

5038

5039

5040

5041

— Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer von nicht beitrags-
pflichtigen Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber im Sinne von
Art. 12 AHVG wahrend langstens drei aufeinander folgen-
den Monaten im Kalenderjahr (Art. 2 AHVV)?;

— Selbststandigerwerbende wahrend langstens drei aufein-
ander folgenden Monaten im Kalenderjahr (Art. 2 AHVV).

Die verhaltnismassig kurze Erfullung der Versicherungsvor-
aussetzungen muss fir ein Kalenderjahr glaubhaft gemacht
werden.

Eine Person mit auslandischer Staatsangehdrigkeit und einer
Kurzaufenthaltsbewilligung fiir 90 Tage pro Kalenderjahr, von
welcher sie Uber das ganze Jahr hinweg Gebrauch machen
kann, erflllt die Voraussetzungen von Art. 1a Abs. 2 Bst. c
AHVG nicht*’.

Rz 5034 ist als Ausnahmebestimmung restriktiv auszule-
gen®,

Wer die Befreiung nach Rz 5034 erreichen will, hat die ,ver-
haltnismassig kurze Zeit" glaubhaft zu machen*®. Der Nach-
weis ist dann nicht zu erbringen, wenn die Tatigkeit zum
Vornherein und von der Sache her kurzfristig ist. Dies ist z.B.
der Fall bei Kammerorchestern auf Tournee. Die Ausgleichs-
kassen konnen im Zweifelsfalle von einer mehr als drei Mo-
nate dauernden Erwerbstétigkeit in der Schweiz ausgehen.

5.3 Weitere Befreiungsmaoglichkeiten

Fur die Ausnahmen von der Versicherung von Auslanderin-
nen und Auslandern mit Vorrechten und Immunitaten gemass
den Regeln des Volkerrechts siehe Rz 3017 ff.

46 4. Juni 1998 AHI 1999 S. 22 -
4711, April 1990 ZAK 1990 S. 338 —
48 13. November 1951 ZAK 1952 S. 44 EVGE 1951 S. 224
29.Juli 1985 ZAK 1985 S. 567 -
29.Juli 1985 ZAK 1985 S. 570 BGE 111 VvV 73
49 29.Juli 1985 ZAK 1985 S. 570 BGE 111 VvV 73
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5042 Fur die Ausnahmen von der Versicherung aufgrund von Sitz-
abkommen siehe Rz 3055 ff.
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Anhang 1:

Schweizerinnen und Schweizer, die eine selbst-
standige Tatigkeit ausiben
1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV

versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-
tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

wenn Erwerbstatigkeit in
den USA, Kanada/
Québec, Indien

oder auf den Philippinen

Wohnsitz
Erwerbsort : : .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert?
Vertragsstaat in der AHV versichert, -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?

EU-Staat(en)

Schweiz und Ver-
tragsstaat

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
den USA, Kanada/
Québec, Indien oder auf
den Philippinen

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?

Schweiz und EU-
Staat(en)

in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teil
oder Mittelpunkt der Ta-
tigkeit in der Schweiz

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und Mittel-
punkt der Tatigkeit in der
Schweiz?

Schweiz und Nicht-
vertragsstaat

in der AHV versichert!

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?
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Wohnsitz
Erwerbsort : 5 .
in der Schweiz im Ausland
Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU: | Einkommen Schweiz/EU:

Staat(en), Vertrags-
staat

in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teil o-
der Mittelpunkt der Tatig-
keit in der Schweiz

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
den USA, Ka-
nada/Québec, Indien o-
der auf den Philippinen

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und Mittel-
punkt der Tatigkeit in der
Schweiz?

Schweiz, EU-
Staat(en), Nichtver-
tragsstaat

Einkommen Schweiz/EU:
in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teil o-
der Mittelpunkt der Tatig-
keit in der Schweiz

Einkommen Nichtver-
tragsstaat:
in der AHV versichert!

Einkommen Schweiz/EU:
in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und Mittel-
punkt der Tatigkeit in der
Schweiz?

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
den USA, in Ka-
nada/Québec, Indien o-
der auf den Philippinen

Einkommen Nichtver-
tragsstaat:

in der AHV versichert?

1 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstanden nach
Art. 6" AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen.

2 In der AHV nicht versichert, wenn sich der Wohnsitz in den USA, in Kanada/Québec, auf
den Philippinen oder in Indien befindet (vgl. Rz 2079 und Rz 2082).
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Anhang 2: Schweizerinnen und Schweizer, die eine unselbst-
standige Tatigkeit ausiben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV
versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die

EFTA-Staaten.

Wohnsitz
Erwerbsort : , .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert
Vertragsstaat - -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?

EU-Staat

Mehrere EU-Staaten

in der AHV versichert,
wenn ein/mehrere Arbeit-
geber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeber-
prinzip) oder mehrere Ar-
beitgeber mit Sitz in ver-
schiedenen Staaten der
EU (Wohnsitzprinzip)

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und ein/
mehrere Arbeitgeber mit
Sitz in der Schweiz (Ar-
beitgeberprinzip) oder ein
Arbeitgeber mit Sitz in der
Schweiz und ein Arbeit-
geber mit Sitz im EU-
Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitz-

prinzip)

Schweiz und Ver-

Einkommen Schweiz:

Einkommen Schweiz:

tragsstaat in der AHV versichert in der AHV versichert
Schweiz und EU- in der AHV versichert, in der AHV versichert,
Staat(en) wenn wesentlicher Teil wenn kein wesentlicher
der Tatigkeit in der Teil der Tatigkeit im
Schweiz oder ein/meh- Wohnsitzstaat und
rere Arbeitgeber mit Sitz | ein/mehrere Arbeitgeber
in der Schweiz (Arbeitge- | mit Sitz in der Schweiz
berprinzip) oder (Arbeitgeberprinzip) oder
mehrere Arbeitgeber mit | ein Arbeitgeber mit Sitz in
Sitz in verschiedenen der Schweiz und ein Ar-
Staaten der EU (Wohn- beitgeber mit Sitz im EU-
sitzprinzip) Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitz-
prinzip)
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Erwerbsort

Wohnsitz

in der Schweiz

im Ausland

Schweiz und Nicht-
vertragsstaat

in der AHV versichert?

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

Schweiz, EU-
Staat(en), Vertrags-
staat

Einkommen Schweiz/EU:

in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teil
der Téatigkeit in der
Schweiz oder ein/meh-
rere Arbeitgeber mit Sitz
in der Schweiz (Arbeitge-
berprinzip) oder mehrere
Arbeitgeber mit Sitz in
verschiedenen EU-Staa-
ten (Wohnsitzprinzip)

Einkommen Schweiz/EU:

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und
ein/mehrere Arbeitgeber
mit Sitz in der Schweiz
(Arbeitgeberprinzip) oder
ein Arbeitgeber mit Sitz in
der Schweiz und ein Ar-
beitgeber mit Sitz im EU-
Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitz-

prinzip)

Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU: | Einkommen Schweiz/EU:

Staat(en), Nichtver- | in der AHV versichert, in der AHV versichert,

tragsstaat wenn wesentlicher Teil wenn kein wesentlicher
der Téatigkeit in der Teil der Tatigkeit im
Schweiz oder ein/meh- Wohnsitzstaat und
rere Arbeitgeber mit Sitz | ein/mehrere Arbeitgeber
in der Schweiz (Arbeitge- | mit Sitz in der Schweiz
berprinzip) oder mehrere | (Arbeitgeberprinzip) oder
Arbeitgeber mit Sitz in ein Arbeitgeber mit Sitz in
verschiedenen Staaten der Schweiz und ein Ar-
der EU (Wohnsitzprinzip) | beitgeber mit Sitz im EU-

Wohnsitzstaat (Aus-
Einkommen Nichtver- nahme vom Wohnsitz-
tragsstaat: prinzip)
in der AHV versichert!
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Erwerbsort

Wohnsitz

in der Schweiz

im Ausland

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

Einkommen EU:

in der AHV versichert,
wenn ein/mehrere Arbeit-
geber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeber-
prinzip) oder mehrere Ar-
beitgeber mit Sitz in ver-
schiedenen Staaten der
EU (Wohnsitzprinzip)

Einkommen Nichtver-
tragsstaat:

in der AHV versichert!

Einkommen EU:

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und
ein/mehrere Arbeitgeber
mit Sitz in der Schweiz
(Arbeitgeberprinzip) oder
ein Arbeitgeber mit Sitz in
der Schweiz und ein Ar-
beitgeber mit Sitz im EU-
Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitz-

prinzip)

1 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umsténden nach
Art. 6" AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen.

EDI BSV
Giltig ab 01.01.2009

Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)

Stand; 01.01.2017

318.102.01 d



http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_101/a6ter.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_101/a6ter.html

142 von 184

Anhang 3: Staatsangehdrige der EU, die eine selbststandige
Tatigkeit austiben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV

versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-
tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

Wohnsitz
Erwerbsort : 5 X

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert3
Vertragsstaat in der AHV versichert!? -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?!

EU-Staat(en)

Schweiz und Ver-

in der AHV versichert!:2

Einkommen Schweiz:

tragsstaat in der AHV versichert?
Schweiz und EU- in der AHV versichert, in der AHV versichert,
Staat(en) wenn wesentlicher Teil wenn kein wesentlicher

oder Mittelpunkt der Ta-
tigkeit in der Schweiz

Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und Mittelpunkt
der Téatigkeit in der
Schweiz?

Schweiz und Nicht-
vertragsstaat

in der AHV versichert!

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert3

Schweiz, EU-
Staat(en), Vertrags-
staat

Einkommen Schweiz/EU:

in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teill
oder Mittelpunkt der Ta-
tigkeit in der Schweiz

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHV versichert!:2

Einkommen Schweiz/EU:

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und Mittelpunkt
der Téatigkeit in der
Schweiz®
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oder Mittelpunkt der Ta-
tigkeit in der Schweiz

Einkommen Nichtver-
tragsstaat:

in der AHV versichert?!

Wohnsitz
Erwerbsort : ; .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU: | Einkommen Schweiz/EU:
Staat(en), Nichtver- | in der AHV versichert, in der AHV versichert,
tragsstaat wenn wesentlicher Teill wenn kein wesentlicher

Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und Mittelpunkt
der Téatigkeit in der
Schweiz3

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nicht-
vertragsstaat

Einkommen Vertrags-/
Nichtvertragsstaat:

in der AHV versichert!:2

1 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umsténden nach
Art. 6 AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. ,Vertragsstaaten® sind fir EU-Staats-
angehdrige ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die Sozialversicherungsabkommen nicht auch auf
Drittstaatsangehdrige anwendbar sind (vgl. Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtver-
tragsstaat®, ist Art. 6" AHVV ebenfalls zu beachten.

2 Mit Ausnahme des Einkommens aus der Tatigkeit in Japan und Liechtenstein (vgl. Rz 2084).

3 In der AHV nicht versichert, wenn sich der Wohnsitz in den USA, in Kanada/Québec, auf den
Philippinen oder in Indien befindet (vgl. Rz 2079 und Rz 2082).
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Anhang 4. Staatsangehdrige der EU, die eine unselbststandige
Tatigkeit austiben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV
versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-
tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

Wohnsitz
Erwerbsort : : .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert
Vertragsstaat in der AHV versichert'? | -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?

EU-Staat

Mehrere EU-Staa-
ten

in der AHV versichert,
wenn ein/mehrere Arbeit-
geber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeber-
prinzip) oder mehrere Ar-
beitgeber mit Sitz in ver-
schiedenen Staaten der
EU (Wohnsitzprinzip)

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und ein/mehrere
Arbeitgeber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeberprin-
zip) oder ein Arbeitgeber
mit Sitz in der Schweiz und
ein Arbeitgeber mit Sitz im
EU-Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitzprin-

zip)

Schweiz und Ver-

in der AHV versichert!2

Einkommen Schweiz:

tragsstaat in der AHV versichert
Schweiz und EU- in der AHV versichert, in der AHV versichert,
Staat(en) wenn wesentlicher Teil wenn kein wesentlicher
der Tatigkeit in der Teil der Tatigkeit im Wohn-
Schweiz oder ein/meh- sitzstaat und ein/ mehrere
rere Arbeitgeber mit Sitz | Arbeitgeber mit Sitz in der
in der Schweiz (Arbeitge- | Schweiz (Arbeitgeberprin-
berprinzip) oder mehrere | zip) oder ein Arbeitgeber
Arbeitgeber mit Sitz in mit Sitz in der Schweiz und
verschiedenen Staaten ein Arbeitgeber mit Sitz im
der EU (Wohnsitzprinzip) | EU-Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitzprin-
Zip)
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Erwerbsort

Wohnsitz

in der Schweiz

im Ausland

Schweiz und Nicht-
vertragsstaat

in der AHV versichert?

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

Schweiz, EU-
Staat(en), Vertrags-
staat

Einkommen Schweiz/EU:
in der AHV versichert,
wenn wesentlicher Teil
der Tatigkeit in der
Schweiz oder ein/meh-
rere Arbeitgeber mit Sitz
in der Schweiz (Arbeitge-
berprinzip) oder mehrere
Arbeitgeber mit Sitz in
verschiedenen Staaten
der EU (Wohnsitzprinzip)

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHVversichert!2

Einkommen Schweiz/EU:

in der AHV versichert,
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und ein/mehrere
Arbeitgeber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeberprin-
zip) oder ein Arbeitgeber
mit Sitz in der Schweiz und
ein Arbeitgeber mit Sitz im
EU-Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitzprin-

zip)

Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU: | Einkommen Schweiz/EU:

Staat(en), Nichtver- | in der AHV versichert, in der AHV versichert,

tragsstaat wenn wesentlicher Teil wenn kein wesentlicher
der Téatigkeit in der Teil der Tatigkeit im Wohn-
Schweiz oder ein/meh- sitzstaat und ein/mehrere
rere Arbeitgeber mit Sitz | Arbeitgebermit Sitz in der
in der Schweiz (Arbeitge- | Schweiz (Arbeitgeberprin-
berprinzip) oder mehrere | zip) oder ein Arbeitgeber
Arbeitgeber mit Sitz in mit Sitz in der Schweiz und
verschiedenen Staaten ein Arbeitgeber mit Sitz im
der EU,(Wohnsitzprinzip) | EU-Wohnsitzstaat (Aus-

nahme vom Wohnsitzprin-
Einkommen Nichtver- Zip)
tragsstaat:
in der AHV versichert!
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Erwerbsort

Wohnsitz

in der Schweiz

im Ausland

EU-Staat/en, Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

Einkommen EU:

in der AHV versichert,
wenn ein/mehrere Arbeit-
geber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeber-
prinzip) oder mehrere Ar-
beitgeber mit Sitz in ver-
schiedenen Staaten der
EU (Wohnsitzprinzip)

Einkommen Vertrags-
staat:

in der AHV versichert!2

Einkommen Nichtver-
tragsstaat:

in der AHV versichert!

Einkommen EU:

in der AHV versichert
wenn kein wesentlicher
Teil der Tatigkeit im Wohn-
sitzstaat und ein/mehrere
Arbeitgeber mit Sitz in der
Schweiz (Arbeitgeberprin-
zip) oder ein Arbeitgeber
mit Sitz in der Schweiz und
ein Arbeitgeber mit Sitz im
EU-Wohnsitzstaat (Aus-
nahme vom Wohnsitzprin-

Zip)

1 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstanden nach
Art. 6" AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. ,Vertragsstaaten® sind fiir EU-Staats-
angehdrige ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die Sozialversicherungsabkommen nicht auch auf
Drittstaatsangehorige anwendbar sind (vgl. Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtver-
tragsstaat®, ist Art. 6" AHVV ebenfalls zu beachten.

2 Mit Ausnahme des Einkommens aus der Tatigkeit in Australien, Indien, Japan, Ka-
nada/Québec, Liechtenstein, auf den Philippinen und in den USA (vgl. Rz 2084).
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Anhang 5: Staatsangehdrige von Nichtvertragsstaaten, die eine

selbststandige Tatigkeit austiben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV
versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-

tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

Wohnsitz
Erwerbsort : : .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert*
Vertragsstaat in der AHV versichert!? -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?

EU-Staat(en)

in der AHV versichert!3

Schweiz und Ver-
tragsstaat

in der AHV versichert!2

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?

Schweiz und EU-
Staat(en)

in der AHV versichert!3

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?

Schweiz und Nicht-
vertragsstaat

in der AHV versichert!

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?

Schweiz, EU-
Staat(en), Vertrags-
staat

in der AHV versichert!23

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert*

Schweiz, EU-
Staat(en), Nichtver-
tragsstaat

in der AHV versichert!3

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert*

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

in der AHV versichert!23

1

Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstanden nach
Art. 6 AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. Fur Staatsangehdrige von Nichtver-
tragsstaaten sind ,EU-Staaten“ und ,Vertragsstaaten® ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die So-
zialversicherungsabkommen nicht auch auf Drittstaatsangehérige anwendbar sind (vgl.

Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtvertragsstaat®, ist Art. 6*" AHVV ebenfalls zu be-
achten.

Mit Ausnahme des Einkommens aus der Tatigkeit in Japan und Liechtenstein (vgl. Rz
2084).

Ausgenommen das Einkommen aus der Tatigkeit in Deutschland, Danemark, Irland, Schwe-
den und der Slowakei (vgl. Rz 2084).

In der AHV nicht versichert, wenn sich der Wohnsitz in den USA, in Kanada/Québec, auf den
Philippinen und in Indien befindet (vgl. Rz 2079 und 2082).
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Anhang 6: Staatsangehdrige von Nichtvertragsstaaten, die eine

unselbststandige Tatigkeit ausiben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV
versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-

tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

Wohnsitz
Erwerbsort : : .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert
Vertragsstaat in der AHV versichert!3 -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert3

EU-Staat(en)

in der AHV versichert?

Schweiz und Ver-

in der AHV versichert!3

Einkommen Schweiz:

Staat(en), Vertrags-
staat

tragsstaat in der AHV versichert
Schweiz und EU- in der AHV versichert? Einkommen Schweiz:
Staat(en) in der AHV versichert
Schweiz und Nicht- in der AHV versichert3 Einkommen Schweiz:
vertragsstaat in der AHV versichert
Schweiz, EU- in der AHV versichert}23 | Einkommen Schweiz:

in der AHV versichert

Schweiz, EU-
Staat(en), Nichtver-
tragsstaat

in der AHV versichert23

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

in der AHV versichert!23

1 Mit Ausnahme Einkommens aus der Tatigkeit in Australien, Indien, Japan, Kanada/Québec,

Liechtenstein, auf den Philippinen und in den USA (vgl. Rz 2084).

2 Ausgenommen das Einkommen aus der Tatigkeit in Deutschland, Danemark, Irland, Schwe-

den und der Slowakei.

3 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstéanden nach

Art. 6 AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. Fiur Staatsangehdrige von Nichtver-
tragsstaaten sind ,EU-Staaten“ und ,Vertragsstaaten® ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die So-

zialversicherungsabkommen nicht auch auf Drittstaatsangehérige anwendbar sind (vgl.

Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtvertragsstaat®, ist Art. 6*" AHVV ebenfalls zu be-

achten.
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Anhang 7: Staatsangehdrige von Vertragsstaaten, die eine
selbststandige Tatigkeit austben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV

versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-
tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

wenn Erwerbstatigkeit in In-
dien, Kanada/Quebec, auf
den Philippinen und in den
USA oder bei Personen,
die nicht Angehoérige des
Vertragsstaates sind, in
dessen Gebiet sie arbei-
tent?

Erwerbsort Wohnsitz

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert*
Vertragsstaat in der AHV versichert, -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert?

EU-Staat(en)

in der AHV versichert!3

Schweiz und Ver-
tragsstaat

Einkommen Schweiz
in der AHV versichert

Einkommen Vertragsstaat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
Indien, Kanada/Quebec,
auf den Philippinen und in
den USA oder bei Perso-
nen, die nicht Angehdérige
des Vertragsstaates sind,
in dessen Gebiet sie arbei-
tent?

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert*

Schweiz und EU-

in der AHV versichert!3

Einkommen Schweiz:

Staat(en) in der AHV versichert*

Schweiz und Nicht- in der AHV versichert! Einkommen Schweiz:

vertragsstaat in der AHV versichert*
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Staat(en), Vertrags-
staat

in der AHV versichert!3

Einkommen Vertragsstaat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
Indien, Kanada/Quebec,
auf den Philippinen und in
den USA oder bei Perso-
nen, die nicht Angehdérige
des Vertragsstaates sind,
in dessen Gebiet sie arbei-
ten?

Erwerbsort Wohnsitz
in der Schweiz im Ausland
Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU: Einkommen Schweiz:

in der AHV versichert*

Schweiz, EU-
Staat(en), Nichtver-
tragsstaat

in der AHV versichert!3

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert?

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nichtver-
tragsstaat

Einkommen EU/Nichtver-
tragsstaat:

in der AHV versichert!3

Einkommen Vertragsstaat:

in der AHV versichert,
wenn Erwerbstatigkeit in
Indien, Kanada/Quebec,
auf den Philippinen und in
den USA oder bei Perso-
nen, die nicht Angehdérige
des Vertragsstaates sind,
in dessen Gebiet sie arbei-
ten?

Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstanden nach
Art. 6 AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. Fur die Staatsangehdrigen eines Ver-
tragsstaates sind ,EU-Staaten” und ,Vertragsstaaten, deren Staatsangehdrigkeit sie nicht
besitzen* ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die Sozialversicherungsabkommen nicht auch auf
Drittstaatsangehdrige anwendbar sind (vgl. Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtver-
tragsstaat®, ist Art. 6" AHVV ebenfalls zu beachten.

Mit Ausnahme des Einkommens aus der Tatigkeit in Liechtenstein, und Japan (vgl.
Rz 2084).

Ausgenommen das Einkommen aus der Tatigkeit in Deutschland, Danemark, Irland, Schwe-
den und der Slowakei

In der AHV nicht versichert, wenn sich der Wohnsitz in den USA in Kanada/Québec, auf den
Philippinen und in Indien befindet (vgl. Rz 2079 und Rz 2082).
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Anhang 8: Staatsangehdrige von Vertragsstaaten, die eine un-
selbststandige Tatigkeit austben

1/16

In der Tabelle werden nur die Einkommen erwahnt, die in der AHV

versichert sind. Die Regeln fur die EU-Staaten gelten analog fir die
EFTA-Staaten. Fur die Definition von "Vertragsstaat" und "Nichtver-
tragsstaat” vgl. Rz 1016.1.

ausser Personen, die nicht
Angehdrige des Vertrags-
staates sind, in dessen Ge-
biet sie arbeiten3

Wohnsitz
Erwerbsort : 5 .

in der Schweiz im Ausland
Schweiz in der AHV versichert in der AHV versichert
Vertragsstaat in der AHV nicht versichert, | -

Nichtvertragsstaat

in der AHV versichert3

EU-Staat(en)

in der AHV versichert?

Schweiz und Ver-
tragsstaat

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

Einkommen Vertragsstaat:
in der AHV nicht versichert,
ausser Personen, die nicht
Angehorige des Vertrags-
staates sind, in dessen Ge-
biet sie arbeiten!3

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

Schweiz und EU-

in der AHV versichert?

Einkommen Schweiz:

Staat(en) in der AHV versichert
Schweiz und Nicht- | in der AHV versichert? Einkommen Schweiz:
vertragsstaat in der AHV versichert
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Wohnsitz
Erwerbsort : 5 .
in der Schweiz im Ausland
Schweiz, EU- Einkommen Schweiz/EU- Einkommen Schweiz:

Staat(en), Vertrags-
staat

Staat(en):
in der AHV versichert 123

Einkommen Vertragsstaat:

in der AHV nicht versichert,
ausser Personen, die nicht
Angehdrige des Vertrags-
staates sind, in dessen Ge-
biet sie arbeiten3

in der AHV versichert

Schweiz, EU-
Staat(en), Nichtver-
tragsstaat

Einkommen Schweiz/EU-
Staat(en):
in der AHV versichert!23

Einkommen Nichtvertrags-
staat:

in der AHV versichert3

Einkommen Schweiz:
in der AHV versichert

EU-Staat(en), Ver-
tragsstaat, Nicht-
vertragsstaat

Einkommen EU:
in der AHV versichert?

Einkommen Vertragsstaat:

in der AHV nicht versichert,
ausser Personen, die nicht
Angehdrige des Vertrags-
staates sind, in dessen Ge-
biet sie arbeiten3

Einkommen Nichtvertrags-
staat:

in der AHV versichert3

1 In der AHV nicht versichert flr Einkommen aus Téatigkeiten in Australien, Indien, Japan, Ka-
nada/Québec, Liechtenstein, auf den Philippinen und in den USA.

2 Ausgenommen das Einkommen aus der Tatigkeit in Deutschland, Danemark, Irland, Schwe-

den und der Slowakei.

8 Das Einkommen aus der Tatigkeit in einem Nichtvertragsstaat ist unter Umstanden nach
Art. 6" AHVV von der Beitragspflicht ausgenommen. Fir die Staatsangehorigen eines Ver-
tragsstaates, die in einem anderen Vertragsstaat arbeiten, sind ,EU-Staaten* und ,Vertrags-
staaten” ,Nichtvertragsstaaten®, sofern die Sozialversicherungsabkommen nicht auch auf
Drittstaatsangehorige anwendbar sind (vgl. Rz 2084). Handelt es sich um einen ,Nichtver-
tragsstaat®, ist Art. 6" AHVV ebenfalls zu beachten.
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Anhang 9: Versicherungs- und Beitragspflicht fir Staatsange-

horige der Schweiz und der EU

1/16

Die Regeln fir die EU-Staaten gelten analog fur die EFTA-Staaten.

Wo ist ein Arbeitnehmer versichert bei Wohnsitz

mehrere EU-Arbeitgeber
mit Sitz in verschiedenen
EU-Staaten

Arbeitsstaat Schweiz EU

CH CH CH

EU EU EU

CH/EU CH CH (EU wenn wesentli-
ein oder mehrere CH-Ar- cher Teil der Tatigkeit im
beitgeber Wohnsitzstaat)

CH/EU CH wenn wesentlicher EU

ein oder mehrere EU-Ar- Teil der Tatigkeit in CH

beitgeber mit Sitz im glei- | (Sonst EU)

chen Staat

CH/EU CH EU

CH/EU

CH Arbeitgeber und EU-Ar-
beitgeber

CH wenn wesentlicher
Teil der Tatigkeit in der
CH (sonst EU)

CH wenn unwesentlicher
Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und EU-Ar-
beitgeber mit Sitz im
Wohnsitzstaat (sonst EU)

CH-Arbeitgeber und EU Ar-
beitgeber

EU/EU CH CH (EU wenn wesentli-
ein oder mehrere CH-Ar- cher Teil der Tatigkeit im
beitgeber Wohnsitzstaat)

EU/EU EU EU

ein oder mehrere EU-Ar-

beitgeber mit Sitz im glei-

chen Staat

EU/EU CH EU

mehrere EU-Arbeitgeber

mit Sitz in verschiedenen

EU-Staaten

EU/EU EU CH wenn unwesentlicher

Teil der Tatigkeit im
Wohnsitzstaat und EU-Ar-
beitgeber mit Sitz im
Wohnsitzstaat (sonst EU)
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Status / Arbeitsstaat Wo ist jemand versichert bei Wohnsitz
SE AN und SE Schweiz EU
CH CH CH
EU EU EU
CH/EU CH wenn wesentli- | CH, wenn Mittelpunkt der
cher Teil oder Mittel- | Tatigkeit in CH und kein
punkt der Tatigkeit | wesentlicher Teil der Ta-
in CH (sonst EV) tigkeit in Wohnsitzstaat
(sonst EU)
EU/EU EU EU
CH CH CH CH
EU EU EU EU
CH EU CH CH
EU CH EU EU
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Anhang 10: Hilfe fir die Bestimmung des anwendbaren Sozial-
versicherungsrechts bei Mehrfachtatigkeit nach
Vo (EG) Nr. 883/2004 und Vo (EG) Nr. 987/2009
1/16

Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Confédératllon Suisse Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV
Confederazione Svizzera Internationale Angelegenheiten

Confederaziun svizra

Hilfsblatt fiir die Bestimmung des anwendbaren Sozialversicherungsrechts bei

Mehrfachtatigkeit nach VO (EG) Nr. 883/2004 und VO (EG) Nr. 987/2009

Diese Abklarung ist notwendig, wenn eine Person die Staatsangehdrigkeit der CH oder eines EU-/EF TA-Staates besitzt
UND

1. mindestens in zwei Staaten der CH, EU oder EFTA tatig ist ODER

2. in einem Staat der CH, EU oder EFTA tatig ist und Sozialversicherungsleistungen aus einem anderen Staat der CH,
EU oder EFTA bezieht ODER

3. auf dem Gebiet von verschiedenen Staaten eine besondere Erwerbstatigkeit ausiibt (Beamte, Vertragsbedienstete
der £EU, Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung, Seeleute).

Es wird empfohlen, das Formular der zustandigen AHV-Ausgleichskasse fiir die Bestimmung des anwendbaren Sozialver-
sicherungsrechts zu Gbermitteln.

Betroffene Person

Sozialversicherungsnummer der Schweiz (AHV-Nr.) (wenn bekannt)

Name(n)

Vorname(n) gemass amtlicher Schreibweise

Geburtsdatum (tt. mm. jjjj)

Alle Staatsangehérigkeiten

Wohnsitzland

Aufenthaltsbewilligung fir Staatsangehérige der EU/EFTA OuL Os (@X<] Oc J

Tatigkeit beim Arbeitgeber respektive als Selbststandigerwerbender (einen Abschnitt pro Tatigkeit ausfiillen)

(O Arbeitnehmer (O Vertragsbedienstete der EU
Erwerbsart O Selbststandigerwerbender O Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung
(O Beamte und ihnen Gleichgestellte () Seeleute

Staat, in welchem sich der Sitz des Arbeitgebers / der Firma befindet

() Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(IIl) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

Hifsbiatt fir bei nach VO (EG) Nr dVO (EG) Nr. 987/2009 1/4
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Tatigkeit beim Arbeitgeber respektive als Selbststandigerwerbender (einen Abschnitt pro Tatigkeit ausfiillen)

(O Arbeitnehmer (O Vertragsbedienstete der EU
Erwerbsart O Selbststandigerwerbender O Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung
(O Beamte und ihnen Gleichgestellte O Seeleute

Staat, in welchem sich der Sitz des Arbeitgebers / der Firma befindet

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (©) 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt.mm.jjjj)

() Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt.mm.jjjj)

Tatigkeit beim Arbeitgeber respektive als Selbststandigerwerbender (einen Abschnitt pro Tatigkeit ausfiillen)

(O Arbeitnehmer (O Vertragsbedienstete der EU
Erwerbsart O Selbststandigerwerbender O Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung
(O Beamte und ihnen Gleichgestellte (O seeleute

Staat, in welchem sich der Sitz des Arbeitgebers / der Firma befindet

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(Il) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt. mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(Il) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)

Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj) )
P
Hifsviatt fur vei nach VO (EG) Nr Ind VO (EG) Nr. 98772009 2/4
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Tatigkeit beim Arbeitgeber respektive als Selbststandigerwerbender (einen Abschnitt pro Tatigkeit ausfiillen)

(O Arbeitnehmer (O Vertragsbedienstete der EU
Erwerbsart O Selbststandigerwerbender O Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung
(O Beamte und ihnen Gleichgestellte O Seeleute

Staat, in welchem sich der Sitz des Arbeitgebers / der Firma befindet

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (©) 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt.mm.jjjj)

() Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt.mm.jjjj)

Tatigkeit beim Arbeitgeber respektive als Selbststandigerwerbender (einen Abschnitt pro Tatigkeit ausfiillen)

(O Arbeitnehmer (O Vertragsbedienstete der EU
Erwerbsart O Selbststandigerwerbender O Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzung
(O Beamte und ihnen Gleichgestellte (O Seeleute

Staat, in welchem sich der Sitz des Arbeitgebers / der Firma befindet

(1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(I1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% - 24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt. mm.jjjj)

(II1) Erwerbsumfang (Arbeitszeit oder Einkommen)
Land
(O weniger als 5% O 5% -24% (O 25% oder mehr
Beginn (tt.mm.jjjj)
Ende bei befristetem Arbeitsvertrag (tt.mm.jjjj)

Hifsbiatt o bei nach Vo EG) Nr Ind VO (EG) Nr. 987/2009 3/4
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~
Sozialversicherungsleistungen

Art und Dauer der Leistung. Staat und Institution, welche die Leistung ausbezahlt

[ ] keine

[ ] Leistung bei Invaliditat

Land Institution

Beginn (tt.mm.jjjj) Ende (tt.mm.jjjj)
[ ] Leistung bei Unfall

Land Institution

Beginn (tt.mm.jjjj) Ende (tt. mm.jjij)
[ ] Leistung bei Krankheit

Land Institution

Beginn (tt.mm.jjjj) Ende (tt.mm.jjij)
[ ] Leistung bei Arbeitslosigkeit

Land Institution

Beginn (tt. mm.jjjj) Ende (tt. mm.jjjj)
[ ] Leistung bei Mutterschaft

Land Institution

Beginn (tt.mm.jjjj) Ende (tt. mm.jjjj)
[ ] Andere (prazisieren)

Land Institution

Beginn (tt.mm.jjjj) Ende (tt.mm.jjjj)

J

Die Unterzeichnenden erkléren, dass alle Angaben den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechen. Sie nehmen zur Kenntnis, dass sowohl
in der Schweiz als auch in den EU- oder EFTA-Staaten Kontrollen durch die zusténdigen Stellen durchgefihrt werden kénnen und im Falle
falscher Angaben eine Unterstellung unter ein ausléndisches Sozialversicherungssystem angeordnet werden kann.

Die Unterzeichnenden verpflichten sich, die zustandige AHV-Ausgleichskasse umgehend zu informieren, wenn sich die im vorliegenden
Formular gemachten Angaben &ndern. Sie stellen sicher, dass auf dem gesamten in der Schweiz und im auslandischen Staat er-
zielten Erwerbseinkommen die Sozialversicherungsbeitrage in der Schweiz abgerechnet werden.

Hinweis zum Datenschutz:

Die Angaben im vorliegenden Formular dienen der AHV-Ausgleichskasse zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben. Sie kénnen erfasst
und elektronisch gespeichert und unter Beachtung der schweizeri 1 Datt hutzvorschriften verwendet werden. Die hier gemachten
Angaben kénnen unter Beachtung der schweizerischen Datenschutzvorschriften den Organen einer anderen schweizerischen Sozialver-
sicherung oder anderen gesetzlich legitimierten Institutionen zur Verfugung gestellt werden.

Der Arbeitnehmer Der Arbeitgeber oder Selbststéndigerwerbender
Datum: Datum:
Unterschrift: o ' Stempel und Unterschrift:

Entscheid der AHV-Ausgleichskasse
Unter Berlcksichtigung der verfligbaren Informationen, ist

die betroffene Person den Rechtsvorschriften der sozialen Datum:
Sicherheit des folgenden Staates unterstelit:

étéfnﬁél und Unterschrift:

Hilfstiatt fir bei nach VO (EG) Nr dVO (EG)Nr. 987/2009 4/4
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Anhang 11: aufgehoben
1/16
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Anhang 12: aufgehoben
1/16
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Sozialversicherungsabkommen

Anhang 13
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13.2 Verwendung
1/16

— Fir die Arbeitnehmenden, die ein Unternehmen mit Sitz in der
Schweiz voriibergehend in einen Vertragsstaat entsendet, stellt
die Ausgleichskasse den Arbeitgebenden das obige Formular
aus, nachdem sie gepruft hat, ob die erforderlichen Voraussetzun-
gen (vorgangige Versicherung in der Schweiz, beschrankte
Dauer, wahrscheinliche Ruckkehr zu denselben Arbeitgebenden)
erfullt sind.

— Sie verfahrt in gleicher Weise flr Drittstaatsangehorige, die ins
Gebiet eines EU - bzw. EFTA-Staats entsandt werden.

— Wird eine Verlangerung der in den Abkommensbestimmungen
vorgesehenen Entsendungsdauer (im Sinne, dass die Arbeitneh-
menden weiterhin in der Schweiz versichert bleiben) gewtinscht,
richten Arbeitgebende und Arbeitnehmende gemeinsam das ent-
sprechende Gesuch ans BSV (vgl. Anhang 17). Dieses muss vor
Ablauf der jeweiligen Entsendedauer eingereicht werden.

— Das BSV konsultiert die zustandige auslandische Behorde. Die
gefassten Beschliisse werden in jedem Einzelfall den betroffenen
Versicherungstragern der beiden Lander mitgeteilt. Nach schwei-
zerischer Praxis wird einem solchen Verlangerungsgesuch nur
dann stattgegeben, wenn die gesamte Entsendungsdauer sechs
Jahre nicht tUbersteigt und die auslandische Behotrde mit der Ver-
lAngerung einverstanden ist.

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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13.3 Entsendedauer und Verlangerung aufgrund der Sozialver-
sicherungsabkommen

1/17

Norwegen* Entsendung: 1 Jahr
Verlangerung: bis 3 Jahre

Danemark* Entsendung: 24 Monate
Verlangerung: bis 3 Jahre

Uruguay Entsendung: 24 Monate
Verlangerung: bis 4 Jahre

San Marino Entsendung: 1 Jahr

Italien* Verlangerung: bis 6 Jahre

Chile Entsendung: 36 Monate

Bosnien und Herzego-
wina

Verlangerung: bis 6 Jahre

Montenegro

Serbien

Australien Entsendung: 60 Monate

Liechtenstein* Verlangerung: bis 6 Jahre

Japan Entsendung: 60 Monate
Verlangerung: bis 6 Jahre (ohne Zu-
stimmung)

USA Entsendung: 60 Monate

Kanada Verlangerung: bis 6,5 Jahre

Belgien* Entsendung: 12 Monate

Verlangerung: bis 5 Jahre

Niederlande*

Entsendung: 24 Monate
Verlangerung: bis 5 Jahre

Indien Entsendung: 72 Monate
Sudkorea Keine Verlangerung
EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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Bulgarien*
Deutschland*
Finnland*
Frankreich*
Griechenland*
Grossbritannien*
Irland*

Israel
Kroatien*
Luxemburg*
Mazedonien
Osterreich*
Philippinen
Portugal*
Schweden*
Slowakei*
Slowenien*
Spanien*

Tarkei
Ungarn*
Zypern*

Tschechische Republik*

Entsendung: 24 Monate
Verlangerung: bis 6 Jahre

* Nur fur Drittstaatsangehorige. Fir die eigenen Staatsangehdérigen siehe Rz 2024 ff.

EDI BSV
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13.4 Ubersicht der Staaten, mit denen die Schweiz ein Sozial-
versicherungsabkommen abgeschlossen hat
1/17

Die friheren Abkommen mit den heutigen EU-/EFTA-Staaten sind
kursiv gedruckt und finden nur fur Drittstaatsangehdérige Anwen-

dung.

Staat Inkrafttreten
Australien 01.01.2008
Belgien 01.05.1977
Bosnien-Herzegowina (Abk. mit Jugoslawien) 01.03.1964
Bulgarien 01.12.2007
Chile 01.03.1998
Danemark 01.12.1983

(revidiert 01.10.1986 und 01.12.1997)

Deutschland

01.05.1966

(revidiert 01.11.1976 und 01.04.1990)

Finnland 01.10.1986
Frankreich 01.11.1976
Grossbritannien 01.04.1969
Griechenland 01.12.1974
Indien* 29.01.2011
Irland 01.07.1999
Israel 01.10.1985
ltalien 01.09.1964

(revidiert 01.1973 und 01.02.1982
Japan 01.03.2012
Kanada/Quebec 01.10.1995
Kroatien 01.01.1998
Liechtenstein 01.05.1990

(revidiert 01.11.1996 und 14.08.2002)

Luxemburg 01.05.1969
Mazedonien 01.01.2002
Montenegro (Abk. mit Jugoslawien) 01.03.1964
Niederlande 01.07.1971
Norwegen 01.11.1980
Osterreich 01.01.1969
Portugal 01.03.1977
EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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Philippinen 01.03.2004
San Marino 01.03.1983
Schweden 01.03.1980
Serbien (Abk. mit Jugoslawien) 01.03.1964
Slowakel 01.12.1997
Slowenien 01.08.1997
Spanien 01.09.1970
Sudkorea* 01.06.2015
Tschechische Republik 01.11.1997
Turkei 01.01.1972
Ungarn 01.01.1998
Uruguay 01.04.2015
USA 01.11.1980
(revidiert 01.08.2014)
Zypern 01.01.1997
*es handelt sich um ein Entsendeabkommen
EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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Anhang 14: Auslanderinnen und Auslander, die tber spezielle
Ausweise des Eidg. Departements fur auswartige
Angelegenheiten verfliigen und vermutungsweise
von der AHV/IV befreit sind
1/17

14.1 Ausweis B mit rotem Rand

— Missionschefinnen und Missionschefs
— Leitende Beamtinnen und Beamte von internationalen Organisati-
onen

14.2 Ausweis C mit rotem Rand

— diplomatisches Personal von Botschaften, standigen Missionen
und Spezialmissionen

— Hohe Beamtinnen und Beamte von internationalen Organisatio-
nen

14.3 Ausweis D mit blauem Rand

— Verwaltungs- und technisches Personal von Botschaften, standi-
gen Missionen und Spezialmissionen

14.4 Ausweis D mit braunem Rand

— Beamtinnen und Beamte der Kategorie Berufspersonal von inter-
nationalen Organisationen

14.5 Ausweis O mit grauem Rand

— Personal nicht schweizerischer Staatsangehdorigkeit der Standigen
Beobachtermission Palastinas

14.6 Ausweis E mit violettem Rand

— Dienstpersonal von Botschaften, standigen Missionen und Spezi-
almissionen

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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— Beamtinnen und Beamte (Kategorie allgemeine Dienste) von in-
ternationalen Organisationen

14.7 Ausweis G mit tirkisfarbenem Rand und weissem Quer-
balken
— Beamtinnen und Beamte von internationalen Organisationen
(Kurzvertrag von begrenzter Dauer)
14.8 Ausweis L mit beigem Rand

— Personal nicht schweizersicher Staatsangehdrigkeit der internatio-
nalen Gemeinschaft der Roten Kreuz und Roten Halbmond-Ge-
sellschaften

14.9 Ausweis K mit rotem Rand und schwarzem Balken

— Berufs-Postenchefinnen und -Postenchefs und Berufskonsularbe-
amtinnen sowie Berufskonsularbeamte von konsularischen Ver-
tretungen

14.10 Ausweis K mit blauem Rand und schwarzem Balken

— Berufs-Konsularangestellte von konsularischen Vertretungen

14.11 Ausweis K mit violettem Rand und schwarzem Balken

— Dienstpersonal von konsularischen Vertretungen

14.12 Ausweis F mit gelbem Rand

— Private Hausangestellte von Angehérigen einer Botschaft (Aus-
weis B, C oder D), einem Konsulat (Ausweis K mit rotem Rand
und schwarzem Balken sowie Ausweis K mit blauem Rand und
schwarzem Balken), einer stéandigen Mission, einer Spezialmis-
sion oder einer internationalen Organisation, sofern sie den Best-

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
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immungen Uber soziale Sicherheit im Entsendestaat oder in ei-
nem dritten Staat unterstehen (Art. 33 Ziff. 2 Buchstabe b der
Wiener Konvention uber diplomatische Beziehungen)

14.13 Ausweis P mit blauem Rand

— wissenschaftliches Personal des CERN nicht schweizerischer
Staatsangehorigkeit und Familienmitglieder, die den gleichen Sta-
tus besitzen)

14.14 Ausweis R mit grauem Rand

— auslandische Mitarbeitende der IATA/SITA gemass den Steu-
erabkommen mit der IATA (Art. 5°S) und der SITA (Art. 7). Mitar-
beitende von anderen internationalen Organisationen, die auch ei-
nen Ausweis R mit grauem Rand erhalten, sind hingegen in der
AHV/IV/EO und ALV versichert.

14.15 Ausweis S mit grinem Rand

— Beamtinnen und Beamte schweizerischer Staatsangehdrigkeit in
internationalen Organisationen (vgl. Rz 3055 ff.). Sie haben je-
doch die Moglichkeit, der obligatorischen AHV beizutreten (vgl.
Rz 3058 ff.). Schweizerische Mitarbeitende des Internationalen
Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) und vom Roten Halbmond
sind hingegen obligatorisch versichert (Art. 1a Abs. 1 Bst. ¢ Ziff. 3
AHVG i.V.m. Art. 1 AHVV; Rz 3096).

Dagegen sind auslandische Staatsangehdrige, welche tber einen
Ausweis K mit weissem Rand (Honorarkonsulinnen und Honorar-
konsuln) oder einen Ausweis H ohne Rand (Personen ohne Vor-
rechte und Immunitéten in standigen Missionen, Spezialmissionen,
Botschaften oder Konsulaten sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ohne Beamtenstatus von internationalen Organisationen) verfiigen,
der AHV unterstellt. Dasselbe gilt fir das Personal nicht schweizeri-
scher Staatsangehdrigkeit beim IKRK (Ausweis | mit olivfarbenem
Rand) und dem Personal schweizerischer Staatsangehorigkeit von
Botschaften, standigen Missionen und Spezialmissionen (Ausweis S
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mit grinem Rand). Versichert sind auch die obgenannten privaten
Hausangestellten, sofern sie in keinem andern Land versichert sind.
Weitere Sonderregelungen finden sich zudem in Rz 3021 ff.
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Anhang 15: EU- bzw. EFTA-Gebietszugehorigkeiten
1/17

Das Abkommen mit der EU ist auf folgende Gebiete anwendbar:

— das Konigreich Belgien, die Republik Bulgarien, das Konigreich
Danemark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik Est-
land, die Republik Finnland, die Franzdsische Republik, die Re-
publik Griechenland, das Vereinigte Konigreich Grossbritannien
und Nordirland, Irland, die Italienische Republik, die Republik Kro-
atien, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das Grossher-
zogtum Luxemburg, die Republik Malta, das Konigreich der Nie-
derlande, die Republik Osterreich, die Republik Polen, die Portu-
giesische Republik, Rumé&nien, das Konigreich Schweden, die Re-
publik Slowenien, die Slowakische Republik, das Kdnigreich Spa-
nien, die Tschechische Republik, die Republik Ungarn und die
Republik Zypern.

— Uberseedepartemente von Frankreich:
Guadeloupe (enthalt die Inseln la Désirade, les Saintes, Marie-
Galante, Saint Barthélemy und den franzésischen Teil von Saint-
Martin), Martinique, Mayotte, Guyane und la Réunion

— die portugiesische Inselgruppe Azoren und Madeira

— die spanische Inselgruppe Balearen und die kanarischen Inseln

— die spanischen Stadte von Ceuta und Melilla (Enklaven in marok-
kanischem Gebiet)

— Gibraltar

— Alandinsel

Das Abkommen mit der EU ist auf folgende Gebiete nicht an-

wendbar:

— englischen Kanalinseln: Alderney, Guernsey, Herm, Jersey, Sark
und die Insel Man

— Faroer-Inseln

— FUrstentum von Monaco

— Furstentum von Andorra

— San Marino

— Vatikan

— Hoheitszonen des Vereinigten Konigreichs von Grossbritannien
und Nordirland in Zypern (Akrotiri und Dhekelia)

— Gronland

— Neukaledonien und seine Nebengebiete
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— Franzosisch-Polynesien

— franzoOsische Sud- und Antarktisgebiete

— Inseln Wallis und Futuna

— St. Pierre und Miquelon

— Aruba

— niederlandische Antillen (Bonaire, Curagao, Saba, Sint Eustatius,
Sint Maarten)

— Anguilla

— Kaimaninseln

— Falklandinseln

— Suidgeorgien und sudliche Sandwich-Inseln

— Montserrat

— Pitcairn

— St. Helena und Nebengebiete

— Britisches Antarktis-Territorium

— Britisches Territorium im Indischen Ozean

— Turks- und Caicosinseln

— Britische Jungferninseln

— Bermudas

Das EFTA-Ubereinkommen ist auf folgende Gebiete anwend-

bar:

— Republik Island, Furstentum Liechtenstein, Konigreich Norwegen,
Schweizerische Eidgenossenschaft

Das EFTA-Ubereinkommen ist auf folgende Gebiete nicht an-
wendbar:
— das norwegische Territorium von Svalbard (Spitzbergen)
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Anhang 16: Vereinbarung nach Art. 21 Vo 987/2009

1/16

Freiziigigkeitsabkommen zwischen der Schweiz
und der Europdischen Gemeinschaft Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit

Vereinbarung nach Artikel 21 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 987/09
zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber

Der Arbeitnehmer unterliegt den schweizerischen Rechtsvorschriften iiber soziale Sicherheit'. Der
Arbeitgeber verfiigt in der Schweiz liber keine Niederlassung.

Der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vereinbaren hiermit, dass die Pflichten des Arbeitgebers zur
Zahlung der Beitréage der sozialen Sicherheit und zur Erstattung der gesetzlich vorgeschriebenen

Meldungen vom Arbeithehmer wahrgenommen werden.

Der Arbeitgeber bleibt gegeniiber den Tragern der sozialen Sicherheit fir die Zahlung der Beitrage
haftbar.

TI Arbeitnehmer

N o e e
N O BN oo o e S B o s R e s B D e R e DR A R
Geburtsdatum: ..o suasmmssssnsssssim Staatsangehdrigkeit ...........cccooeeeiiiiiiiii
AAIESSE ..ottt ettt ettt et e e a et ettt eh e et ekt et es e et eh bt e ntehe e ettt ea e e ehteenneeenraeean
BVINEDI . st o osass s s SRR OAAERS 110 (215 SO

?I Arbeitgeber

Name des Arbeitgebers oder des Unternehmens .............cooooiiiiiiiiiiie e e

Der Arbeitnehmer hat diese Vereinbarung folgenden Versicherungstragern vorzulegen:

a) Der zustandigen AHV-Ausgleichskasse (1. Saule der gesetzlichen Rentenversicherung)
Hat der Arbeitnehmer mehrere Arbeitgeber und hat einer dieser Arbeitgeber eine Niederlassung in
der Schweiz, so nimmt dessen Ausgleichskasse das Formular entgegen.

b) Fur Betriebe nach Artikel 66 UVG der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt (Suva),
fiir die tibrigen Betriebe einem Unfallversicherer nach Artikel 68 UVG
Hat der Arbeitnehmer mehrere Arbeitgeber und hat einer dieser Arbeitgeber eine Niederlassung in
der Schweiz, so ist dessen Unfallversicherer zustéandig. Bei unterschiedlichen Tatigkeitsbereichen
kann es jedoch vorkommen, dass fir einen Arbeitnehmer sowohl bei der Suva als auch bei einem
Unfallversicherer nach Artikel 68 UVG abgerechnet werden muss.

! Ubersicht iber die schweizerische soziale Sicherheit, siehe www.bsv.admin.ch > Themen > Internationales
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c) Der BVG-Vorsorgeeinrichtung des Arbeitgebers (2. Saule der gesetzlichen
Rentenversicherung):

i) Name der registrierten BVG-Vorsorgeeinrichtung:

i) Falls der Arbeitgeber noch keiner registrierten BVG-Vorsorgeeinrichtung gemass Buchstabe i)
angeschlossen ist, muss er einen Anschlussvertrag mit einer BVG-Vorsorgeeinrichtung ab-
schliessen. Mit der Unterzeichnung der vorliegenden Vereinbarung bevollméchtigt der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer zum Abschluss eines solchen Anschlussvertrages. Der Arbeitgeber
und die Vorsorgeeinrichtung nehmen dabei zur Kenntnis, dass mit dem Abschluss des
Anschlussvertrages alle Arbeitnehmer des Arbeitgebers, die der schweizerischen beruflichen
Vorsorge unterstehen, in dieser Vorsorgeeinrichtung zu versichern sind.

d) Der Familienausgleichskasse des Wohnkantons, wenn der Arbeithehmer in der Schweiz
wohnt, andernfalls der kantonalen Familienausgleichskasse am Ort der Haupttatigkeit
Hat der Arbeithnehmer mehrere Arbeitgeber und hat einer dieser Arbeitgeber eine Niederlassung in
der Schweiz, so nimmt dessen Familienausgleichskasse das Formular entgegen.

Die Bezahlung der Beitrage an die obligatorische Krankenversicherung ist Sache des
Arbeitnehmers.

Datum, Unterschrift des Arbeitnehmers Datum, Unterschrift des Arbeitgebers

[
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Anhang 17: Antrag auf Weitergeltung des schweizerischen So-
zialversicherungsrechts wahrend einer voriberge-
henden Tatigkeit im Ausland
1/17

Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innemn EDI
Cunfédérati.on SUisfe Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV
Confederazione Svizzera Internationale Angelegenheiten

Confederaziun svizra

Antrag zur Weitergeltung des schweizerischen Sozialversicherungsrechts

wahrend einer voriibergehenden Tatigkeit im Ausland

Dieses Formular muss ordnungsgeméss ausgefilit werden und ist einzureichen bei der zustandigen AHV-Ausgleichskas-
se.

Gemass Art. 28 ATSG miissen die Versicherten und der Arbeitgeber samtliche fiir den Vollzug der Sozialversiche-
rungsgesetze bendtigten Angaben liefern.

Es ist zwingend Druckschrift zu verwenden. Sowohl der Arbeitnehmer wie auch der Arbeitgeber bzw. der Selbst-
stéandigerwerbende miissen das Formular in den dazu vorgesehenen Feldern am Formularende unterzeichnen.
Unvollstdndige Antrage werden nicht bearbeitet.

Arbeitnehmer oder Selbststandigerwerbender

Sozialversicherungsnummer der Schweiz (AHV-Nr)

Name(n)

Geburtsname(n)

Vorname(n) gemass amtlicher Schreibweise

Geschlecht O mannlich () weiblich Geburtsdatum (tt. mm.jjjj)
Geburtsort

Alle Staatsangehdérigkeiten
Krankenversicherung
Derzeit zustandiger schweizerischer Krankenversicherer (KVG)

D Die Person ist von der obligatorischen Schweizerischen KVG befreit. Bestétigung der zusténdigen kantonalen
Behorde beilegen.

Wohnsitz wahrend des Auslandeinsatzes
Adresszusatz/Postfach

Strasse und Nummer

PLZ Ort
Land
Telefon E-Mail

Adresse im Ausland wahrend des Einsatzes (falls vorhanden)
Adresszusatz/Postfach

Strasse und Nummer

PLZ Ort
Land
Telefon E-Mail
Angeben, falls der Wohnsitzstaat aufgrund oder wahrend des Auslandeinsatzes andert
Von Land Nach Land
e v
nirag zur Weit des wahrend einer vori Tatigkeit im Ausland 15
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Tatigkeit in der Schweiz

Erwerbsart (O Arbeitnehmer  (O) Selbststandigerwerbender
Firmenname

Unternehmens-Identifikationsnummer U-ID (wenn vorhanden)

Kontaktperson

Adresszusatz/Postfach

Strasse und Nummer

PLZ Ort
Land
Telefon E-Mail

Beginn des Arbeitsverhaltnisses bzw. der selbststandigen Tatigkeit am (tt. mm.jjjj)
Bei befristeten Arbeitsvertragen: Ende des Arbeitsvertrags am (tt.mm.jjjj)

Derzeit zustandige schweizerische AHV-Ausgleichskasse (AHVG)
Abrechnungsnummer bei der AHV-Ausgleichskasse

Derzeit zustandige schweizerische Pensionskasse (BVG)

[ ] Die Person ist von der obligatorischen Schweizerischen BVG befreit. Bestatigung der berufliche Vorsorgeeinrich-
tung beilegen.

Derzeit zustandiger schweizerischer Unfallversicherer (UVG)

Voriibergehende Tatigkeit im Ausland

Land

Anschrift (falls bekannt)

Firmenname

Unternehmens-Identifikationsnummer U-ID (wenn vorhanden)
Kontaktperson

Adresszusatz/Postfach

Strasse und Nummer

PLZ Ort
Land
Telefon E-Mail

| [ ] keine feste Anschrift bekannt
Voraussichtliche Dauer der voriibergehenden Tatigkeit, Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt. mm.jjjj)

Der Arbeitnehmer oder der Selbststandigerwerbende war in den letzten O ia O -
24 Monaten bereits in demselben Staat eingesetzt L

Wenn ja, Einsatzzeiten angeben

Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt.mm.jjj)
Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt.mm.jjjj)
Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt.mm.jjjj)
Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt.mm.jjjj)
Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt. mm.jjjj)
Von (tt.mm.jjjj) Bis (tt. mm.jjjj)
rirag zur des warrend einer Tangket im Austand

215
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Unselbststandige Erwerbstatigkeit

Der Arbeitnehmer wird entsandt, um eine andere entsandte Person zu O Ja O Nein
ersetzen.

Wahrend der Entsendung ist ausschliesslich der Arbeitgeber in der
Schweiz befugt, das Arbeitsverhaltnis mit dem Arbeitnehmer zu kiindi- O Ja O Nein
gen, nicht jedoch der Einsatzbetrieb

Der Arbeitgeber in der Schweiz kann die Grundzige der Tatigkeit am 3
Einsatzort bestimmen QO O Nein

Die Arbeit wird nach der Entsendung wieder in der Schweiz voraussicht- O g O Nisi
lich bei dem gleichen Arbeitgeber aufgenommen

[ ] Einsatzbetrieb
[ ] Arbeitgeber in der Schweiz
[ ] Einsatzbetrieb
[] Arbeitgeber in der Schweiz
[ ] Einsatzbetrieb
[] Arbeitgeber in der Schweiz

Der Arbeitsvertrag besteht mit dem

Der Lohn wird bezahlt von

Die Sozialversicherungen werden bezahlt von

Selbststandige Erwerbstatigkeit

Wahrend der Entsendung wird die Infrastruktur in der Schweiz beibehal-

ten (z.B. Buroraume, Bewilligung fiir Berufsaustibung), was erlaubt, die O ia O HiF
gewohnliche Tatigkeit nach der Riickkehr in die Schweiz sofort wieder s

aufzunehmen

Die voruibergehende Tatigkeit im Ausland ist eine ahnliche Tatigkeit wie O B O néin

diejenige, welche normalerweise in der Schweiz ausgeibt wird

Wenn ja, Beschreibung

\ y

Vertretung des Arbeitgebers oder des Selbststandigerwerbenden (optional). Vofimacht beifegen

Firmenname

Kontaktperson
Adresszusatz/Postfach
Strasse und Nummer

PLZ ort
Land
Telefon E-Mail
J
oo wanrend erer Taghet mAwans 355
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Familienangehérige

Ehegatte / eingetragener Partner
AHV-Nr Name

Kinder

AHV-Nr Name

Vorname

Vorname

Geschlecht

O rearn

O i

Geschlecht

O ekt
O e

O rearisn
© i

©) renrich

O witin

O réren

O watinn

O remish
O witin

O reanen

O waten

Geburtsdatum
(ttmm

Geburtsdatum
(t.mm.jjjjy

Datum Heirat oder eingetragene
Partnerschaft
Al Staatsan g1 gory
gehdrigkeiten
O
[ Evshar Ok
O ertacms O
o
E PN O
b O wn
1) Ertaswal
L1 o
I Eu-Stear o "
O ertacma =
Ow Ok
O evsiar
O nan
[] EFTsestaat
[ cH
O Eu-stear Ow
Cepan | 9
[m] cn. A S
O evstar o
[ eFrastea L

Domiziladresse vor Entsendung

Domiziladresse vor Entsendung

Domiziladresse wahrend Entsen-
o

Domiziladresse vahrend Entsen-

a5
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Die Unterzeichnenden erklaren, dass alle Angaben den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechen. Sie nehmen zur Kennt-
nis, dass sowohl in der Schweiz als auch im Einsatzland durch die zustandigen Stellen Kontrollen durchgefiihrt werden
kénnen und falsche Angaben in diesem Antrag zum Widerruf der Ausnahmevereinbarung/Entsendung und damit zur An-
wendung der Rechtsvorschriften des Einsatzlandes fiihren kénnen.

Die Unterzeichnenden verpflichten sich, die zustandige AHV-Ausgleichskasse oder das Bundesamt fir Sozialversicherun-
gen umgehend zu informieren, wenn sich die im Antrag gemachten Angaben éndern. Sie stellen sicher, dass auf dem ge-
samten in der Schweiz und im Einsatzland erzielten Erwerbseinkommen die Sozialversicherungsbeitrage in der Schweiz
abgerechnet werden.

Hinweis zum Datenschutz:

Die Angaben im vorliegenden Formular dienen der AHV-Ausgleichskasse sowie dem Bundesamt fiur Sozialversicherun-
gen zur Erflullung der gesetzlichen Aufgaben. Sie werden erfasst und elektronisch gespeichert und unter Beachtung der
schweizerischen Datenschutzvorschriften verwendet. Die hier gemachten Angaben kénnen unter Beachtung der schwei-
zerischen Datenschutzvorschriften den Organen einer anderen schweizerischen Sozialversicherung oder anderen gesetz-
lich legitimierten Institutionen zur Verfligung gestellt werden.

Der Arbeitnehmer Der Arbeitgeber oder Selbststandigerwerbende
Datum: . . . Datum:
Unterschrift: Stempel und Unterschrift:
(chhtige Informationen: =y

Bei vorubergehender Austbung einer Erwerbstétigkeit in einem Staat, mit dem die Schweiz kein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen hat, befreit die Weiterfihrung der Versicherung in der Schweiz nicht automatisch von der Versicherungspflicht im Aus-
land. Auch im Staat, in dem die versicherte Person ihre Erwerbstatigkeit ganz oder teilweise ausibt, kénnen Sozialversicherungsbeitrage
erhoben werden; es kann somit zu Mehrfachunterstellungen kommen.

Die betroffenen Versicherten und ihre Arbeitgeber sind verpflichtet, auf dem an die arbeitnehmende Person ausgezahlten Bruttolohn
sowie auf allfallig im Ausland erzielte Einkommen und auf sémtliche geldwerten Vorteile, die Bestandteil des massgebenden Lohns sind,
weiterhin die gesetzlichen Beitrage von AHV/IV/EO/ALV, der Familienzulagen (FZ) und der Unfallversicherung (UVG) zu entrichten.
Sie bleiben grundsatzlich auch der obligatorischen beruflichen Vorsorge (BVG) unterstellt.

Ausserdem bleiben betroffene Versicherte wahrend mindestens zwei Jahren (verlangerbar bis max. 6 Jahre) und in bestimmten Féllen
wéhrend der gesamten Austibung der Erwerbstétigkeit im Ausland der schweizerischen obligatorischen Krankenpflegeversicherung
(KVG) und obligatorischen Unfallversicherung (UVG) unterstelit.

Je nach Wohnort der Kinder kénnen die Familienzulagen gekirzt werden; ihr Betrag wird in Abh&ngigkeit der Kaufkraft des Wohnlan-

\des berechnet. Es kann sogar vorkommen, dass die Familienzulagen ganz entfallen. =4
ntrag zur des warrend einer Tatigkeit im Ausland 5/5
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Anhang 18: Bescheinigung Al
1/16

Koordinierung der Systeme
der sozialen Sicherheit

Bescheinigung iiber
die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit,
die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind
Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 (%

INFORMATIONEN FUR DEN/DIE INHABER/IN

Dieses Dokument dient als Bescheinigung tiber die Sozialversicherungsvorschriften, die fir Sie gelten,

und als Bestatigung, dass Sie in einem anderen Staat keine Beitrage zu zahlen haben.

Bevor Sie den Staat, in dem Sie versichert sind, verlassen, um in einem anderen Staat eine Arbeit aufzunehmen,

sollten Sie sicherstellen, dass Sie Gber die Dokumente verfiigen, die Sie berechtigen, die notwendigen

Sachleist (medizinische Versorgung, stationdre Behandlung usw.) im Staat lhrer Erwerb igkeit zu erhal

* Wenn Sle sich im Staat |hrer Erwerbstétigkeit vorlibergehend aufhalten, beantragen Sie bei Ihrem

gstrager eine Europaische K sicher te (EKVK/EHIC). Sie miissen diese
Karte bei Ihrem Gesundheitsdienstleister vorlegen, wenn Sie wahrend lhres At alts Sachlei in
Anspruch nehmen missen.

. Wem Sie sich Im Staat lhrer Erwerbstatigkeit niederlassen, beantragen Sie bei lhrem

rungstrager das Formular S1 und tbermitteln di: hnellstmaglich dem andi

Ki sicherung ger des Ortes, an dem Sie |lhre Erwerbstatigkeit a ben ("").

Der Versicherungstrager im Aufenthaltsstaat wird bei einem Arbeitsunfall r Berufskrankheit vorlaufig

besondere Leistungen erbringen.

K sicher

Si

1. ANGABEN ZUR PERSON DES INHABERS/DER INHABERIN

11 Personliche Versichertennummer O weiblich O Ménnlich
1.2

1.3

1.4

1.5 | b Staatsangehérigkeit

1.7

18

1.8.1 StraBe, Nr. 1.8.3 Postleitzahl
1.8.2 Ort 1.8.4 Landercode
1.9  Anschrift im

1.91 StraBe, Nr. 1.9.3 Postleitzahl
1.9.2 Ort 1.9.4 Landercode

2. MITGLIEDSTAAT, DESSEN RECHTSVORSCHRIFTEN ANZUWENDEN SIND
21 Mitgliedstaat
2R Anfangsdatum 23 Enddatum
[l 2.4 Die Bescheinigung gilt fiir die Dauer der Tatigkeit
] 2.5 Die Feststellung ist vorlaufig

[ 2.6 Uber besti finden A dung gemas Verordnung (EG) Nr. 883/2004

(") Verordnung (EG) Nr. 883/2004, Artikel 11 bis 16, und Verordnung (EG) Nr. 987/2009, Artikel 19.

(**) InSpanien muss das entsprechende Dokument der Provinzialdirektion der staatlichen Sozialversicherungsanstalt (INSS) des
Wohnorts und in Schweden sowie Portugal dem jeweiligen Sozialversicherungstréger des Wohnorts tbermittelt werden.

(***) Liegen dem Tréger hierzu keine Angaben vor, informiert der/die Inhaber/in diesen entsprechend.

173

©Europdische Kommission
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Bescheinigung liber

die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit,

die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind

3. STATUSBESTATIGUNG

O 34 E

[l 3.3 Entsandte selbstindig erwerbstétige Person
[ 3.5 Beamter/Beamtin
] 3.7 Zum Kreis der Seeleute gehdrig

[ 3.9 In einem Staat als Beamter/Beamtin und in
einem anderen Staat oder mehreren anderen
Staaten als beschaftigte/selbststandig
erwerbstétige Person tétig

4. ANGABEN ZUM ARBEITGEBER/ZUR SELBSTSTAND' a

] 411 Arbeitnehmer/-in

4.2  Kenn-Nummer des Arbeitgebers/der sel
4.3 Name oder Firmenbezeichnung

4.4 Standige Anschrift

4.4.1 StraBe, Nr.

4.4.3 Ort

3.2 Arbeitnehmer/in arbeitet in zwei oder mehr
Staaten

3.4 Selbststandige/r, die/der in zwei oder mehr
Staaten erwerbstatig ist

3.6 Vertragsbedienstete

3.8 In verschiedenen Staaten als beschéftigte
und selbststandig erwerbstatige Person tatig

"RWERBS. ~ ,GKEIT

elbststéandig erwerbstatig

erbstatigkeit

4.4.2 Landercode
4.4.4 Postleitzahl

5. ANGABEN ZUM ARBEITGEBE. ./ ZUR SELBSTSTANDIGEN ERWERBSTATIGKEIT AN DEM ORT, AN DEM EINE

Name(n) oder Firmenname(n) und Kennnummer(n) des Betriebs/der Betriebe bzw. des Schiffs/der Schiffe
oder der Heimatbasis/der Heimatbasen, wo Sie beschaftigt sein werden

Anschrift(en) oder Name(n) des Schiffs/der Schiffe oder der Heimatbasis/der Heimatbasen, wo Sie im/in
den , Aufnahme*-Staat/en (selbststéandig) erwerbstatig sein werden

] 5.3 Oder: Keine feste Anschrift im/in den Staat/en der (selbststindigen) Erwerbstatigkeit

2/3
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der sozialen Sicherheit

A1 Bescheinigung iiber

die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit,
die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind

6. AUSSTELLENDER TRAGER

Name

StraBe, Nr.

Oort

Postleitzahl 6.5 Landercode
Kenn-Nummer des Tragers

Faxnummer

Telefonnummer

E-Mail

Datum

Unterschrift

STEMPEL

373
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Anhang 19: aufgehoben
1/16

EDI BSV Wegleitung tber die Versicherungspflicht in der AHV/IV (WVP)
Giltig ab 01.01.2009 Stand; 01.01.2016 318.102.01d



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungen
	1. Allgemeines
	1.1 Relevante Normen
	1.2 Anwendbare Bestimmungen
	1.3 Persönliches Erfüllen der Versicherungsvoraussetzungen
	1.4 Nationalität
	1.5 Zivilrechtlicher Wohnsitz
	1.6 Erwerbsort
	1.7 Beitragsstatut in der AHV

	2. Die Versicherungsunterstellung im Allgemeinen
	2.1 Allgemeines
	2.2 Bestimmungen des AHVG
	2.3 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	2.3.1 Grundsatz: Unterstellung in einem einzigen Staat
	2.3.1.1 Unselbstständige Erwerbstätigkeit
	2.3.1.2 Selbstständige Erwerbstätigkeit
	2.3.1.3 Gewöhnliche Ausübung einer selbstständigen  und einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit in  mehreren Staaten
	2.3.1.4 aufgehoben
	2.3.2 Vorgehen für Personen, die gewöhnlich in mehre- ren Staaten arbeiten
	2.3.3.1 Beitragspflicht in der Schweiz
	2.3.3.2 Beitragspflicht in der EU/EFTA
	2.3.3.3 Umrechnungskurs


	2.4 Bestimmungen der Sozialversicherungsabkommen
	2.4.1 Grundsatz: Unterstellung am Erwerbsort
	2.4.2 Ausnahme: Entsendung
	2.4.3 Weitere Ausnahmen

	2.5 Ausübung einer Erwerbstätigkeit in einem EU-Staat bzw. einem EFTA-Staat und einem Vertragsstaat
	2.6 Ausübung einer Erwerbstätigkeit in einem Vertragsstaat und einem Nichtvertragsstaat
	2.7 Ausübung einer Erwerbstätigkeit in einem oder mehreren EU-Staaten bzw. EFTA-Staaten und einem Nichtvertragsstaat
	2.8 Ausübung einer Erwerbstätigkeit, die zeitlich nicht auf die verschiedenen Staaten aufgeteilt werden kann
	2.9 Falsche Versicherungsunterstellung im Verhältnis zur EU
	2.9.1 Grundsatz: Richtigstellung pro futuro
	2.9.2 Ausnahme: Rückabwicklung
	2.10  Falsche Versicherungsunterstellung im Verhältnis zu Vertragsstaaten



	3. Anwendbares Recht für gewisse Spezialkategorien
	3.1 Die Arbeitnehmenden von internationalen Schienen- und Strassentransportunternehmen
	3.1.1 Allgemeines
	3.1.2 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	3.1.2.1 Abkommen mit der EU
	3.1.2.2 aufgehoben
	3.1.3 Sozialversicherungsabkommen

	3.2 Internationale Lufttransportunternehmen
	3.2.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	3.2.1.1 Abkommen mit der EU
	3.2.1.2 aufgehoben
	3.2.2 Bestimmungen der Sozialversicherungsabkommen betreffend internationale Lufttransportunternehmen

	3.3 Internationale Schifffahrt
	3.3.1 Binnenschifffahrt
	3.3.1.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	3.3.1.2 Sozialversicherungsabkommen

	3.3.2 Rheinschifferinnen und -schiffer
	3.3.3 Hochseeschifferinnen und -schiffer
	3.3.3.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	3.3.3.2 Sozialversicherungsabkommen


	3.4 Personal mit Vorrechten und Immunitäten
	3.4.1 Personal ausländischer Vertretungen in der Schweiz
	3.4.1.1 Grundsatz
	3.4.1.2 Vertretungen von EU-/EFTA-Staaten in der Schweiz
	3032  aufgehoben
	3.4.1.3 Vertretungen von Vertragsstaaten in der Schweiz
	3.4.1.4 Vertretungen von Nichtvertragsstaaten in der Schweiz

	3.4.2 Personal von schweizerischen Vertretungen im Ausland
	3.4.2.1 Grundsatz
	3.4.2.2 Vertretungen in EU- und EFTA-Staaten
	3.4.2.3 Vertretungen in Vertragsstaaten
	3.4.2.4 Vertretungen in Nichtvertragsstaaten


	3.5 Internationale Beamtinnen und Beamte
	3.5.1 Internationale Beamtinnen und Beamte mit Schweizer Bürgerrecht
	3.5.2 Internationale Beamtinnen und Beamte mit ausländischer Staatsangehörigkeit
	3.5.3 Nichterwerbstätige Ehegatten bzw. eingetragene Partnerinnen und Partner der internationalen Beamtinnen und Beamten

	3.6 Personal von Organisationen mit Fiskalabkommen
	3.7 Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz
	3.7.1 Grundsatz
	3.7.2 Ausnahmen

	3.8 Grenzbetriebe
	3.8.1 Abkommen mit der EU bzw. EFTA-Übereinkommen
	3.8.2 Sozialversicherungsabkommen

	3.9 Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung
	3.10 Flüchtlinge und Staatenlose
	3.11 Mitarbeiter von Hilfsorganisationen und des IKRK
	3.12 Nichterwerbstätige Personen
	3.12.1 Personen mit Wohnsitz in der Schweiz
	3.12.2 Nichterwerbstätige mit Wohnsitz im Ausland
	3.12.3 Nichterwerbstätige Familienangehörige, die eine in der AHV versicherte Person ins Ausland begleiten

	3.13 Beamtinnen und Beamte
	3.13.1 Allgemeines
	3.13.2 Abkommen mit der EU/EFTA
	3.13.3 Sozialversicherungsabkommen


	4. Beitritts- und Weiterführungsversicherungen
	4.1 Weiterführung der Versicherung von Personen, die im Ausland für Arbeitgebende in der Schweiz tätig sind
	4.1.1 Voraussetzungen
	4.1.2 Verfahren
	4.1.3 Übergangsbestimmungen zur 10. AHV-Revision
	4.1.4 Beiträge
	4.1.5 Versicherungsende

	4.2 Weiterführung der Versicherung bei nichterwerbstätigen Studierenden mit Wohnsitz im Ausland
	4.2.1 Voraussetzungen
	4.2.2 Verfahren
	4.2.3 Versicherungsende

	4.3 Freiwilliger Beitritt zur obligatorischen AHV/IV/EO von Personen, welche aufgrund des Abkommens mit der EU bzw. des EFTA-Übereinkommens  oder eines Sozialversicherungsabkommens in der Schweiz nicht versichert sind
	4.3.1 Verfahren
	4.3.2 Beiträge
	4.3.3 Versicherungsende

	4.4 Freiwilliger Beitritt von nichterwerbstätigen Personen, die ihre versicherten Ehegatten oder ihre eingetragene Partnerin bzw. ihren eingetragenen Partner ins Ausland begleiten
	4.4.1 Verfahren
	4.4.2 Versicherungsende

	4.5 Freiwillige Versicherung
	4.6 Beitritt von internationalen Beamtinnen und Beamten sowie ihren Familienangehörigen

	5. Ausnahmen von der Versicherung
	5.1 Unzumutbare Doppelbelastung
	5.1.1 Formelle Voraussetzungen
	5.1.2 Materielle Voraussetzungen
	5.1.3 Verfügung
	5.1.4 Wirkung der Befreiung
	5.1.5 Verwaltungsmässige Auswirkungen beim Dahinfallen der Befreiung

	5.2 Befreiung der Selbstständigerwerbenden und der Arbeitnehmenden ohne beitragspflichtigen Arbeitgebenden wegen verhältnismässig kurzer Zeit
	5.3 Weitere Befreiungsmöglichkeiten

	Anhang 1: Schweizerinnen und Schweizer, die eine selbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 2: Schweizerinnen und Schweizer, die eine unselbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 3: Staatsangehörige der EU, die eine selbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 4: Staatsangehörige der EU, die eine unselbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 5: Staatsangehörige von Nichtvertragsstaaten, die eine selbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 6: Staatsangehörige von Nichtvertragsstaaten, die eine unselbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 7: Staatsangehörige von Vertragsstaaten, die eine selbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 8: Staatsangehörige von Vertragsstaaten, die eine unselbstständige Tätigkeit ausüben
	Anhang 9: Versicherungs- und Beitragspflicht für Staatsangehörige der Schweiz und der EU
	Anhang 10: Hilfe für die Bestimmung des anwendbaren Sozialversicherungsrechts bei Mehrfachtätigkeit nach Vo (EG) Nr. 883/2004 und Vo (EG) Nr. 987/2009
	Anhang 11: aufgehoben
	Anhang 12: aufgehoben
	Anhang 13: Sozialversicherungsabkommen
	13.1 Entsendungsbescheinigung – Sozialversicherungsabkommen
	1/16
	Anhang 14: Ausländerinnen und Ausländer, die über spezielle Ausweise des Eidg. Departements für auswärtige Angelegenheiten verfügen und vermutungsweise von der AHV/IV befreit sind
	14.1 Ausweis B mit rotem Rand
	14.2 Ausweis C mit rotem Rand
	14.4 Ausweis D mit braunem Rand
	14.6 Ausweis E mit violettem Rand
	14.8 Ausweis L mit beigem Rand
	14.10 Ausweis K mit blauem Rand und schwarzem Balken
	14.11 Ausweis K mit violettem Rand und schwarzem Balken
	14.12 Ausweis F mit gelbem Rand
	14.15 Ausweis S mit grünem Rand
	Anhang 15: EU- bzw. EFTA-Gebietszugehörigkeiten
	Das EFTA-Übereinkommen ist auf folgende Gebiete anwendbar:
	Anhang 16: Vereinbarung nach Art. 21 Vo 987/2009
	Anhang 17: Antrag auf Weitergeltung des schweizerischen Sozialversicherungsrechts während einer vorübergehenden Tätigkeit im Ausland
	Anhang 18: Bescheinigung A1
	Anhang 19: aufgehoben



